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Pathologie der bürgerlichen 
Gesellschaft 

Notwendigkeit der kommunistischen 
Revolution 

Wachsende Kriminalitat; zunehmender Ausbruch von 
Gewalttatigkeit bei Begegnungen und Zusammensein 
von Menschen; Depressionen, Neurosen, Psychosen 
als Dauerschnupfen eines immer breiteren Teils 
der Gesellschaft; um sich greifende Fluchtgedan­ 
ken; steiler Anstieg des Verbrauchs harter Dro­ 
gen; Trunksucht; Verallgemeinerung der Einnahme 
"medizinischer" Beruhigungs- und Aufputschmittel; 
internationaler Wettbewerb um die hëchste Selbst­ 
mordrate im allgemeinen und Kinderselbstmordrate 
im besonderen etc. Die bürgerliche Gesellschaft 
erzeugt tagtaglich unzahlige Erscheinungen so­ 
zialer Pathologie. Auf dieser Grundlage blühen 
ganze Wirtschaftszweige, von der Pharmaindustrie 
bis hin zu den Massenmedien, von den Schnapsbren­ 
nereien bis hin zu der bürgerlichen Soziologie 
und Psychologie. 

Die Soziologen erzeugen Erklarungen für die Pa­ 
thologie der bürgerl ichen Gesellschaft. Ein Teil 
dieser Zunft führt die sozialen Krankheitser­ 
scheinungen auf die Bedingungen allgemeiner Un­ 
sicherheit und Anarchie zurück, die mit derWelt­ 
wirtschaftskrise entstanden; ein anderer Teil 
"entdeckt" die Ursache hingegen im "GenuB- und 
Konsumrausch", bzw. in den "übersteigerten Er­ 
wartungen", die von den "Wohlstandsjahren" ge­ 
weckt wurden. Die einen wie die anderen erzahlen 
nur einen Teil der Wahrheit, die sie dadurch um­ 
so besser verschleiern. Wie kënnte es aber auch 
anders sein? Sie sind Wortführer der lnteressen 
und der ldeologie der herrschenden Klasse. Gegen 
die Krankheiten ihrer Gesellschaft kënnen sie 
keine andere "Therapie" verschreiben, ais eine 
weitere Entwicklung des Kapital ismus, aus dem 
selbstverstandlich die krisenbedingten (oder 
wohlstandsbedingten) Ungleichgewichte und Aus­ 
wüchse zu beseitigen seien. 

"Woh I stand" und Kr i se gehëren aber zusammen. Sie 
folgen nicht nur aufeinander, sondern bedingen 
sich gegenseitig im Laufe eines einzigen Prozes­ 
ses. Die Akkumulation von Kapital geht in Form 
e i nes "Zyklus von Perioden mittlerer Lebendig­ 
keit, Produktion unter Hochdruck, Krise und 
Stagnation" (1) vor sich; die wachsende Akkumu- 
1 a t ion von Kap i ta I i s t die Bedingung und zug I ei ch 
das Ergebnis seiner zyklischen Vernichtung. Dies 
kënnen Soziologen aber nicht zugeben. Ebensowenig 
kënnen sie zugeben, daB mit der ungeheuerlichen 
Entwicklung der Produktivkrafte im Kapitalismus 
"die maBloseste Verschwendung der gesellschaft­ 
lichen Produktionsmittel und Arbeitskrafte" (2) 
einhergeht - sie ist das notwendige Resultat des 
"anarchischen Systems der Konkurrenz", das se i - 
nerseits aus der erweiterten Reproduktion des 
Kapitals und somit aus den Produktionsverhalt­ 
nissen des Kapitalismus nicht wegzudenken ist. 

Dabe i i s t "àie Akkumulation von Reichtum auf 
dem einen Pol ( .•• ) zugleich Akkumulation von 
Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwissenheit, 
Brutalisierung und moralischer Degradation auf 
dem Gegenpol" (3). 

Wenn die Krise, in der sich die bürgerliche 
Welt befindet, für irgendetwas "verantwortl ich" 
ist, so gerade dafür, die Gesetze, welche alle 
Phasen der kapitalistischen Produktion (und al­ 
so die bürgerliche Gesellschaft) beherrschen,in 
ihrer vollen und brutalen Wirkung hervortreten 
zu lassen. Sie laBt die vom Kapitalismus im 
Hach wie in der Flaute, im UberfluB wie im Man­ 
ge! erzeugten Gemeinheiten offen zutage treten. 

"Die fortwahrende Umwalzung der Produktion, die 
ununterbrochene Erschütterung aller gesellschafè­ 
lichen zustande, die ewige Unsicherheit und Be­ 
wegung zeichnet die Bourgeoisepoche vor allen 
früheren aus" (4). Diese allgemeinen Kennzeichen 
des Kapitalismus, Kennzeichen seiner histori­ 
schen Kraft und zugleich Ursache seiner histo­ 
rischen Zerbrechlichkeit, bringt die Krise zum 
Ausdruck, wenn sie die Proletarier, aber auch 
einen breiten Teil der Mittelschichten und da­ 
her die mittelstandische Jugend in eine diffuse 
und tiefe Unsicherheit stürzt. 

Mit der Krise werden al le "Werte" der bürgerl i­ 
chen Gesellschaft entheil igt, es gibt keinen 
festen Hait, keine feste Norm mehr. Dies ist 
aber nur die Kehrseite der normalen Entwicklung 
di eser Gese 11 schaft: "Alles Standische und Ste­ 
hende verdampft, alles Heilige wird entweiht, 
und die Menschen sind endlich gezwungen, ihre 
Lebenstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen 
mit nüchternen Augen anzusehen"(5). 

Wo scheinbar Harmonie herrschte, laBt die Kri­ 
se Chaos entstehen. Damit beweist sie, daB "die 
Anarchie das Gesetz der von den gliedernden 
Privilegien emanzipierten bürgerlichen Ge­ 
sellschaft" ist, d.h. von der bürgerl ichen Ge­ 
sel lschaft in Reinkultur, ohne vorbürgerl iche 
Vorrechte; "und die Anarchie der bürgerli­ 
chen Gesellschaft ist die Grundlage des mo­ 
dernen offentlichen zustandes, wi.e der 
offentliche Zustand wieder seinerseits die Ge­ 
wëru: dieser Anarchie ist" (6). Stel l t die Krise 
die Menschen in ihrem verzweifelten Uberlebens­ 
kampf in einen wachsenden Gegensatz zueinander, 
so wird dadurch nur das Prinzip, in dem der Ka­ 
pitalismus seit seiner Entstehung den gesunden 
Stachel des Fortschritts erblickt, der freie 
Konkurrenzkampf, zur vollen Geltung gebracht: 
"Wie die freie Industrie und der freie Handel 
die privilegierte Abgeschlossenheit und damit 
den Kampf der privilegierten Abgeschlossenheiten 
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untereinander aufheben, dagegen an ihre Stelle 
den ( ..• ) losgebundenen, selbst nicht mehr durch 
den Schein eines allgemeinen Bandes an den an­ 
dern Menschen geknüpften Menschen setzen und den 
allgemeinen Kampf von Mann widèr Mann, Indivi­ 
duum wider Individuum erzeugen, so ist die ganze 
bürgerliche Gesellschaft dieser Krieg aller ( ... ) 
Individuen gegeneinander" (7). 

Die Krise stürzt selbst bürgerl iche Schichten 
ins Elend und, wenn sie ihnen dadurch nicht die 
Fahigkeit, die bürgerl iche Gesellschaft an der 
Wurzel zu bekampfen, verleiht (diese bleibt dem 
Proletariat vorbehalten), so ist es doch nur die 
normale Lebenslage des Proletariats, die infolge 
dieser Entwicklung auf einen breiteren Kreis 
ausgedehnt wi rd: "Bei den Proletariern ( ••• ) ist 
ihre eigene Lebensbedingung, die Arbeit, und da­ 
mit sa.mtliche Existenzbedingungen der heutigen 
Gesellschaft, ( .•. ) zu etwas zufalligem gewor­ 
den, worüber die einzelnen Proletarier keine 
Kontrolle haben und worüber ihnen keine gesell­ 
schaftliche Organisation eine Kontrolle geben 
kann" (8). 

Auf diesem Boden, auf dem Boden des Kapitalismus 
und der bürgerl ichen Gesellschaft, gedeihen die 
groBe und :kleine Kriminal l tât , der private Dieb­ 
stahl und die offentl iche Plünderung, die indi­ 
viduelle und Gruppengewalt, die Abirrungen und 
Sexualverbrechen, die bewaffneten Uberfalle und 
die spektakularen Entführungen, die Abrechnungen 
zwischen Einzelnen, Cl iquen und Familien, kurz 
"Brutalisierung und Degradation ". Sie gede i hen 
mit unterschiedlichem Gewicht, je nachdem ob man 
eine Periode der okonomischen Expansion oder Re­ 
zession durchmacht; ihre Natur ist aber in bei­ 
den Fallen dieselbe. Und wohlweislich gefordert 
von den verschiedenen ldeologen der herrschenden 
Ordnung entstehen auf diesem selben Boden wie~ 
derum die Mittel und Wege, um dieser unerbitt- 
1 ichen Wirklichkeit scheinbar auszuweichen, die 
sinnlose Flucht ins künstl iche Paradies der Dro­ 
ge oder, was auf dasselbe hinauslauft, der Reli­ 
gion, die sang- und klanglose Preisgabe der eit­ 
len GewiBheiten der bürgerl ichen Fortschritts­ 
ideologie, an deren Stelle die in weit groBerem 
MaBe verführerischen UngewiBheiten des lndivi­ 
dualismws~ Existential ismus und lrrational ismus 
treten. Auf diesem Boden wachsen schlieBlich 
Seite an Seite die Unterwerfung unter die Tabus 
der bürgerlichen Zivil isation und - dies sei 
hier gesagt, ohne sie beleidigen zu wollen - die 
Verzweiflung der "Terroristen". 

Als Kommunisten verlangen wir nicht von den 
Priestern des Kapitals, diesen vielen Politi­ 
kern, Geistlichen, Philosophen und Professoren, 
daB sie einsehen, daB die von ihnen tagtaglich 
angeprangerten Zersetzungserscheinungen notwen­ 
dige ~uBerungen der kapitalistischen Entwicklung 
darstellen. Von ihnen erwarten wir nichts ande­ 
res, als daB sie unter den Opfern dieser unent­ 
rinnbaren Entwicklung das Opium der Flucht oder, 
was auf dasselbe hinauslauft, des Reformismus 
verbreiten. Mehr noch, die Ohnmacht der offi­ 
ziellen und offiziosen "Kultur" der herrschenden 
Klasse kommt nirgends so klar zum Ausdruck, ais 
gerade in ihrem Versuch, diese Zersetzungser­ 
scheinungen ais zufallig, als Ausnahmen, zu er­ 
klaren, oder, was auf einer noch tieferen Ebene 
steht, ais Produkt von geheimnisvollen Faktoren, 
die auBerhalb der Gesellschaft entstehen und auf 
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sie hineinwirken - eine Neuauflage des "Bosei:i". 
Nichts kann den Niedergang dieser "Kultur" bes­ 
ser bloBstellen, ais die "Therapie", die sie 
allein zu verschreiben imstande ist, die Rück­ 
kehr der kapital istischen Wirtschaft zu einer 
vollkommen utopischen "harmonischen Entwick­ 
lung", die Rückkehr der bürgerlichen Gesell­ 
schaft zum Mythos i hrer "ewi gen Werte". 

ln der kapitalistischen Produktionsweise ver­ 
wandeln sich Tatigkeiten, die für die Menschen 
denkbar unproduktiv sind, in produktive Arbeit 
für das Kapital. Mit seiner spitzen Feder hat 
Marx vor mehr ais einem Jahrhundert gezeigt, 
daB unter solchen Bedingungen die Kriminal itat 
sich in ein Entwicklungsmittel, in einen Trager 
der Produktionserweiterung und in einen Faktor 
der ... Harmonie verwandelt, was im übrigen auf 
einer hoheren Ebene der•sozialen•F~ulnis nicht 
minder für den Parasitismus und die Nichtstue­ 
rei gilt. Wir werden diese Seiten von Marx fast 
vollstandig zitieren und dabei jene bürgerli­ 
chen Predigten über die ergiebigen und stimu­ 
lierenden Momente des Kapitalismus hervorheben, 
die Marx sarkastisch in seinen Text einfle~h~ 
tet, um sie mit den Verbrechen in Bezug zu 
bringen, die das Kapital in seiner ganzen Lauf­ 
bahn begleiten, von der bloBen Mehrwertauspres­ 
sung über die Schaffung "einer Unzahl jetzt un­ 
entbehrlicher, aber an und für sich überflüssi­ 
ger (und selbst schadl icher) Funktionen" (9), 
bis hin zu den lokalen, nationalen, kolonialen 
und imperialistischen Kriegen. Marx schreibt 
als Pararhrase eines bürgerl ichen okonoms: 

"Ein Philosoph produziert Ideen, ein Poet Ge­ 
dichte, ein Pastor Predigten, ein Professor 
Kompendien usw. Ein Verbrecher produziert Ver­ 
brechen, Betrachtet man naher den zusammenhang 
dieses letztren Produktionszweigs mit dem Gan­ 
zen der Gesellschaft, so wird man von vielen 
Vorurteilen zurückkommen, Der Verbrecher produ­ 
ziert nicht nur Verbrechen, sondern auch das 
Kriminalrecht und damit auch den Professor, der 
Vorlesungen über das Kriminalrecht halt, und 
zudem das unvermeidliche Kompendium, worin die­ 
ser selbe Professor seine Vortrage als 'Ware' 
auf den allgemeinen Markt wirft, Damit tritt 
Vermehrung des Nationalreichtums ein. 
Ganz abgesehn von dem PrivatgenuB, den( ••• ) 
das Manuskript des Kompendiums seinem Urheber 
selbst gewahrt. 

Der Verbrecher produziert ferner die ganze Po­ 
lizei und Kriminaljustiz, Schergen, Richter, 
Henker, Geschworene usw.; und alle diese ver­ 
schiednen Gewerbszweige, die ebenso vi el e 
Kategorien der gesellschaftlichen Tei­ 
lung der Arbeit bilden, entwickeln ver­ 
schiedne F•higkeiten des menschlichen 
Geistes, schaffen neue Bedürfnisse und 
neue Weisen ihrer Befriedigung. Die Tor­ 
tur allein hat zu den sinnreichsten mechani­ 
schen Erfindungen AnlaB gegeben und in der Pro­ 
duktion ihrer Werkzeuge eine Masse ehrsamer 
Handwerksleute beschaftigt. 

Der Verbrecher produziert einen Eindruck, teils 
moralisch, teils tragisch, je nachdem, und 
leistet so der Bewegung der moralischen 
und asthetischen Gefühle des Publikums 
einen 'Dienst '. Er produziert nicht nur Kom­ 
pendien über das Kriminalrecht, nicht nur Straf- 
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gesetzbücher und damit Strafgesetzgeber, sonde:n 
auch Kunst, schone Literatur, Romane und sogar 
Tragodien ( ••• ). Der Verbrecher unterbricht die 
Monotonie und Alltagssicherheit des bürgerli­ 
chen Lebens. Er bewahrt es dami t vor Stag­ 
na tian und ruft jene unruhige Spannung 
und Beweglichkeit hervor, ohne die 
selbst der Stachel der Konkurrenz ab­ 
stumpfen würde. Er gibt so den produktiven 
Kraften einen Sporn. Wahrend das Verbrechen ei­ 
nen Teil der überzahligen Bevolkerung dem Ar­ 
beitsmarkt entzieht und damit die Konkurrenz 
unter den Arbeitern vermindert, zu einem gewis­ 
sen Punkt den Fall des Arbeitslohns unter das 
Minimum verhindert, absorbiert der Kampf gegen 
das Verbrechen einen andern Teil derselben Be­ 
volkerung. Der Verbrecher tri tt so als 
eine jener natürlichen 'Ausgleichungen' 
ein, die ein richtiges Niveau herstel­ 
len und eine ganze Perspektive 'nützli­ 
cher' e e e cb ë t c i q uriq e zwe i o e auftun. ( ••. ) 

Waren sciûôeeez: je zu ihrer jetzigen vol Ikommei­ 
heit gediehn, wenn es keine Diebe gabe? Ware 
die Fabrikation von Banknoten zu ihrer gegen­ 
wartigen Vollendung gediehn, gabe es keine 
Falschmünzer? Hatte das Mikroskop seinen Weg in 
die gewohnliche kommerzielle Sphare gefunden 
( •.. ) ohne Betrug im Handel? Verdankt die prak­ 
tische Chemie nicht ebensoviel der Warenfal­ 
schung und dem Bestreben, sie aufzudecken, als 
dem ehrlichen Produktionseifer? ( ... ) Und ver­ 
laBt man die Sphare des Privatverbrechens: Ohne 
nationale Verbrechen, wëxe je der fiel tmarkt 
entstanden? Ja, auch nur Nationen?" (10) 

Dies sind die "Harmonien" der kapitalistischen 
Produktionsweise. Aus ihnen erwachst die "ewige 
Unsicherheit und Bewegung", welche die bürger- 
1 iche Gesellschaft kennzeichnen, Hier kann man 
nicht wie Proudhon und seine Jünger "gute" und 
"schlechte" Seiten voneinander trennen. Und es 
ist in der Apotheose der "nationalen Verbre­ 
chen", von denen die bürgerliche Rhetorik nur 
so schwarmt, daB die auf materiel 1er wie mora­ 
l ischer Ebene wohltuenden und fortschrittl i- 

chen W i rkungen der "priva ten" Verbrechen den 
Gipfel erreichen. Man kann den Triumphzug des 
kapital istischen Fortschritts nicht von der 
offensichtlichen Kriminal itat der ihm entspre­ 
chenden Gesellschaftsordnung trennen. Die für 
die Kleinbourgeoisie charakterischen Flucht­ 
techniken und ldeologien vermitteln vielleicht 
die Illusion, diesem Teufelskreis individuel! 
entrinnen zu kënnen. Sie reproduzieren nur die 
"Harmonien" und "Ausgleichungen" der kap l t a l l> 
stischen Ordnung, denen sie entwachsen. 

Nur jene Klasse, die auch schon mal die Klasse 
des "allgemeinen Skandals" genannt wurde, das 
moderne Proletariat, gewachsen unter der er­ 
drückenden Last dieses organisierten Verbre­ 
chens und zugleich in der hartenaber erzieheri­ 
schen Schule der Arbeit, kann den Teufelskreis 
brechen. Allein die kommunistische Revolution, 
die totalitare, anti individualistische, antina­ 
tionale, antimerkantile kommunistische Revolu­ 
tion kann ihn brechen. 

Anmerkungen: 
( 1) Marx, "Das Kapital", Band 1, 23. Kapitel, 

MEW 23, S. 661 
ebda, 15. Kapitel, S. 552 
ebda, 23. Kapitel, S. 675 

(2) 

(3) 

(4) "Manifest der Kommunistischèn Partei", 1848 
1. Kapi te 1 

(5) ebda. 

(6) Marx und Engels, "Die hei 1 ige Fami 1 ie", 
MEW 2, S. 124 

(7) ebda, S. 123 

(8) Marx und Engels, "Die deutsche ldeologie", 
MEW 3, S,77 

(9) "Das Kapital", op. cit., S. 552 
(10) Marx, "Theorien über den Mehrwert", erster 

Teil, MEW 26.1, S. 363 f. 

1 .. 
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DIE ERGEBNISSE DER IMPERIALISTISCHEN 
HERRSCHAFT IM IRAN (Ill. TEIL) 

Die Volksfedajin oder die Grenzen des 
Demokratismus 

ln den zwei ersten Teilen dieser Arbeit haben 
wir einen AbriB der historischen Entwicklung 
Persiens, bzw. des Iran geliefert und dabei das 
Schwergewicht auf die ëkonomischen und sozialen 
Ergebnisse der Eingl iederung dieses Landes in 
den Weltmarkt und seiner kapitalistischen Umge­ 
staltung gelegt (1). Die unter dem Schah und dem 
Druck des Imperia! ismus von oben vorangetriebene 
bürgerliche Umwalzung führte zum Ausbruch der 
sozialen Bewegung, die den Iran nach wie vor er­ 
schüttert und in deren Verlauf die Monarchie ge­ 
stürzt wurde. Welche Bedeutung haben nun die 
sozialen Kampfe und der Machtwechsel für die 
Entwicklung der'zwei entscheidenden Klassen 
- Bourgeoisie und Proletariat -, die das Pro­ 
dukt der kapital istischen Umgestaltung sind, d. 
h. für die weitere Entwicklung der bürgerl ichen 
Herrschaft einerseits und des proletarischen 
Klassenkampfes andererseits7 Auf diese Frage 
wollen wir hier naher eingehen. Hierfür werden 
wir von einer Kritik an den Volksfedajin ausge­ 
hen, um die Grenzen des Demokratismus am Bei­ 
spiel eines seiner radilelstenl.ertreters zu zeigen, 
denn diese Grenzen sind nicht allein die allge­ 
meinen Grenzen der radikalen Demokratie im Ver­ 
gleich zum Proletariat, sondern bringen zugleich 
auch die Hinfalligkeit des Programms einer demo­ 
kratischen Revolution auf der vom Iran erreich­ 
ten Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung 
greifbar zum Ausdruck. 

Dadas Proletariat im sozialen Kampf nichts zu 
verlieren hat als seine Ketten, wird es spontan 
dazu getrieben, seine Sympathien den radikalsten 
unter den vorhandenen Parteien entgegenzubringen 
Die proletarische Partei kann daher nur unter 
der Voraussetzung eines theoretischen wie prak­ 
tischen Kampfes gegen die Parteien der demokra­ 
tischen Opposition eine führende Rolle in der 
sozialen Bewegung erobern. Umso mehr ist dies 
im Hinblick auf den Iran wichtig, denn hier 
stellen radikale demokratischen Gruppen im Kampf 
gegen die Regierung Khomeini/Bazargan (2) Forde­ 
rungen auf, die im lnteresse des Proletariats 
1 iegen, ja sie rufen zur "Fortsetzung der Revolu­ 
tion" auf und zeigen sich bereit, hierfür Waffen­ 
gewalt einzusetzen. 

Es ware zweifellos noch zu früh, schon heute ei­ 
ne genaue Einschatzung der Natur und der Entwic~ 
lungsmëgl ichkeiten der unzahligen Gruppen der 
/ranischen Linken zu geben. lm Lichte der weni­ 
gen lnformationen, die durch die bDrgerliche 
Presse durchdringen, wird allerdings sichtbar, 
da8 die Parteien der "demokratischen" Opposition 

ein mehr oder weniger enges Geflecht darstellen, 
das bei den liberal-demokratischen parlamenta­ 
rischen Gruppen beginnt und bis zu den Guerril­ 
Jagruppen geht, von den trotzkistischen und 
maoistischen Gruppen ganz zu schweigen. Es bil­ 
den sich hierbei zwei Strange. Der eine ist re­ 
l igiës, beginnt bei den Gruppen, die den angeb- 
1 i ch ''for tschr i t t I i chen'' Ayato 11 ahs nahes tehen 
und re i cht bis zu den ''Modschahed in des Vo 1 kes' '; 
der andere ist laizistisch und verbindet die 
Linke der Nationalen Front und die Demokrati­ 
sche Front mit den Fedajin, wobei es an mehre­ 
ren Stellen Querverbindungen zu den Mullahs 
gibt. Dieser Dualismus scheint die grobe Wider­ 
spiegelung der Differenzierung zwischen klassi­ 
scher Kleinbourgeoisie und lohnbeziehenden Mit­ 
telschichten zu sein. Erstere steht dem Basar 
und der "Tradition" naher, wahrend letztere ein 
Produkt der Entwicklung des internationalen Ka­ 
pitals und daher zum Leidwesen des schiitischen 
Fundamental ismus "moderner" und "westl icher" 
eingestellt ist. Diese zwei Strange reichen bis 
ins Proletariat. 

Von unserem Standpunkt sind die Fedajin-i-Khalq 
(die Volksfedajin oder genauer die Guerrillaor­ 
ganisation der Volksfedajin lrans) die interes­ 
santeste Strëmung. Sie stehen auf dem auBersten 
Flügel der Jaizistischen Opposition, erklaren 
sich für "marxistisch-leninistisch", sind aber 
weder Moskau- noch Peking-horig und verfügen 
über eine Tradition des bewaffneten Kampfes ge­ 
gen das Schah-Regime, die ihnen eine wirkliche 
Sympathie in der Bevolkerung eingebracht hat 
(3). Natürlich haben sie am Februar-Aufstand 
teilgenommen und sie lehnten es ab, Khomeinis 
Aufruf zur Abgabe der Waffen Folge zu leisten. 
Sie wurden daher zu einer besonderen Zielschei­ 
be der wilden Angriffe der islamischen Mil izen 
und anderer "Wachter der Revolution", die Mitte 
August ihren Sitz stürmten. 

Wir verfügen !eider nur über wenige Dokumente. 
Dennoch genügen sie, um die Orientierung dieser 
Organisation zu verdeutlichen. Wir müssen uns 
hier aus Platzgründen auf die unmittelbar poli­ 
tischen Fragen beschranken und werden bei einer 
anderen Gelegenheit auf die nicht-proletarische 
Art und Weise, in der die Fedajin die dringen­ 
den Bedürfnisse der Massen zum Ausdruck bringen, 
und insbesondere auf ihr typisch kleinbürgerli­ 
ches Agrarprogramm eingehen. 

0 
0 0 

j 
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DaB die "islamische Revolution" den bestehenden 
Staat im wesentlichen unverandert lieB und sich 
ledigl ich darauf beschrankte, seine Spitze aus­ 
zuwechseln, ist eine Tatsache, die inzwischen 
sowohl von der imperial istischen Presse wie auch 
von der ganzen politischen Literatur der demo­ 
kratisch-konstitutionalistischen iranischen Stro­ 
mungen selbst bestatigt wird (4). 
Nach der E.inschatzung des "Entwurfs für ein Mi­ 
nimalprogramm" der Volksfedajin (5) ist "die 
volksfeindliche Soldnerarmee das Haupthindernis 
für die Fortsetzung der Revolution bis zum End­ 
sieg", Sie treten für die Bildung einer "Volks­ 
a rmee'' e in, die "durch die Bildung bewaffneter 
Organisationen der Volksverteidigung und des 
Volkswiderstands geschaffen werden soll. Die Ka­ 
detten der Luftwaffe, die Soldaten, die Offizie­ 
re, die patriotischen Unteroffiziere, die die 
Range der volksfeindlichen Armee verlassen und 
auf den blutigen Barrikaden gegen die Reaktion 
geka.mpft haben, werden sich an der militarischen 
Ausbildung und Organisation der Volksstreitkraf­ 
te beteiligen und durch ihren gewahlten Rat eine 
wichtige Rolle in der Verwaltung der Armeefüh­ 
rung spi el en". 

Damit stellt sich sofort die Frage nach den Be­ 
dingungen für die Bildung einer neuen Armee. Die 
Antwort, die der Marxismus darauf gibt, ist un­ 
miBverstandlich: Eine solche Armee kann nur das 
Resultat eines neuen Aufstandes sein, eines Auf­ 
standes, der diesmal dank einer Partei, die tat­ 
sachlich auf der Hohe ihrer revolutionaren Auf­ 
gabe steht, bis zur vollstandigen Zerschlagung, 
bis zur Vernichtung der alten Militarhierarchie 
geht (6). 
Aus den Erklarungen und Handlungen der Fedajin 
geht nicht hervor, daB sie einen neuen Aufstand 
ins Auge fassen. lm Gegenteil erklarte ein Ver­ 
treter dieser Organisation sogar, daB "der Zu­ 
sammenstoB zwischen den linken Kraften und den 
reaktionaren islamischen Kraften in einen Bür­ 
gerkrieg münden konnte. Ich hoffe, daB man nicht 
dazu kommt, aber die Gefahr besteht. Es ist walr­ 
scheinlich, daB der Imperialismus diese Situation 
ausnutzen wird. Die Losung ist eine Regierung 
der nationalen Einheit,die imstande ist, das 
Land aus dem alten Trott zu bringen" (7). 
Der einzige Weg,der zur Bi ldung der neuen "Volks­ 
armee" au+qe ze l qt wl r d ç l s t d l e Wahl der Armeefüh­ 
rung "durch Soldaten, Korporale, Luftwaffenka­ 
detten und Offiziersschüler" (8). Nun kann das 
Wahlprinzip zwar als Mittel für die Zersetzung 
der alten Armee und die Zerstorung der alten Mi­ 
l itarhierarchie nützlich sein, aber nur in Ver­ 
bindung mit dem Aufstand, wie es die Pariser 
Kommune und die russische Revolution zeigten. 
AuBerhalb dieser Perspektive ist das Wahlprinzip 
bestenfalls ein frommer Wunsch, schlimmstenfalls 
ein furchtbarer konterrevolutionarer Betrug. 
Wird diese Forderung getrennt von der Vorberei­ 
tung eines neuen Aufstands gestellt, so birgt 
sie die Gefahr, daB die "bewaffneten Organisa­ 
tionen der Volksverteidigung und des Volkswider­ 
stands" unter die Kontrolle der Militarhierar­ 
chie•geraten, d.h. daB sie die bürgerliche Armee 
durch Zufuhr neuen Blutes festigen helfen. 

Nicht anders stellen die Fedajin die Forderung 

der Konst i tuante: "Die provisorische Regierung 
muB unser Volk zur Wahl der verfassungsgebenden 
Versammlung und(, •• ) des neuen Regierungssy­ 
stems des Landes aufrufen" ("Programmentwurf", 
zit.). Doch selbst wenn man annimmt, daB im Iran 
eine bürgerl iche Revolution auf der Tagesordnung 
steht - ohne Zerschlagung des Staatsapparates 
kann die Konstituante nur einen Betrug darstel­ 
len, den die herrschenden Klassen in Reserve 
halten, um die Revolte der Massen abzulenken 
und zu lahmen, wenn der Islam sie nicht mehr 
zurückhalten kann (9). 

Die Zerschlagung des bestehenden Staates ist 
aber eine lebenswichtige Notwendigkeit für die 
proletarische Bewegung, und sei es nur, um die 
Forderungen zu erfüllen, die zumindest theore­ 
tisch im "demokratischen" und "antiimperiali­ 
stischen" Programm enthalten sind. Dies gilt 
insbesondere bei der Nationalitatenfrage, die 
nicht allein im Iran, wo dies durch die Unter­ 
drückung namentlich der kurdischen und arabi­ 
schen Minderheiten tragisch bestatigt wird, 
sondern lm ganzen Nahen Osten von auBerordent­ 
licher Bedeutung ist. 

Man braucht kein weiteres Beispiel ais die von 
Khomeini befohlene, brutale Niederhaltung der 
kurdischen Minderheit durch die Armee und seine 
vermeintl ichen "Wachter der Revo l ut l on'I, um 
sich davon zu überzeugen, daB der iranische 
Staat unter der "islamischen Republik" die 
jahrtausendalte Tradition der groBpersischen 
Untedrtickung der fr ernd s t ëmml gen Bevël kerungen 
beibehalt, wobei die Perser (Farsi) letztend­ 
lich nur die groBte Bevolkerungsgruppe, sozusa­ 
gen die groBte Minderheit im Staat sind. 

Was die nationalen Minderheiten angeht, erklart 
der "Programmentwurf" der Fedajin, daB "jede 
Diskriminierung auf diesem Gebiet abgeschafft 
werden muB. Im freien und demokratischen Iran 
sollen alle frei sein und mit ihrer Religion, 
ihrer Sprache und ihrer nationalen Kultur frei 
leben" (Punkt 5-j). Wie ist es aber rnôq l ich, 
die Unterdrückung, unter der die nationalen 
Minderheiten im Iran leiden, abzuschaffen, ohne 
den Staat, dessen Militar-, Polizei- und Ver­ 
waltungsapparat mit der Tradition dieser Un­ 
terdrückung voll durchdrungen ist, durch die 
revolutionare Gewalt vollstandig zu zerschla­ 
gen? Und wie ist es mogl ich, den verhangnisvol­ 
len Chauvinismus in den persischen Arbeitermas­ 
sen zu bekampfen, ohne unablassig und entschie­ 
den für das Recht der unterdrückten nationalen 
Minderheiten auf Lostrennung einzutreten? ln 
der Tat ist das Eintreten für dieses Recht die 
unabdingbare Voraussetzung, um die auf freier 
Zustimmung beruhende Vereinigung der verschie­ 
denen National itaten auf den Trümmern der be­ 
stehenden Ordnung zu verwirklichen und kürzer­ 
fristig die Einheit der proletarischen Reihen 
herbeizuführen, ohne die ein Sieg über den Un­ 
terdrückerstaat und den lmperialismus undenkbar 
ist (10). 

Die Notwendigkeit, den bestehenden Staat zu 
zerschlagen, zeigt sich ebenso klar in der Fra­ 
ge der Religion. Bekanntlich sind die Forderun­ 
gen nach Religionsfreiheit gewohnlich ein Teil 
des "demokratischen" Programms. Sie sind in der 
Tat unerlaBlich, um die alten feudalen Reste, 
die Macht des Klerus und die Vorurteile, die 
mit der geistigen Abstumpfung durch den EinfluB 
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der Kirche zusammenhangen, zu beseitigen und die 
besonders krasse Unterdrückung der Frau zu be­ 
kârnp fen , Und wenn man bedenkt, daB die kurdischen 
und arabischen Minderheiten sunnitisch und nicht 
schiitisch sind, so sind diese Forderungen gleic~ 
wohl wichtig, um die freie Vereinigung der Natio­ 
nalitaten zu verwirklichen und vor al lem um das 
Proletariat gegen den Staat ~usammenzuschweiBen. 
Wie es auf der Hand l iegt, hat die Bourgeoisie 
im Iran wie im ganzen Nahen und Mittleren Osten 
dem Proletariat und seiner Partei schwere Aufga­ 
ben als Erbe hinterlassen. Die Massen werden nur 
durch den sozialen Kampf die religiëse Verdum­ 
mung, auf die sich die Bourgeoisie inzwischen 
stützt, um ihre Klassenherrschaft aufrechtzuer­ 
halten, überwinden kënnen, Gerade auf diesen 
Kamof muB sich die Partei des Proletariats stüt­ 
zen~ um, ohne die rel iësen Gefühle der Massen 
mir nichts dir nichts zu kranken, ihnen eine 
Uberwindung ihrer Vorurteile zu erlauben. Nun 
erklaren die Fedajin lediglich, daB "aile frei 
sein und mit ihrer Religion frei leben sollen", 
was selbst ein Schariat-Madari oder ein Bakhtiar 
sagen kënnten! Die Bl indheit der Gruppe geht so 
weit, daB sie sogar eine "Unterstützung" für Ba­ 
zargan gegen die "rel igiëse" Reaktion vorschlug 
(11), wahrend Bazargan eine Regierung reprasen­ 
tierte, die unbestreitbar für religiëse lntole­ 
ranz und Unterdrückung verantwortlich ist. 

Die Frage des Staates ist entscheidend. Und da 
sie es nicht für notwendig halten, den bestehen­ 
den Staat zu zerschlagen, bleibt den Fedajin nur 
übrig zu versuchen, diesen Staat, mit dem sie 
unzufr i eden si nd, fü r die Forderungen des "Vo 1- 
kes" zuganglich zu machen. 

Von daher ihre Forderung, die auch von den Mod­ 
schahed in erhoben wi rd, nach "Beteiligung der 
Arbeiterrate und der Basiskomitees am Revolu­ 
tionsrat", Der "Programmentwurf" erk l âr t dies 
so: "Die wirkliche Kraft der Revolution ist die 
Kraft des Volkes. Die Macht der Revolution ist 
die Macht der Millionen Kampfer und Streikenden, 
die die Militarregierung des Schah gestürzt und 
die Fahne der Revolution auf den blutigen Barri­ 
kaden gehiBt haben. So muB der Revolutionsrat 
unter Beteiligung der Komitees und der Rate der 
Streikenden, d.h. unter Beteiligung ihrer gewahl.­ 
ten Vertreter geschaffen (?) werden. Die Vertre­ 
ter der werktiët içen und der Arbeiter (der) Stadte 
und (der) Dorfer, der Angestellten, der Handler, 
der Studenten, der Lehrer, des Klerus und der 
Intellektuellen müssen an diesem Rat teilnehmen" 
(Punkt 4), 

Diese Forderung bildet den Gipfel der Auffassung 
der Fedajin, da ihnen zufolge der Revolutionsrat 
die provisorische Regierung ernennen muB, deren 
Aufgabe die Erfüllung aller Forderungen und an 
erster Stelle die Auflësung des Parlaments und 
der Armee sein soli. Diese Forderung steht aber 
genau im Gegensatz zu den revolutionaren Bedürf­ 
nissen des Proletariats und der ausgebeuteten 
Massen. Wahrend diese ihre Forderungen nur durch 
den offenen Kampf gegen den bestehenden Staat 
und damit gegen die provisorische Regierung und 
den halbgeheimen Revolutlonsrat Khomeinis erfül­ 
len kënnen, verlangen die Fedajin eine Beteil i­ 
gung an dem Rat als Gewahr für die Fortsetzung 
der Revolution! Was das übrige angeht, so soll 
man, wenn es notwendig ist, Druck von unten aus­ 
üben, damit die unerlaBlichen Reformen durchge­ 
führt werden. Diese Position geht aus folgender 

Erklarung ihres "Programmentwurfs" klar hervor: 
"wahrend dieser Revolution hat unser Volk die 
Kampfe und die gerechten Anstrengungen des Aya­ 
tollah Khomeini für den Sturz des Regimes und 
gegen den Imperialismus und seine inneren Hand­ 
langer getragen. Mit voller Kraft unterstützen 
wir âi ese Anstrengungen" (Punkt 2), 

Gerade diese Haltung, die darin besteht, eine 
Regierung in dem MaBe zu unterstützen, wie sie 
MaBnahmen ergreift, die im lnteresse der unter­ 
drückten Massen liegen (und selbst angenommen, 
daB dies im gegebenen Fall zutrifft), stellt 
genau die Falle dar, in die das Proletariat 
nicht hineinstürzen darf. Das Proletariat kann 
nur vorankommen, wenn es, wahrend es mit der 
einen Hand Zugestandnisse entgegennimmt, zu­ 
gleich in der anderen Hand die Waffe auf den 
eigennützigen Urheber der Zugestandnisse ge­ 
richtet halt. Es ist auBerdem vor al lem nach 
den Ereignissen der letzten Monate für jeden 
klar, daB die in Aussicht gestellten Zugestand­ 
nisse hauptsachlich dazu dienten, die Proleta­ 
rier und die unterdrückten Massen zugunsten der 
Regierung zu entwaffnen und nicht dazu,den 
Kampf gegen die "unbewuBten Elemente" zu star­ 
ken. Letztere arbeiten imübrigen mit der Regie­ 
rung gegen die Bewegungen der Arbeiter, der ar­ 
men Bauern und der nationalen Minderheiten zu­ 
sammen (12). 

DEMOKRATISCHES PROGRAMM UND KOMMUNISTISCHES ======================-=====--====--=-==--- 

Es ist denkbar, daB der Zynismus, mit dem die 
provisorische Regierung auf die Bedürfnisse 
der ausgebeuteten Massen antwortet, zu Spal­ 
tungen innerhalb von Strëmungen wie derjenigen 
der Fedajin führt und mindestens einige Mili­ 
tanten, die unter dem Druck einer auBerst un­ 
günstigen internationlen Lage zu dieser ver­ 
heerenden Erfahrung verurteilt wurden, dazu 
treibt, mit diesen absurden und für den revolu­ 
tionaren Kampf irreführenden und vernichtenden 
Manëvern SchluB zu machen. Die Lehren werden 
aber nur zur Halfte gezogen werden, wenn man 
zwar begreift, daB diese unglaubl iche Taktik 
zu furchtbaren Folgen führt, aber nicht nach 
den Ursachen und den objektiven Bestimmungen 
sucht, welche auch die radikalsten demokrati­ 
schen Stromungen unweigerlich in solche Fallen 
hineintreiben. Um dies zu ergründen, müssen wir 
an erster Stelle die Fragen des Programms und 
der Prinzipien behandeln. 

Der "Programmentwurf" er k l âr t fol gendermaBen 
den Sinn der iranischen Revolution: "das Haupt­ 
ziel der Revolution besteht in der Beseitigung 
des Systems des abhangigen Kapitalismus durch 
die Zerschlagung der Herrschaft des Imperialis­ 
mus und seiner Handlanger und die totale Er­ 
richtung der uneingeschrankten Volksherrschaft. 
Um zum Endziel zu gelangen, muB unser Volk alle 
Merkmale der Abhangigkeit vom Imperialismus ab­ 
schaffen. Das Verschwinden dieser Merkmale wird 
nur moglich sein durch die Vernichtung aller 
Grundlagen der okonomischen, politischen, mili­ 
tarischen und kulturellen Herrschaft des Impe­ 
rialismus und seiner inneren Verbündeten" 
(Punkt 5- j). 

Um die Sache zu vereinfachen und die prinzipiel- 
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len und allgemeinen politischen Gegensatze bes­ 
ser hervortreten zu lassen, wollen wir einen ge­ 
meinsamen Boden ~nterstellen, d.h. wir nehmen 
einen Augenblick an, daB die groBen Ereignisse, 
die den Iran erschüttern, voll und ganz von der 
Formel einer klassischen und banalen "demokrati­ 
schen und antiimperialistischen Revolution" er­ 
faBt werden konnen, wie es die Fedajin meinen. 
Diese Einschatzung reicht keineswegs aus, um die 
Aufgaben einer r evo l u t l onâr en Partei "im allge­ 
meinen" zu bestimmen, und zwar aus dem einfachen 
Grund, daB es mindestens zwei Methoden gibt, an 
die demokratische Revolution heranzugehen: vom 
demokratisch-bürgerlichen Standpunkt oder vom 
proletarischen Standpunkt. Der Marxismus steht 
dieser Frage keineswegs unvorbereitet gegenüber, 
denn er ist als Partei gerade am Vorabend ei­ 
ner antifeudalen revolutionaren Erschütterung in 
Europa entstanden. Er proklamierte auf Anhieb 
seine Auffassung von der Revolution in Permanenz 
(13), die 1917 in RuBland siegreich verwirklicht 
wurde. 

Die Fahigkeit des Proletariats, wie 1917 in RuB­ 
land eine doppelte Revolution in Angriff zu neh­ 
men, hangt natürlich von günstigen internationa­ 
len Umstanden ab, insbesondere von der Existenz 
einer starken kommunistischen Bewegung. Gerade 
weil die stalinistische Konterrevolution diese 
Bedingung zerstërt hat, waren alle Revolutionen, 
die im Laufe der Jetzten fünfzig Jahre die sog. 
"Dritte Welt" erschüttert haben, zwangslaufig 
auf einen bürgerlichen Horizont beschrankt. Doch 
selbst wenn die Perspektive einer Machteroberung 
durch das Proletariat nicht nahe bevorsteht, wie 
es 1848-1850 in Deutschland der Fall war - die 
proletarische Partei unterscheidet sich auf je­ 
den Fall deutlich von der demokratischen Partei, 
und sei es nur aufgrund ihres "Maximal"-Pro­ 
gramms, das sie selbst dann ohne Zëgern hervor­ 
hebt, wenn sie zeitweilig für Forderungen kampft, 
die mehreren Klassen gemeinsam sind. 

Dies bedeutet ais erstes, daB die proletarische 
Partei, wie sie es im übrigen 1917 in RuBland 
getan hat, zwar klarstellt, daB die unmittelbare 
Tragweite der Revolution auf ëkonomischem Gebiet 
in der Freilegung des Weges zur beschleunigten 
Entwicklung des Kapitalismus besteht. Aber sie 
nennt den Kapitalismus offen beim Namen und 
tauft ihn nicht mit dem Namen des Sozialismus, 
der in einem Lande, zumal einem rückstandigen, 
unmëglich ist; und zugleich erklart sie offen, 
daB es sich dabei um einen notwendigen Schritt 
in Richtung auf die Abschaffung des Kapitalismus 
hande 1 t, .d. h. des Kapi tals und der Lohnarbei t, 
was die Abschaffung des Marktes, des Warenaus­ 
tausches und damit des Warencharakters der Pro­ 
dukte voraussetzt. Die proletarische Partei 
steht in dieser Hinsicht in einem doppelten Ge­ 
gensatz zur demokratischen Partei. Einerseits 
weil die demokratische Partei sich den Markt, 
das Kapital und den Lohn als ewig vorstellt; an­ 
dererseits weil sie dem kleinen Kapitalisten,dem 
Bauern und dem Kleinhandler verlogenerweise ver­ 
spricht, sie durch die illusorischen Mittel der 
"demokratischen" Kontrol le über den Staat und 
der Nationalisierung (im gegebenen Fall des aus­ 
landischen Kapitals) vor der Konkurrenz des 
GroBkapitals zu schützen. 

Dies bedeutet als zweites, daB die proletarische 
Partei, wahrend sie für ein "nationales" Prograrrn 
kampft, zugleich offen erklart, daB ihr Ziel 

nicht die Nation und der nationale Staat ist. 
lm Gegenteil kampft sie gegen die nationale und 
imperialistische Unterdrückung, um den Zeit­ 
punkt des ZusammenstoBes zwischen den zwei 
feindlichen Klassen, die in der Nation enthal­ 
ten sind, zu beschleunigen, eines Zusammenstos­ 
ses, der zur Errichtung des proletarischen 
Staates führen wird. Ebenso wie die Bolschewiki 
es getan haben, erklart die Partei also, daB 
das Ziel dieses Staates die Vernichtung aller 
Staaten und das Verschwinden aller Nationen 
ist, wofür er sich auf die Tendenzen des Kapi­ 
tals zur International isierung der Gesamtheit 
der Produktion und des sozialen Lebens stützt. 
Auch in dieser Hinsicht steht die proletarische 
Partei daher in einem doppelten Gegensatz zur 
demokratischen. Einerseits weil für die demo- · 
kratische Partei der nationale Staat eine Ziel­ 
setzun9, ein ldeal und ein Prinzip darstellt; 
andererseits weil sie, weit davon entfernt, 
sich auf die fortschrittlichen Tendenzen des 
Kapitals zur International isierung des sozialen 
Lebens zu stützen, im Gegenteil diesen Tenden­ 
zen die r eakt l onâr e Schrulle einer "ëkononomi­ 
schen" und sogar "kulturellen Unabhânq l qke l t " 
entgegensetzen mëchte. 

Dies bedeutet schlieBlich, daB die proletari­ 
sche Partei, wenn sie den bürgerlichen Klassen 
(Bourgeoisie, stadtische Kleinbourgeoisie, 
nichtproletarisierte Bauernschaft) hilft, die 
feudalen und imperial istischen Hindernisse für 
die Verwirklichung der üblichen '~emokratischen 
Forderungen" (die berühmten Rechte, die berühm­ 
te Gleichheit, die einheitl iche und sakulare 
Republik usw.) zu beseitigen, zugleich genau 
wie die Bolschewiki behauptet, daB die Arbei­ 
terklasse für diese Forderungen nur in dem MaBe 
kampft, in dem sie gegenüber der alten Gesel 1- 
schaftsordnung revolutionar sind und dem Prole­ 
tariat helfen, seine Reihen für die Eroberung 
der Macht gegen die Bourgeoisie zu starken. Die 
an der Macht befindl iche proletarische Partei 
wird gegen die Bourgeoisie ihre Diktatur aus­ 
üben, ihr aile pol itischen Rechte entziehen und 
sie mit der Uberzeugungskraft der Waffen nie­ 
derhalten. Auch in dieser Hinsicht steht die 
proletarische Partei im Gegensatz zur demokra­ 
tischen; Denn für letztere ist die Oemokratie 
èin ldea~, éin Selbstzweck·und ein Prinzip. Sie 
verfolgt .n l cht die Zerstërung des bürgerl ichen 
Staates, sondern seine demokratische Umgestal­ 
tung, um die breiteste Beteiligung der Bürger 
zu ermëglichen, da sie die utopische ldee ver­ 
tritt, daB die "Volkssouveranitat" aile Klas­ 
senkonflikte beseitigen und die Gesetze des Ka­ 
pitals beherrschen wird. Das Proletariat ver­ 
tritt im Gegenteil die Aujfassung, daB seine 
Klassendiktatur notwendig ist, um die Gesetze 
des Kapitals durch Abschaffung der Produktions­ 
verhaltnisse, für die diese Gesetze gelten, 
aufzuheben. Das Proletariat weiB auch, daB mit 
der Zerstërung des alten Staates der Kampf zwi­ 
schen Proletariat und Bourgeoisie entbrennt und 
daB es nicht hoffen kann, den bürgerlichen 
Staat zu zerschlagen, wenn es zu seiner Star­ 
kung beitragt. Dieser Staat ist von seiner Ge­ 
burtsstunde an sein Feind, den es vom ersten 
Tag an bekampfen muB. 

Die Untersuchung dieser drei Schlüsselfragen, 
in denen sich Demokratie und Kommunismus unter­ 
scheiden, zeigt sehr klar, daB das Programm der 
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Fedajin ein demokratisches und kein proletari­ 
sches Programm ist. 

Erstens: Der "Programmentwurf" leistet nirgend­ 
wo eine Kritik an der Warenproduktion. Die Kri­ 
tik am Kapitalismus betrifft nur die "Auswüchse 
des Kapitalismus", die sich in der Form des Im­ 
peria I i smus und se i ner "i nneren Ve rbündeten" 
darstellen. Dies ist auch der Grund, weshalb 
der "Entwurf" kein lnteresse für spezifisch 
proletarische Forderungen zeigen kann, es sei 
denn auf eine Art und Weise, die die lnteressen 
des "Volkes" und der "nationalen Wirtschaft" 
nicht beeintrachtigt. 

Zweitens: Der verfochtene Kampf gegen den Impe­ 
rial ismus hânqt mit dem Mythos der "ëkonoml schen 
Unebhânq i gke i t" eng zusammen. Wi e kann man aber 
die '~konomische, politische, militarische und 
kulturelle Herrschaft des lmperialismus und sei­ 
ner i nneren Verbündeten" im Iran allein, und oh­ 
ne den Kapitalismus überhaupt zu zerschlagen, 
vernichten? Der Kampf gegen die politischen Pri- 

vilegien des lmperialismus ist ein fortschritt­ 
licher und revolutionarer Kampf, und in diesem 
Rahmen kann die Nationalisierung des auslandi­ 
schen Kapitals sich als nützlich erweisen. Wenn 
aber das nationale Programm über diesen "negati­ 
ven" Aspekt hinausgeht, um sich in ein Programm 
nationaler Entwicklung auf ëkonomischer und kul­ 
tureller Ebene zu verwandeln, dann ist man auf 
dem Boden eines spezifisch bürgerlichen Pro­ 
gramms gelandet, das das Proletariat im Namen 
der International isierung der Produktion und 
selbst des Kulturlebens, dieser unbestreitbaren 
Grundlage des Kommunismus, bekampfen muB. 

Drittens: Die Demokratie wird sehr wohl als ein 
ldeal dargestellt, denn der Kampf um diese For­ 
derung wird nicht der Zerstorung der alten 
Staatsmaschinerie unterstellt. Selbst wenn sie 
das Wort sicherl ich nicht benutzen, so glauben 
die Fedajin, diese Staatsmaschinerie durch eine 
einfache Erweiterung der formalen Freiheiten in 
der Verwaltung wie in der Armee reformieren zu 
konnen. 

Der Iran in der marxistischen Perspektive 
Um den programmatischen wie prinzipiellen Unter­ 
schied zwischen Demokratie und Kommunismus her­ 
vortreten zu lassen, haben wir bis jetzt im Ein­ 
klang mit den Auffassungen der Fedajin unter­ 
stellt, daB wir es im Iran mit einer klassischen 
demokratischen und antiimperialistischen Revolu­ 
tion zu tun haben, kurz daB sich vor uns Ereig­ 
nisse abspielen, die denjenigen von 1949 in Chi­ 
na, 1954-1962 in Algerien oder auch 1975 in An­ 
gola vergleichbar waren, Natürlich darf man die 
bürgerliche Revolution nicht als einen einmal i­ 
gen Akt auff~ssen. Sie ist ein mehr oder weniger 
langer ProzeB, in dessen Verlauf der bürgerl iche 
Staat seine vollendete Gestalt annimmt und die 
verschiedenen bürgerlichen Klassen und Schich­ 
ten ihre historische Aufgabe - egal, ob gut 
oder schlecht - erfüllen. So bedurfte die Bour­ 
geoisie in Frankreich nach der GroBen Revolution 
von 1789 noch der revo l ut i onâ ren "Ve rvo l l s t ând l> 
gungen" von 1830, 1848 und 1870, wenngleich das 
Proletariat jedesmal versuchte, diese Ereignisse 
auszunutzen, um seinen eigenen lnteressen Gel­ 
tung zu verschaffen, ja sogar die Macht zu er­ 
obern und selbst die Aufgaben zu übernehmen, die 
die Bourgeoisie noch nicht erledigt hatte. 

Diese historische Entwicklung kann aber, vor al­ 
lem bei den Bourgeoisien, die spat kommen, be­ 
trachtlich verkürzt werden. Dies hatten Marx und 
Engels 1848 für das "rücks tândl qe" Deutschland 
erwartet. ln Verbindung mit der für Frankreich 
und England erwarteten "reinen" proletarischen 
Revolution sollte das Proletariat hier die Tak­ 
tik der Revolution in Permanenz, der doppelten 
Revolution,anwenden, um selbst die Macht zu er­ 
obern; bliebe dieser proletarische Sieg aus, so 
würde der Bourgeoisie die Aufgabe zufallen, neue, 
h istori sch fortschri tt I i che "Reformen" durchzu­ 
führen. Wenn das Proletariat 1848 in Europa auch 
scheiterte, so führte diese Taktik 1917 in RuB­ 
land doch teilweise zum Erfolg. Auf der Welle 
einer verspateten bürgerlichen Revolution über­ 
rannte das Proletariat historische Etappen, um 
die Macht zu übernehmen und im lnneren Aufgaben 
2u erledigen, die auf okonomischer Ebene bürger­ 
lich waren,und nach auBen die proletarische Re- 

volution zu propagieren. Der proletarische Sieg 
in Europa mit seinem hochkapitalistischen Produk­ 
tionsapparat hâ t te es erlaubt, in RuBland den kapi­ 
tal istischen Produktionsverhaltnissen zu Leibe 
zu rücken und zum Sozialismus überzugehen. Die­ 
ser zweite und wesentliche Teil der bolschewi­ 
stischen Perspektive einer doppelten Revolution 
hat sich nicht erfüllt. RuBland blieb isoliert, 
und die Partei hatte nicht die Kraft, den über­ 
machtigen und vereinten Kraften des Feindes 
standzuhalten. Daraus folgte ein Rückgang des 
russischen Staates von einer proletarischen Fe­ 
stung zu einem "gewohnlichen nationalen Staat", 
zu einem kapitalistischen und bürgerlichen 
Staat. So muBte die russische Revolution aile 
Hoffnungen einer doppelten Revolution aufgeben, 
um sich nach zehn Jahren einer beispiellosen 
revolutionaren Umwalzung letzten Endes als eine 
einfache Revolution zu festigen. 

lm Iran ist das Proletariat ais selbstandiger 
Faktor nicht vorhanden und ein siegreicher Ok­ 
tober ist heute daher nicht denkbar. Stellen 
nun die Ereignisse im Iran eine Revolution vom 
Typus 1789 oder vom Typus Februar 1917 dar? lm 
Frankreich des 18. Jahrhunderts stellte der 
Kampf vor al lem die Bourgeoisie und an deren 
Seite die Volksmassen von Stadt und Land dem 
Adel und dem Klerus, die sich auf die Monarchie 
stützten, gegenüber. ln RuBland zu Beginn unse­ 
res Jahrhunderts sollten sich die Bauernschaft 
und die in einer bürgerlichen Umwandlung be­ 
griffenen Feudalklassen die groBe soziale 
Schlacht liefern. Dem Proletariat fiel die Auf­ 
gabe zu, diese Schlacht radikal zu führen. Der 
imperialistische Krieg verlieh dann dem Antago­ 
nismus zwischen Proletariat und Bourgeoisie ein 
groBeres Gewicht ais ursprünglich vorgesehen 
und machte aus der russsischen Revolution tat­ 
sachlich den Auftakt der kommunistischen Welt­ 
revolution. 

Bei unserer Betrachtung der Lage, in der sich 
der Iran 1978 befand, muBten wir fest~ellen, 
daB infolge der vom Staat mit Hi Ife des lmpe­ 
rialismus durchgeführten "weiBen Revolution" 
das politische Gewicht der alten Klassen von 
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Grundbesitzern feuda]en Typus in dasjenige einer 
korrumpierten GroBbourgeoisie von Geschaftema­ 
chern aufgegangen war. Diese konnte als Gegen­ 
leistung für die ëkonomischen (Erdol), militari­ 
schen und selbst politischen Privilegien, die 
sie dem lmperialismus eingeraumt hat, den Staat 
ausplündern. Vom Standpunkt der Beziehungen der 
bürgerlichen Flügel zueinander entstand eine La­ 
ge, die ein Mittelding zwischen der Situation in 
Frankreich unter der Julimonarchie und dem Empi­ 
re darstellte (14). 

Zugleich konnte man feststellen, daB die Prole­ 
tarisierung der Bevëlkerung unvergleichlich wei­ 
ter gegangen war, als 1917 in RuBland und daB 
die Arbeiterklasse viel zahlreicher war, obwohl 
sie infolge der allgemeinen historischen Bedin­ 
gungen in einer schrecklichen politischen Rück­ 
standigkeit gefangen blieb, was auf keinen Fal 1 
vernachlassigt werden darf. Und schlieBlich wa­ 
ren die tiefQreifenden Ursachen far den Aufruhr 
de~ Arbeiterklasse und der proleiarisierten Mas­ 
sen im Iran nicht allein im Mangel an karitali­ 
stischer Entwicklung und im Gewicht der Uberre­ 
ste alter sozialer Verhaltnisse zu suchen, son­ 
dern in viel hoherem MaBe darin, daB die gesam­ 
te Gesellschaft in den Strudel einer erweiterten 
Akkumulation des Kapitals gestürzt worden war. 
Dabei befinden sich die jungen kapitalistischen 
Lander angesichts der Konkurrenz der imperiali­ 
stischen Metropolen in einer benachteil igten La­ 
ge und wèisen dementsprechend in der Industrie 
und mehr noch in der Landwirtschaft eine Tendenz 
zur Marginal isierung auf, insbesondere nach Aus­ 
bruch der zyklischen Weltkrise des Kapitalismus, 
die sich auf die peripheren Lander in verstark­ 
tem MaBe auswirkt. Die noch verbleibenden alten 
sozialen und politischen Verhaltnisse, nament- 
1 ich die pol itischen Privi legien des Imperia! is­ 
mus und das exorbitante ëkonomische Gewicht des 
Hofes gewinnen dadurch einen besonders unertrag- 
1 ichen Charakter. Und dasselbe gilt auch für die 
Blutgesetzgebung der unter der Fuchtel des lmpe­ 
rialismus durchgeführten ursprünglichen Akkumu­ 
lation, die sich auf dem Lande wie in den Fabri­ 
ken auf althergebrachte Methoden des "asiati­ 
schen Despotismus" stützte. 

Doch alle diese besonderen historischen Bedin­ 
gungen machten aus dem Staat zugleich in gewis­ 
ser Hinsicht ein stark zentral isiertes und mo­ 
dernes Instrument, das einen Vorsprung im Ver­ 
gleich mit der sozialen Entwicklung der bürger- 
1 ichen Klasse aufwies. Wird diese Bourgeoisie 
- trotz ihrer angeborenen Schwache - unter dem 
Druck der Revolte der Arbeiterklasse, der ple­ 
bejischen Massen und von Flügeln der Kleinbour­ 
geoisie in die Lage versetzt und dazu getrieben, 
mit den pol itischen Privilegien des Imperia! is­ 
mus zusammenzustoBen, so zeigt sie dann zugleich, 
daB sie vielmehr der soziale Komplize und weni­ 
ger der ëkonomische Konkurrent dieses Imperia- 
] ismus ist. Und nichts ist ihr unentbehrl icher, 
als die Maschinerie des Staates, um den unter­ 
drückten Klassen und insbesondere dem Proleta­ 
riat, das sich schneller und auf breiterer Grurd­ 
lage als sie selbst entwickelt, gegenübertreten 
zu kënnen. 

"Wir haben gesehen - sch ri eb Enge 1 s 1865 - , daB 
Bourgeoisie und Proletariat beides Kinder einer 
neued Epoche sind, daB sie beide in ihrer ge­ 
sellschaftlichen Tatigkeit darauf hinarbeiten, 
die Reste des aus früherer Zeit überkommenen Ge- 

rümpels zu beseitigen. Sie haben zwar unter 
sich einen sehr ernsten Kampf auszumachen, aber 
dieser Kampf kann erst ausgefochten werden,wenn 
sie einander allein gegenüberstehen .Erst dadurch , 
dal3 œr al te Plunder über Bord fliegt, wird 'klar 
Schiff zum Gefecht' gemacht - nur daB diesmal 
das Gefecht nicht zwischen zwei Schiffen, son­ 
dern am Bord des einen Schiffs zwischen Offi­ 
zieren und Mannschaft geschlagen wird" ( 15) . 

Wenn aber der unbezwingbare Ausbruch der sozia­ 
len Bewegung alle Klassen der iranischen Ge­ 
sellschaft mit der Notwendigkeit konfrontierte, 
den Pfauenthron über Bord zu werfen, so har te 
dieses gemeinsame Ziel keineswegs denselben ln­ 
halt und dieselbe Bedeutung für die verschiede­ 
nen sozialen Klassen und vor allem nicht für 
die zwei grundlegenden Klassen, für das Prole­ 
tariat und die Bourgeoisie. 

Das Proletariat wurde durch eine Welle okonomi­ 
scher Kampfe (16) spontan dazu geführt, unmit­ 
telbare politische Forderungen nach einer grës­ 
seren Bewegungsfreiheit gegen die Kapital isten 
aufzustellen(Presse- und Versammlungsfreiheit, 
Freiheit, sich auBerhalb der Kontrolle durch 
den Staat und die Staatsgewerkschaften zu orga­ 
nisieren). Damit wurde das Proletariat gezwun­ 
gen, dem Polizei- und Mil itarapparat des Schah 
entgegenzutreten, und diese Forderungen fanden 
in den Losungen der Auflësung des Savak, der 
Aufhebung des Ausnahmezustandes und der Frei­ 
lassung der politischen Gefangenen ihren Aus­ 
druck. Das Selbstverstandnis der Bewegung wurde 
zwar durch die nationalen wie internationalen 
geschichtlichen Umstande bedingt und konnte die 
na ive Vorstel Jung einer "Einheit des Volkes" 
gegen den Schah als Agenten des Auslands und 
den Despotismus des Savak und der Bürokratie 
nicht überwinden. Dies zahlt in diesem Zusam­ 
menhang aber wenig, denn in den Tatsachen konn­ 
te die Beseitigung des Schah, die in der rück­ 
sichtslosen Parole "Tod dem Schah" zum Ausdruck 
kam, für die Arbeiterklasse keine andere wirk­ 
liche Bedeutung haben als diejenige des Sym­ 
bols eines viel breiteren Kampfes, des Kampfes 
gegen die grausame Unterdrückung durch ein Re­ 
gime, das die alten Reste des Despotismus in 
den Dienst einer nicht mehr allein ursprüngli­ 
chen, sondern bereits erweiterten Akkumulation 
des Kapitals stellte und das Gewicht des regio­ 
nalen Pol izisten der imperialistischen Ordnung 
auf der ganzen Gesel lschaft lasten lieB.Und zu­ 
gleich stellte sie nicht einen SchluBstein ih­ 
res Kampfes dar, sondern nur die Mëglichkeit, 
sich eine grëBere Bewegungsfreiheit, einen 
grëBeren Freiraum für den Kampf gegen die kapi­ 
tal istische Ausbeutung und Unterdrückung zu er­ 
obern. 

Für die Bourgeoisie, aber auch für breite Teile 
der Kleinbourgeoisie hatte die "Beseitigung" des 
Schah selbstverstandl ich eine ganz andere Be­ 
deutung. Für sie konnte es nur darum gehen, ei­ 
ne bestimmte Politik des Staates zu andern, die 
Landwirtschafts- und Erdolpolitik umzuorientie­ 
ren und die politischen Privilegien des ameri­ 
kanischen lmperialismus mit ihrem Gefolge von 
Korruption, Verschwendung, Militarlast, uner­ 
traglichem Konkurrenzdruck, unhaltbarer Einen­ 
gung des internationalen Spielraums abzuschaf­ 
fen. Der Grund hierfür 1 iegt darin, daB der 
Staat selbst schon weitgehend bürgerlich ist, 
daB die unter der Schirmherrschaft des Imperia- 
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1 ismus nacheinander durchgeführten Reformen die­ 
sen Staat bereits zu einem Instrument gemacht 
hatten, das mindestens theoretisch den ëkonomi­ 
schen und sozialen Bedürfnissen nicht allein der 
Finanz-,sondern auch der lndustriebourgeoisie 
(die übrigens in mehr oder weniger groBem Ma8e 
mit dem Staatskarital, dessen Gewicht alles 
überragt, verstrickt ist) entspricht. Kurz und 
gut die "Abreise des Schah" war für sie nicht 
der Ausgangsrunkt eines revolutionaren Prozes­ 
ses, der aile Klassen und Klassenflügel nachein­ 
ander vor ihre pol itische Verantwortung stel lt, 
sondern der Endpunkt der bürgerlichen Umgestal­ 
tung des Staates, die liberale Erganzung oder, 
wie man auch sagen kënnte, die Volkslegitimation 
der unter dem Schah durchgeführten kapitalisti­ 
schen Revolution von oben (17). 

Es ist noch schwierig, eine vollkommene Entspre­ 
chung zwischen Parteien und sozialen Klassen zu 
finden, denn der pol itische Kampf zwischen den 
verschiedenen bürgerlichen Flügeln ist zweifel­ 
Jos noch nicht zu Ende, und die Bourgeoisie 
sieht sich gezwungen, i hr e po l I t l schen Parteien 
vor dem Hintergrund einer machtigen sozialen Be­ 
wegung zu bilden und sich angesichts der Schwa­ 
chung des Staatesapparates direkt auf den Islam 
zu stützen. Doch ist die Nationale Front ein gu­ 
ter Ausdruck dieser sozialen Kraft in allen ih­ 
ren Schattierungen (ausgenommen vielleicht die 
1 inke kleinbürgerliche Demokratie) und ein Sym­ 
bol ihrer nicht zu überbietenden pol itischen 
Fei ghe i t. 

Der berüchtigte Bakhtiar, der unter dem Schah im 
Gefangnis gewesen war, wurde zwar aus der Natio­ 
nalen Front ausgeschlossen, sein Experiment ei­ 
nes "kons t i tut i one Il en Ube rgangs" ( der Schah 
sollte als Monarch bleiben, ohne zu regieren) 
war aber nur die letzte Konsequenz einer der 
traditionellen pol itischen Perspektiven der 
Front. Sandjabi, der Parteiführer und spater 
vorübergehend AuBenminister der provisorischen 
Regierung, sprach selbst nach Verhangung des 
Ausnahmezustands von einem Beibehalt der Monar­ 
chie. Erst das Uberhandnehmen der Massenbewegung 
führte die Nationale Front dazu, Bakhtiar zu 
desavouieren und die Monarchie (wie es übrigens 
auch die Amerikaner taten) fallen zu Jassen, um 

'sich Khomeini anzuschl ieBen (18). 
Die rnittlere und kleine Industrie-, Handwerks­ 
und Handelsbourgeoisie, die unter dem Druck der 
imperialistischen Privilegien und des Staatska­ 
pitals erstickte, spielte eine wichtige Rolle im 
Kampf gegen die "Regierung des Auslands". lhre 
Bestrebungen konnten aber nicht über die Besei­ 
tigung der ihr verhaBten Aspekte des Staates, 
insbesondere der direkten Verquickung mit den 
USA, hinausgehen (19). Der schiitische Klerus 
war mit ihr eng verbunden; er bildete auBerdem 
die einzige unter dem Schah (wohlweislich) tole­ 
rierte Opposition. Aus diesem Grunde konnte und 
muBte er ais Ersatz für eine schlagkraftige po- 
1 itische Partei auftreten, sich ais erster zu 
einer zwar noch undifferenzierten (erst spater 
haben sich verschiedene Flügel zu getrennten 
Parteien gebildet), aber einfluBreichen politi­ 
schen Partei formieren. Dies war aber nur mëg- 
1 ich, weil eine Minderheit von Mullahs und Aya­ 
tollahs wie Taleghani und Khomeini schnell ver­ 
stand, daB der Schah gehen muBte (20), aller­ 
dings im Laufe eines friedlichen Machtwechsels, 
mit einem Minimum an Verlust von Festigkeit des 
Staates. 

\./as haben aber die "Basaris" anderes getan,als 
durch die Vermittlung der schiitischen Hierar­ 
chie sich mit den authentischsten Vertretern 
der erzreformistischen Bourgeoisie und mit den 
"übe rqe laufenen" Mi 1 i tarmachthabern und Persën- 
1 i chkei tendes alten Regimes zu vereinigen, um 
mit ihnen den islamischen Revolutionsrat zu 
bilden, in dem Bazargan (und zwar zeitweil ig 
auch ais Regierungschef) das Bindegl ied zwi­ 
schen den verschiedenen Flügeln bildet 7 (21) 

Allen diesen Herrschaften kam der Volksaufstand 
vom Februar 1979 in die Quere. Sie konnten ihn 
trotz der verschiedenen politischen Manëver 
nicht verhindern. Sie konnten daher auch nicht 
verhindern, daB einerseits die unterdrückten 
Massen im allgemeinen und das Proletariat im 
besonderen durch den Aufstand das Maximum an 
Bewegungsfreiheit eroberten, das unter den ge­ 
gebenen Bedingungen moglich war, und daB ande­ 
rerseits die soziale Bewegung die Armee ergriff 
und zu zersetzen begann. Die Aufgabe, die sie 
seitdem erfüllen, ist eine Fortsetzung ihrer 
vorherigen Pol itik unter diesen neuen Bedingun­ 
gen. Es geht einerseits darum, den Bestand der 
Staatsmaschinerie (22) und die mëgl ichst 
schnelle und reibungslose Wiedereingangsetzung 
der Produktion zu sichern, andererseits der Ar­ 
beiterklasse den Raum wieder abzuschneiden, den 
sie durch den Aufstand gewonnen hat. Wenn die 
ganze iranische Bourgeoisie gezwungen wurde,den 
Schah, diesen Teil des "altes Gerümpels", über 
Bord zu werfen, so bedient sie sich des Islam, 
der islamischen Demagogie wie der islamischen 
Mobilisierung und Organisierung einer konterre­ 
volutionaren Garde, um diese Aufgaben zu bewal.­ 
tigen (23). 

Gerade diese Konstellation eines trotz Flügel­ 
kampfen und taktischen Unterschieden gemeinsa­ 
men Auftritts der gesamten herrschenden Klasse 
im Iran, um die grundlegenden Aufgaben der Kon­ 
servation zu erledigen, bestarkt die Linken in 
ihrer idiotischen Illusion, den einen oder an­ 
deren Flügel mit antiimperialistischem oder de­ 
mokratischem Anstrich für sich "abzukoppeln" 
und ausnutzen zu kënnen. Damit erweist sich, 
daB die iranische Bourgeoisie ihre Aufgabe, zu­ 
mal wenn man ihre soziale Rückstandigkeit be­ 
denkt, ausgezeichnet erfüllt. Sie treibt unter 
den gegebenen Bedingungen ein parlamentarisches 
Spiel und verfügt in der Machtsphare selbst je­ 
weils über eine scheinbare Alternative, mit der 
sie die Linken an sich bindet und die ais Re­ 
servemannschaft parat ist. 

Was die Kontinuitat des mit Volksfarben lak­ 
kierten Staats bedeutet, haben die Arbeiter, 
Arbeitslosen, Bauern und nationala,Minderheiten 
inzwischen reichl ich am eigenen Leib spüren 
kënnen. Und dieser Staat bedient sich nach wie 
vor der Reste des alten Despotismus. Dadurch 
wird erneut bestatigt, daB diese nur durch die 
Vernichtung des vorhandenen bürgerlichen Staates 
radikal ausgemerzt werden kënnen. Es kann aber 
nicht darum gehen, auf den Trümmern dieses 
Staates einen moderneren oder demokratischeren 
nationalen Staat, sondern die Klassendiktatur 
des Proletariats aufzubauen. Denn,was bewiesen 
die Ereignisse im Iran anderes, als geraâe daB 
auch dort das Proletariat inzwischen die einzi­ 
ge Klasse ist, die die Geschichte vorwartstrei­ 
ben kann7 Noch direkter ergibt sich diese Per­ 
spektive aus den Bedürfnissen der sozialen Be- 
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wegung der letzten Jahre. Die Tatsache, daB eine 
machtige Welle von Arbeiterkampfen mit ihren un­ 
mittelbaren okonomischen und pol itischen Forde~ 
rungen aufgrund der vorherrschenden historischen 
und politischen Bedingungen dem demokratischen 
Kampf unterworfen werden konnte, führte zu kei­ 
ne r "Lôsunq"; sonde rn zum EngpaB. Die Reg i e rung 
Khomeini-Bazargan muBte mindestens am Anfang ge­ 
wisse okonomische Zugestandnisse an diese Bewe­ 
gung machen. Diese Zugestandnisse sind zwar dazu 
angetan, den Basar gegen die Arbeiterklasse in 
Kampfstellung zu bringen, ihrer Natur nach rei­ 
chen sie jedoch keineswegs aus, um die Arbeiter­ 
klasse zu beruhigen, zumal diese zunehmend mit 
dem Staat, dem Klerus und den islamischen Mili­ 
zen, die sie angreifen, zusammenstoBt. Es ist 
also klar, daB diese Bewegung, selbst wenn sie 
heute dem Feind erliegen sollte, zwangslaufig 
wieder entstehen und wachsen wird, um schl ieB- 
1 ich die Klammern der nationalen und religiosen 
Solidaritat zu sprengen. 

Der Iran steht inmitten eines geohistorischen 
Gebietes, das von tiefen revolutionaren Umwal­ 
zungen erschüttert wurde. Diese Erschütterungen 
- die russische Revolution von 1905, die Okto­ 
berrevolution, die antikoloniale Welle nach dem 
2. Weltkrieg - übertrugen sich auf den lran,doch 
trafen sie hier keine soziale Kraft, die gegen­ 
über der repressiven Ubermacht des Staates im 
Verbund mit dem lmperialismus die Erfordernisse 
einer antifeudalen Revolution hatte durchsetzen 
konnen. Die Folge war unter Reza Khan und seinem 
Sohn, daB der Staat die Bewegun9en niederschlug, 
um sich in der Folge selbst im bürgerlichen 
Sinne zu modernisieren. Auf die soziale Spreng­ 
kraft, die sich Ende der 50er/Anfang der 60er 
Jahre aufhaufte, reagierte der Staat, bzw. der 
lmperial ismus vorbeugend mit der "weiBen Revolu­ 
tion". Ein charakteristischer Zug des Iran liegt 
gerade darin: Durch einen unvergleichl ichen Ter­ 
ror, der dann durch eine beispiellose Korruption 
dank der Erdolrente erganzt wurde, konnte der 
soziale Ausbruch, zu dem die Bedürfnisse einer 
antifeudalen Revolution führen, bis zu einem 
Zeitpunkt verzogert werden, zu dem die von oben 
durchgeführte bürgerl iche Revolution die Gesell­ 
schaft bereits so weit transformiert hatte und 
andererseits die Radikal isierungszeichen der 
Bewegung der proletarisierten Massen und an er­ 
ster Stelle der Arbeiterklasse sich bereits so 
weit auBerten, daB die Bourgeoisie und hinter 
ihr die Kleinbourgeoisie (bis einschlieBl ich der 
mittleren Bauernschaft) im wesentlichen nicht 
mehr fahig sind, die Geschichte voranzutreiben. 

ln dieser Hinsicht ist es sehr bezeichnend, daB 
die radikalen und Guerril lagruppen im Iran sich 
ihre politischen Waffen im Milieu einer PLO 
schmiedeten, die, nachdem ihr Fatah-Flügel die 
palastinensisch-jordanischen Massen verraten 
hatte, sich seit 1976 - und zwar alle ihre Flü­ 
gel - im Libanon zum Agenten der politischen und 
materiellen Entwaffnung der kampfenden Massen 
machte, um heute die Saule der Wiederherstellung 
des l ibanesischen Attrappenstaates, den man sich 
konterrevolutionarer nicht vorstellen kann, zu 
bi lden. 

Die •"iranische Revolution" ist auf der Grenz­ 
scheide zweier Epochen. Sie kommt zu spat, um 
eine echte revolutionare Vervollstandigung der 
bürgerlichen Umwalzung zu sein, zugleich kommt 
sie aber auch zu früh, l nsof'e.rn die Arbe l terk l es- 

se noch nicht imstande ist, die unmittelbare 
Notwendigkeit der Ausmerzung des feudal-imperia- 
1 istischen "alten Plunders" mit der Auflosung 
des neuen und wachsenden Antagonismus zu ver­ 
binden, eines Antagonismus, der diesmal die Ar­ 
beiterklasse und hinter ihrde proletarisierten 
Massen von Stadt und Land in Verbindung mit dem 
internationalen Proletariat gegen das Kapital, 
die nationale Bourgeoisie, die bestehende loka­ 
le Ordnung und den lmperialismus stellt. 

Gerade hier liegt der wahre Grund für den Ein­ 
druck einer schreckl ichen Vergeudung sozialer 
Energien, den die tragischen Ereignisse des 
Iran immer wieder erwecken. Die Arbeiterklasse 
geht heute aus einer Epoche tiefster Konterre­ 
volution hervor, die mit dem Stalinismus eng 
verbunden ist und über fünfzig Jahre dauerte. 
Für jedes auch winzige Stück Boden, das sie er­ 
obert, für jeden Schimmer einer Lehre, die sie 
im Feuer des wirklichen Gefechtes erlernt, muB 
sie furchtbar teuer zahlen. Doch trotz des ho­ 
hen Preises wird sie wieder als revolutionare 
Klasse entstehen. 

Unserer Ansicht nach ist es also vollig falsch, 
die groBartigen historischen Ereignisse, die 
mitden"Februartagen"nicht allein einen ersten 
Gipfel erreichten, sondern vielmehr einen Start­ 
schuB erhielten, in eine banale demokratische 
und antiimperialistische Perspektive hinein­ 
zwangen zu wollen, selbst wenn daraus unmittel­ 
bar nur diese merkwürdige MiBgeburt der "isla­ 
mischen Republik" hervorging. Die Krâf te , die 
sich hinter diesem so ordinaren wie monstrosen 
auBeren Schein in Bewegung gesetzt haben und 
die Gegensatze, die hinter ihm heranreifen, 
führen in eine ganz andersartige und in der Tat 
leuchtende Zukunft. Von einer proletarischen 
Losung für die Tragodie, die sich vor unseren 
Augen abspielt, sind wir selbstverstandl ich 
noch weit entfernt. Aber nur die Theoretiker 
des sofortigen Sieges, nur wer die Revolution, 
die ja eine materiell bestimmte Erscheinung ist, 
durch einen Willensakt ersetzen mochte, kann 
darin eine Verurteilung unserer Perspektive 
sehen. 

Die proletarische Losung kann nur vorbereitet 
werden, wenn man in den Kampfen der Gegenwart 
für die vollkommene Klassenunabhangigkeit des 
Proletariats, für seine unnachgiebige und ein­ 
deutige Opposition gegen den bestehenden Staat 
und jede heutige oder spatere Regierung ein­ 
tritt. Nur durch einen Kampf, der gegen den 
bürgerlichen Staat gerichtet ist, und nur mit 
Gewalt kann das Proletariat diesen Regierungen 
Zugestandnisse entreiBen. 

Die sozialen Kampfe, die unausbleiblich aufein­ 
ander folgen werden, werden die unmittelbaren 
wie historischen pol itischen Bedürfnisse der 
Arbeiterklasse deutlich hervortreten lassen und 
zur Bildung einer Avantgarde der Klasse führen. 
Den Kampf um die Macht wird das Proletariat je­ 
doch wie überall nur führen konnen, wenn sich 
diese Avantgarde auf der Grundlage des kommuni­ 
stischen Programms organisiert, und dies setzt 
eine lange Parteivorbereitung voraus. Politische 
Krisen wie die heutige konnen auBerst nützlich 
für das Proletariat sein. Hierfür muB es aber 
seine eigenen Forderungen stellen, muB es durch 
Einsatz seiner Klassenkraft diese Krisen ausnut­ 
zen, um sich im Kampf gegen die verschiedenen 
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bürgerlichen Klassen und Flügel und gegen den 
Staat die groBte Bewegungsfreiheit zu sichern, 
seine Organisationen für den unmittelbaren Kampf 
gegen das Kapital und seine Partei zu starken, 
sich zu stahlen und somit die Bedingungen für 
den Endsieg vorbereiten zu kënnen. 

Selbst wenn diese Lësung nicht in naher Zukunft 
liegt, so scheint uns, daB heute bessere Bedin­ 
gungen als in der Vergangenheit heranreifen, um 
sich ihr anzunahern. Zunachst weil die tiefe so­ 
ziale und politische Krise im Iran so eng mit 
der internationalen Krise des Kapitalismus zu­ 
sammenhangt, daB sie unweigerl ich eine weitere 
VergrëBerung des Proletariats und des proleta­ 
risierten und verelendeten Teils der Bevëlkerung 
zur Folge haben wird, und für diese wachsende 
Verelendung kann es keine andere Lësung geben 
als die Zerschlagung des Kapitalismus. Zweitens 
weil die Arbeiterklasse als einzige imstande ist, 
nicht nur für diese Lësung zu kampfen, sondern 
auch alle unmittelbaren politischen Probleme re­ 
volutionar zu erledigen, was sich im Lauf~ des 
erëffneten Kampfzyklus immer deutlicher erweisen 
wird. Und schlieBlich weil die iranische Arbei­ 
terklasse wie die Arbeiterklasse des ganze Nahen 
Osten infolge ihrer Stellung im Produktionspro­ 
zeB (man denke allein an die Erdëlwaffe, die 
letztendlich in ihren Handen liegt) und des auf 
ihr lastenden Gewichts einer zwei- und dreifa­ 
chen Ausbeutung und Unterdrückung dazu gezwungen 
ist, ihren Kampf in eine internationale Perspek­ 
tive zu stellen und die Hilfe des Proletariats 
der groBen imperial istischen Zentren zu suchen, 
wahrend dieses Proletariat seinerseits aus dem 
Aufruhr des jungen Proletariats des Nahen und 
Mittleren Osten nur profitieren kann und ge­ 
zwungen ist, dessen Unterstützung für den gemein­ 
samen Kampf zu suchen. 

Und gerade deshalb, gerade damit diese Bedingun­ 
gen so schnell wie mëgl ich Früchte tragen, muB 
die kommunistische Partei in ihrer Arbeit und in 
ihrer internationalen Entwicklung den theoreti­ 
schen, geschichtl ichen, politischen und takti­ 
schen Problemen, denen die proletarischen Massen 
dieses Gebietes in ihrem mutigen und extrem 
schwierigen Kampf gegen das weltweite imperia- 
1 istische Monster gegenübergestellt werden, ihre 
ganze Aufmerksamkeit widmen. 

0 
0 0 

Wenn die Beteil igung der unterdrückten Klein­ 
bourgeoisie der riesigen sozialen Explosion den 
ausgesprochenen Charakter einer Volksbewegung 
verleiht, so erfolgt diese soziale Explosion 
unter dem Antrieb einer seit acht Jahren auf­ 
steigenden Welle von Arbeiterkampfen, deren 
Schwung sich allmahl ich auf die proletarisierten 
und plebejischen Massen übertrug, um schl ieBlich 
vor dem Hintergrund der internationalen Krise 
und ihrer verheerenden Folgen auf die peripheren 
kapitalistischen Lander die ganze Gesellschaft 
in Stadtund Land zu er~·reifen. Die heutige so­ 
ziale Bewegung im Iran, deren ZusammenstoB mit 
dem alten Regime unter obigen Bedingungen unver­ 
meidlich war, wird, wie wir gesehen haben, durch 
diese Wechselbeziehung gekennzeichnet. 

Dies muB sich natürl ich im BewuBtsein, das die 
. Bewegung von sich selbst hat, widerspiegeln, vor 
al lem bei den Guerri llagruppen. Sie erkennen 

wohl in der Arbeiterklasse die machtigste so­ 
ziale Kraft, sie stellen aber Forderungen in den 
Vordergrund, die, gerade weil sie den gemeinsa­ 
men Nenner aller Klassen des "Volkes" darstel"' 
len mëchten, die lnteressen jener Klassen zum 
Ausdruck bringen, die mitten im Graben, der die 
geschichtlich antagonistischen Klassen trennt, 
stehen, d.h. die lnteressen der kleinbürgerli­ 
chen Klassen und Schichten. 

Einige dieser Gruppen - und dies ist bei den 
Fedajin, deren Prograrrvn wir hier kurz erërtert 
haben, sehr wahrscheinlich der Fall - kënnen 
wohl einen gewissen Radikalismus der Bauernmas­ 
sen zum Ausdruck bringen. Sie kënnen sogar - 
mi ndes tens dur ch i hre ali3er:s ten 1 üge 1 - d iie Kampf­ 
bere i tschaf t der Arbeiter~:und plebejischen 
Massen von Stadt und Land sowie der ins Fahr­ 
wasser dieser Hassen hineingezogenen kleinbür­ 
gerlichen Schichten widerspiegeln. 

Der Grund hierfür 1 iegt darin, daB die nationa­ 
len wie internationalen politischen Bedingunge~ 
die die Bewegung umgeben, diesen radikal isier­ 
ten Teilen noch nicht erlaubten, ein Programm 
zu überwinden, das, wie wir zu zeigen versuch­ 
ten, die typische Auffassung der Kleinbourgeoi­ 
sie reproduziert. Diese mëchte die Geschichte 
auf ihrer bürgerl ichen Entwicklungsstufe auf­ 
halten und zugleich den Staat dazu verleiten, 
durch Reformen einen sauberen und idealisierten 
Kapitalismus einzufCThren. Dabei liegt die Auf­ 
gabe der Massen lediglich darin, diese Reformen 
- notfalls mit Ge~alt - zu unterstützen. Diese 
Auffassung ist im Fall des Iran besonders ver­ 
heerend, denn der iranische Staat ist mit den 
Traditionen der Unterdrückung und Repression 
viel zu verwachsen, als daB er im Sinne der ln­ 
teressen der Massen auch nur im geringsten 
ernsthaft reformi erbar ware. 

Solche Programme sind vollkommen auBerstande, 
die revolutionare Energie der proletarischen 
Massen und jener Teile von kleinbürgerlichen 
Schichten, die si~ zwangslaufig hinter sich 
herziehen, auf ein positives Ergebnis hinzulei­ 
ten. Da sie den KompromiB mit der Bourgeoisie 
und ihrem Staat, denen sie eine noch "progres­ 
sive" demokratische und antiimperialistische 
"geschichtl iche f1ission" unterstel len, verfech­ 
ten, sind sie all erdings durchaus dazu beschaf­ 
fen, diese Massen zu lahmen und wehrlos den 
tëdlichen Schlagen ihrer Feinde, des nationalen 
Staates und seiner imperialistischen Meister, 
auszul iefern. 

Die politische Er!cheinung von Guerrillagruppen 
wie den Fedajin zeigt also nicht allein die 
schrecklichen Grenzen des kleinbürgerl ichen De­ 
mokratismus, sondern zugleich auch die dringen- 
de Notwendigkeit der Verankerung der pro- 
letarischen Klassenpartei. Nachdem es durch die 
stalinistische Konterrevolution jahrzehntelang 
von der Bühne der Geschichte entfernt wurde,muB 
das Proletariat heute mehr denn je die histori­ 
sche Initiative für sich allein beanspruchen. 
Und dies gilt nicht nur für die imperialisti-,; 
schen Zentren und die Gebiete des entwickelten 
Kapitalismus, sondern ebenso für jene Gebiete, 
in denen die nach dem zweiten Weltkrieg sich 
ausbreitende Welle der antiimperial istischen 
Bewegung ihren AbschluB findet und die ganze 
Gesellschaft inzwischen allein durch das Werk 
der proletarischen Klasse wirklich fortschrei- 
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ten kann. Nur das Proletariat kann die Nationa­ 
litaten- und die Agrarfrage losen, die im Dien­ 
ste der kapitalistischen Ausbeutung stehenden 
feudalen Uberbleibsel beseitigen und vor al lem 
die stadtischen wie land! ichen Massen vor dem 
Elend, in das sie infolge der kapital istischen 
Weltkrise tagtaglich tiefer hineinstürzen,schüt­ 
zen. Es kann diese besonderen Aufgaben jedoch 
nur erfüllen, wenn es sich darauf vorbereitet, 
die Macht für sich selbst zu erobern. 

Entweder Diktatur der Bourgeoisie oder Diktatur 
des Proletariats. Einen Mittelweg gibt es nicht. 
Die aus der Kleinbourgeoisie stammenden Revolu­ 
tionare werden in immer wachsendem MaBe dieser 
Wahl gegenübergestellt werden: Entweder ordnen 
sie sich der Bourgeoisie und dem lmperialismus 
unter, oder sie stellen sich auf den Standpunkt 
des Proletariats und seiner Partei, auf den 
Standpunkt der kommunistischen Weltrevolution. 

Anmerkungen: 

(1) AuBer den zwei ersten Teilen dieser Reihe, 
die in den Nummern 20 (Dezember 1978) und 21 
(Marz 1979) dieser Zeitschrift erschienen sind, 
siehe auch die Artikel im "Proletarier" Nr. 2, 
Januar 1979, und Nr. 5, September 1979. Obwohl 
wir versucht haben, wie schon dem zweiten, auch 
diesem dritten Teil einen in sich abgeschlosse­ 
nen Charakter zu geben, müBten die zwei ersten 
Teile für ein klares Verstadnis unserer Gesamt­ 
einschatzung der sogenannten "iranischen Revolu­ 
tion" hinzugezogen werden. 

(2) Trotz der verschiedenen Flügelkampfe und 
Umbesetzungen des Kabinetts sind in dieser Re­ 
gierung alle Bestandteile der iranischen herr­ 
schenden Klasse vertreten. So ist Bazargan nach 
der Verscharfung der Beziehungen zu den USA in­ 
folge der Geiselnahme in der amerikanischen Bot­ 
schaft zwar aus der Regierung zurückgetreten, 
gehërt aber nach wie vor dem Revolutionsrat an. 

(3) Solange der Khomeinismus noch nicht "lan­ 
ciert" und systematisch verankert war, genossen 
die Fedajin selbst unter den erklarten Muslims 
und den reichen Basaris eine groBe Popularitat, 
obwohl es bekannt war, daB sie "marxistisch" 
sind (siehe Interview eines Fedajin mit "Le Quo­ 
tidien du Peuple" vom 21.3.1979). Es ist k l a r , 
daB nach dem Sturz des Schah aile besitzenden 
Klassen sich gegen die '-'gottlosen" Fedajin ver­ 
bündeten, die für sie objektiv ohnehin nur die 
Roi Je von "nützl ichen ldioten" erfül Jen konnten. 
Eine der Rol len des für unsere "Linken" so s chve r 
zu deutenden Islam, auf die wir noch zurückkom­ 
men werden, bestand übrigens gerade darin, den 
radikal-nationalistischen und islamischen Flügel 
der Bourgeoisie und Kleinbourgeoisie an die erz­ 
reformistischen Bourgeois und die "Uberlaufer" 
des alten Regimes zu binden. 

(4) Siehe hierzu auch "Klassenunterdrückung, 
Frauenunterdrückung, National itatenunterdrückung 
im Iran: Die 'islamische Revolution' JaBt ihren 
Schleier fal len" in "Proletarier", Nr. 5. 
Laut "Le Monde" vom 14.8.1979 sol len die Netze 
des CIA, des israelischen Mossad und des Savak 
"nach einer vor allem unter den Offizieren sehr 
verbreiteten Meinung noch fast unangetastet 
sein". So muBte auch ein 1 inkes Mi tg lied der Na­ 
tion~len Front wie Ahmad Faroughi in einem Inter­ 
view mit "Le Quotidien du Peuple" vom 23.3,79 

das iranische Sprichwort zitieren: "Durch Ab­ 
schneiden des Kopfes tëtet man den Wurm nicht". 
Indes ist es eine allgemeine Einschatzung der 
1 inken iranischen Gruppen, daB die islamischen 
Schlagertrupps unter Mitwirkung des CIA ausge­ 
bildet und auf Vordermann gebracht wurden. 

(5) Wir zitieren nach einer Broschüre in fran­ 
zôs i s che r Sprache vom 1. Mai 1979 ("Quelques 
points de vue à propos des problèmes de la ré­ 
volution iranienne"). Hier ist namentlich der 
Programmentwurf vom 14. Februar 1979 "Une par­ 
tie du projet minimum de 1 'OGFPI à propos des 
responsabilités du gouvernement provisoire ré­ 
volutionnaire" enthalten, den wir im Text mehr­ 
mals zitieren. 

(6) Siehe die Notiz "Iran: Für die Revolution 
braucht man die Partei", ln "Proletarier" Nr.3, 
Marz 1979, 

(7) Interview mit "Le Quotidien du Peuple" vom 
22.3.1979, ln "Le Monde Diplomatique" vom Juni 
1979 e r k l â r t ein Fedajin: "Wir haben nicht 
Tausende von Toten hinterlassen, damit die Re­ 
volution durch eine von einer Handvoll rel igië­ 
ser Fanatiker unterstützte Regierung bürgerli­ 
cher Reformisten konfisziert wird. Die werkta­ 
tigen Klassen haben legitime Forderungen. Wenn 
sie ihrer Stimme kein Gehër verschaffen kënnen, 
wenn sie ihre Rechte nicht durchsetzen kënnen, 
werden wi r wieder zu den Waffen grei fen". Doch 
trotz der wachsenden Verfolgung wollen die Fe­ 
dajin die Konflikte friedl ich lësen, denn es 
i s t notwend i g, "angesichts der Verschworung der 
Agenten des Imperialismus die Einheit der revo- 
1 utionaren Krafte aufrechtzuerhal ten ". AI so 
sind die "bürgerl ichen Reformisten" - deren Be­ 
ziehungen zum Imperia! ismus offensichtlich 
sind - und die sie unterstützenden "religiësen 
Fanatiker" ... "revo lut lonâre Krafte" 7! 

(8) Siehe "Kar (Labour)", Nr. 1, ohne Datum. 
Dieses in GroBbritannien erscheinende Bulletin 
übernimmt Auszüge aus "Kar", dem für die Arbei­ 
ter bestimmten Organ der Fedajin. Wie man sieht, 
sind die "bewaffneten Organisationen der Volks­ 
verteidigung und des Volkswiderstands" ... ver­ 
schwunden,und die "Volksarmee" wird also mit 
der Demokratisierung der Führung gleichgesetzt 
und nicht ais "Ersetzung des stehenden Heeres 
durch die allgemeine Volksbewaffnung" aufgefaBt, 
worin die traditionelle Forderung der proleta­ 
rischen Bewegung in der demokratischen Revolu­ 
tion bestand, wie es· bei dem Bund der Kommuni­ 
sten in der 1848er Revolution in Deutschland 
und bei der bolschewistischen Partei in RuBland 
der Fall war (siehe insbesondere das bolschewi­ 
stische Programm von 1902, Lenin, Werke Band 
6, Seite 15). 

(9) Getrennt von der Perspektive eines Auf­ 
stands hat die Forderung nach der Konstituante 
im Iran einen reformistischen und keineswegs 
einen revolutionaren Charakter. Mehr noch: Wenn 
die Zerschlagung des bestehenden Staates, wie 
wir denken, nur das Ergebnis einer proletari­ 
schen Revolution, die die Diktatur des Proleta­ 
riats errichtet, sein kann, würde die Forde­ 
rung des Konstituante gegenüber diesem neuen 
Staat einen direkten konterrevolutionaren Cha­ 
rakter annehmen. 

(10) Man muB darauf hinweisen, daB "die Fedajin 
das Selbstbestimmungsrecht, aber nicht die Los­ 
trennung anerkennen. In einer ersten Zeit müs- 
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sen die verschiedenen iranischen Nationen sich 
an der Befreiung des Iran beteiligen, dann, in 
einer zweiten Etappe soll jede nationale Minder­ 
heit durch Wahlen die Autonomie erlangen und 
auch ihre eigene Sprache spreèhen, ihre eigene 
Religion ausüben und ihre eigene Kultur verbrei­ 
ten konnen" (Interview mit "Le Quotidien du Peu­ 
ple", zi t.). 
Für den Marxismus stellt sich die Frage vollkom­ 
men anders. Wenn die internationalen lnteressen 
dazu führen, die Lostrennung als nicht wünschens­ 
wert zu betrachten, dann müssen die lokalen Par­ 
teisektionen davon absehen, die Losung der Unab­ 
hangigkeit in den Reihen der unterdrückten Min­ 
derheiten aufzustellen. Dies war z.B. zu Anfang 
unseres Jahrhunderts in Polen der Fall, ob es 
sich nun um den Teil unter deutscher, ëster­ 
reichischer oder sogar russischer Herrschaft 
handelte. Das heiBt aber keineswegs, daB die 
proletarische Partei deshalb von der absoluten 
Pflicht entbunden wird, unter den Proletariern 
der privilegierten und unterdrückenden Nationa­ 
litaten für die Losung des Lostrennungsrechtes 
entschieden einzutreten. Auch dies war zu Be­ 
ginn unseres Jahrhunderts für die deutschen, 
ësterreichischen und russischen revolutionaren 
Kommunisten gegenüber Pol en der Fall. 

( 11) "Wir werden die demokratischen vors côtse der 
Regierung von Mehdi Bazargan unterstützen und 
zwar mit dem Ziel, den Aktionen dieser unbewuB­ 
ten Elemente Einhalt Zèl gebieten". Dies kann man 
in einen"lnterview einer iranischen Zeitung mit 
einem Fedajingenossen" lesen, das die Fedajin 
selbst in der zitierten Broschüre verëffent- 
1 icht haben (S. 16). 

(12) Die Rolle der zur konterrevolutionaren Gar­ 
de organisierten "islamischen Fanatiker" bei der 
Unterdrückung von Frauen- und Arbeitslosendemon­ 
strationen, turkmenischen, kurdischen usw. Bauern 
wie bei der Zerschlagung von spontanen Arbeiter­ 
organisationen wurde selbst von der bilrgerl ichen 
Presse reichlich illustriert. Für eine Zusammen­ 
fassung mit einer marxistischen Einschatzung 
siehe den erwâhn t en Artikel in "Proletarier" Nr.5 
und in unserer franzësischen Zeitung "Le Prolé­ 
taire" Nr. 291 und 292 "En Iran se creuse le 
fossé entre la bourgeoisie et le prolétariat". 

(13) Siehe Marx und Engels, "Ansprache der Zen­ 
tralbehorde an den Bund" vom Marz 1850, MEW 7, 
S. 244 - 254, Wie der Leser schon aus den nach­ 
folgenden Bemerkungen ersehen kann, ist die 
marxistische Auffassung nicht mit der Theorie 
Trotzkis von der permanenten Revolution und noch 
weniger mit den 11einschlagigen11Ableitungen seiner 
Epigonen zu verwechseln. 

(14) Zwischen 1830 und Februar 1848 herrschte in 
Frankreich unter dem "Bürgerkënig" Louis Philippe 
und seiner "Julimonarchie" nicht die gesamte 
Bourgeoisie, sondern nur ein Teil derselben, 
die sogenannte Finanzaristokratie. Der industri­ 
elle Fortschritt war in dieser Phase imponierend 
gewesen, Eisenbahnen wurden gebaut, die Kohle­ 
und Eisenindustrie blühte auf und der innen- wie 
AuBenhandel weitete sich erheblich aus. Das Pro­ 
letariat war schon eine Kraft, die - wenn wir 
einmal von den wiederholten Aufstandsversuchen, 
den zahlreichen Putschen der bald entstehenden 
sozialistischen Geheimgesel lschaften absehen - 
noch im groBen und ganzen der offiziellen Oppo­ 
sition, d.h. der industriellen Bourgeoisie zu- 

gute kam. Die Revolution vom Februar 1848 führ­ 
te zur Bildung einer Republik, zur 9emeinsamen 
Herrschaft aller FlOgel der Bourgeoisie, die 
sich im Juni mit blutiger Gewalt gegen die re­ 
volutionare Erhebung des Proletariats behaupte­ 
te, um sich spater zu zersetzen. Denn,wenn das 
Proletariat noch nicht in der Lage war, die 
Macht zu erobern, so war die Bourgeoisie ihrer­ 
seits aber auch noch nicht in der Lage, sich 
parlamentarisch zu vereinigen und zu festigen, 
überhaupt zu herrschen.· lhre rarteien wùrden 
im Dezember 1851 durch den Staatsstreich 
Louis Bonaoartes an der Sn i t z e der Armee von 
der Macht entfernt. Bonaparte lieB sich zum 
Kaiser kronen und gründete den Empire (Kaiser­ 
reich). Bei blühender Geschaftemacherei und 
Fi nanzschw inde 1 he r rschte der '{Chef des Lumpen­ 
pro l eta ri ats II und Retter der Bourgeoisie vor 
dem Proletariat durch imperialistische Politik 
nach auBen und Despotismus und allgemeine Kor­ 
ruption im lnneren. 

(15) Engels, "Die preuBische Militarfrage und 
die deutsche Arbeiterpartei", 1865, MEW 16,S,77. 

(16) Die soziale Bewegung, die ab 1956 trotz 
Repre~.sio~ (der Savak wurde i,njen.em,Jahr.9egrün­ 
det)macht I g gewachsen war .e r l I tt m1 t der NI edermet" 
ze l tno œs Au f s t ands von 1963 (15.Q.OO Opfer) ei­ 
nen schweren Rückschlag. Unter Bedingungen 
schlimmster Ausbeutung und systematischer Schü­ 
rung der Konkurrenz unter den Arbeitern beginnt 
die Streikbewequnq Anfang der 70er Jahre wie­ 
der. 1972 Streik in der Rambler Automobi lfabrik 
gegen die innerbetriebl ichen Pol izeieinheiten, 
1973 1.500 Kattunfabrikarbeiter, 4.000 Raffine­ 
riearbeiter in Abadan (erneuter Streik im Ok­ 
tober), Bergleute von Schahrudh, bei Persi in 
Teheran (in dessen Verlauf die Direktion in 
Brand gesteckt wurde), 1974 Motorenfabrik in 
Tabris, Streik mit StraBenschlacht in Khavar, 
1975 Textilarbeiterstreiks, 1976 Textilarbeiter 
und Bergleute von Kerman,um nur die wichtigsten 
zu nennen. Die Repression war immer brutal. 
Die alten despotischen Verhaltnisse zwischen 
dem Feudalherrn, dem Beamten und dem Gendarmen 
auf der einen Seite und dem schlimmer als Vieh 
behandelten Bauern auf der anderen wurden, so 
wi~ sie waren, auf die Industrie übertragen - 
Feu da 1 herr und Beamte hat ten si ch in Kap i ta 1 i - 
sten verwandelt und der Arbeiter arbeitete un­ 
ter der Kontrol le des Gendarmen. Es gab im Iran 
eine einzige "Gewerkschaft", die Bestandteil 
des Staatsapparates war und deren Führer vom 
Savak ernannt wurden. ln den GroBbetrieben wur­ 
de praktisch unter Aufsicht des Savak gearbei­ 
tet (z.B. im Stahlwerk Arymehr 3000-3500 Arbei­ 
ter und 500 Savak-Agenten). 
Solche Verhaltnisse, die dazu dienten, die Lard­ 
flucht mit Gewalt in die Fabriken zu lenken und 
die eben aus dem Elend und der Abgeschiedenheit 
des Landes gekommenen Bauern an das hëllische 
Arbeitstempo und den endlosen Arbeitstag der 
Fabrik zu gewëhnen, kurzum die Menschen abzu­ 
richten, werden gerade infolge der Entwicklung 
und Festigung der modernen Produktion als abso­ 
lut unertragl ich empfunden. 
Der extreme und in den 70er Jahren noch ver­ 
scharfte Pol izeidruck auf die Arbeiterklasse, 
der die kampferischsten Arbeiter oft dazu zwarg, 
zum Schutz des eigenen Lebens aus den Betrieben 
zu fliehen, um sich manchmal den Guerriltagrup­ 
pen anzuschlieBen, entspricht vollkommen der 
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Natur einer "bürgerlichen Revolution von oben", 
der es ja darum geht, die gesellschaftlichen 
Verhaltnisse und den Staat zu transformieren, 
ohne den geringsten Spielraum für soziale Kampfe 
zu lassen. 

(17) Bekanntlich ein Problem, mit dem sich der 
lmperialismus selbst beschaftigt. Nicht von un­ 
gefahr beginnt der amerikanische "Liberalisie­ 
rungs"- und "Demokratisierungsdruck' auf die 
Lander der "Dritten Welt" am Ende der giganti­ 
schen Akkumulationsperiode, die nach dem zweiten 
Weltkrieg in den Metropolen begann und sich 
weltweit (soweit die Bedingungen vorhanden) aus­ 
dehnte; und nicht von ungefahr konzentriert er 
sich auf jene Lander, die eine entscheidende 
ëkonomische Entwicklung und soziale Transforma­ 
tion durchmachten. Das "Drama" des lmperialismus 
besteht gerade darin, daB eine tragfahige Par­ 
teienstruktur fehlt, daB die Bourgeoisie poli­ 
tisch rücks tând l ç , "unterentwickelt" ist. Die 
Naivitat des lmperialismus, der sich darüber 
beklagte, keine Alternative zum Schah zu haben 
(wie er heute ebensowenig eine Alternative zu 
Khomeini, auch für ihn das "geringere Ubel", 
hat), 1 iegt darin, diese stabi I i t â t s qe fâh r denden 
Mangel sozusagen in vitro, in einer sozial und 
politisch ungetrübten Ruhe und Ordnung beheben 
zu wol len. Hier liegt der Teufelskreis der scha­ 
bigen, durch lnduktion von auBen und von oben 
entstehenden Bourgeoisien der "Dritten Welt", 
wo das Militar putscht, um die Bedingungen für 
die Wiederherstellung der Demokratie wiederher­ 
zustel len und die Demokratie immer wieder zu 
schwach ist, immer wieder den Nahrboden des 
nachsten Mil itarputsches bildet. 

(18) So erklarte Sandjabi noch Anfang Januar 
1979: "Ba:khtiar hat die Bedingungen und die La­ 
ge, die im Lande herrschen, nicht richtig einge­ 
s ctuitiz t: , Die Zustimmung des Volkes ist unerlaB­ 
lich. Wir sind nicht unbedingt gegen eine kon­ 
stitutionelle Monarchie, leider aber meint das 
Volk, daB mit dem gegenwartigen Herrscher kei­ 
nerlei Reformen durchgeführt werden konnen. Mit 
seinem Sohn konnte dies moglich sein. Die allge­ 
meinen rvahlen werden darüber entscheiden" ("Le 
Monde", 5.1.1979). Und im Juni e rk l â r t e derselbe 
Liberale und Demokrat, diejenigen, die gegen 
Khomeini opponierten, seien "Konterrevolutionare, 
die sich hinter einem Schleier von Liberalismus 
und Demokratie verstecken" (Süddeutsche Zeitung, 
20. 6. 79). 
Was Bazargan angeht, so machte auch er, der nach 
dem Februaraufstand meinte, daB es nicht darum 
gehe, "die Revolution zu stoppen", sondern sie 
... "zu kanalisieren" ("Le Monde", 28.2.79), 
wertvolle Zugestandnisse in einem Interview mit 
"Le Monde" vom 15.5,79: "Ayatollah Schariat-Ma­ 
dari und ich selbst meinten, daB wir nach der 
Abreise des Schah und der Bildung eines Kronra­ 
tes allgemeine und freie Wahlen organisieren 
müBten, die den Weg zur Ernennung einer Konsti­ 
tuante, zu tiefgreifenden Veranderungen und dann 
zur Ubertragung der Macht eroffnet hatten. Scha­ 
pour Bakhtiar, der damals Ministerprasident war, 
"hetztze sich diesem Vorschlag mehr oder weniger 
angeschlossen, was auch für etliche Leiter der 
Armee und der Polizei gilt. Mein Leben lang ver­ 
trat ich die Meinung, daB man langsam aber si­ 
cher voranschrei ten muB ". 

(19) ln "Le Monde Diplomatique" vom Juni 1979 
1 iest man: "Der Basar, der die islamische und 

nationalistische Opposition gegen den Schah fi­ 
nanziert bat, predigt eine schnelle Rückkehr 
zur freien rvirtschaft. Manian, der Generalse­ 
kretar des machtigen Handelsverbandes, geht so­ 
gar noch weiter: 'Die neue islamische Regierung 
- erklart er - muB bestimmte nationalisierte 
Sektoren dem privaten Sektor überlassen, z.B. 
die Petrochemie. Der Staat soll sich nicht wei­ 
ter in die rvirtschaft einmischen. Produktion, 
Verteilung und Verkauf sollen eine ausschlieB­ 
liche Angelegenheit der Privatunternehmer sein. 
Im neuen Iran müssen die Gesetze des Marktes, 
die Gesetze von Angebot und Nachfrage ohne jede 
Einmischung seitens der Regierung zur vollen 
Geltung kommen'. Für den Augenblick verlangt 
Manian, daB die provisorische Regierung jede 
nicht 'absolut notwendige' Einfuhr einstellt 
und einen Teil des von ihr dank der Erdolein­ 
nahmen akkumulierten Kapitals in den Kreislauf 
der inneren privaten Produktion lenkt. 'Der 
islamische Staat soll nunmehr alles einsetzen 
- fügt er hinzu - um den auslandischen Kapita­ 
lismus zum Zweck eines Machtzuwachses des in­ 
neren und nationalen Kapitalismus restlos zu 
besei tigen'". 

Teufelskreis der Bourgeoisie. Man mëchte die 
unter dem Schah herrschende Klüngelwirtschaft 
abschaffen, zugleich aber die Subventionswirt­ 
schaft erweitern, und dies ohne Einmischung 
des Staates! Man verlangt Schutz vor den mach­ 
tigen Konkurrenten, zugleich die freie Entfes­ 
selung der Konkurrenz, deren Ergebnis nur wach­ 
sende Konzentration des Kapitals und die Bitte 
um Staatseinmischung zum Schutz der Schiffbrü­ 
chigen der kapitalistischen Konkurrenzseinkann. 
Der "islamischen Revolution" wird mehrfach vor­ 
geworfen, sie habe kein klares Wirtschaftspro­ 
gramm. ~las soll aber Allah tun,wenner a,gesichts 
der auf der Grundlage der kapitalistischen 
Anarchie widerstreitenden lnteressen der ver­ 
schiedenen und im Iran noch besonders unein­ 
heitl ichen lnteressen der einzelnen Bour9eo;s­ 
qruppen quasi als Dreieinigkeit von Friedrich 
List, Keynes und Prof. Hayek auftreten muB? 

(20)Der riemaf3iqte Flü:,el des Klerus,der bei wei­ 
tem die Mehrheit stel lt und von Ayatollah Scha­ 
riat Madari, der inzwischen mit seinen Anhânqe rn 
die "lslamische Republikanische Volkspartei" <"_ft­ 
gründet hat, reprasentiert wird, vertrat eine 
Formel, die derjenigen der konstitutionellen 
Bourgeoisie und der Nationalen Front durchaus 
entsprach: Der Schah sol lte ais Staatsoberhaupt 
bleiben, ohne zu regieren. Was die Basis an­ 
geht, die Masse der 180.000 Mullahs, von den 
60.000 Theologiestudenten ganz zu schweigen, 
war die Mehrheit nach Aussage ein~ interviewten 
Fedaj in "neutral im Konflikt zwischen dem Schah 
und dem aufstandischen Volk" ("Quotidien du 
Peuple", 21.3.79). Diese "schweigende Mehrheit" 
war es, die das Gerüst des repressiven Ordnung;­ 
dienstes der groBen Kundgebungen vor dem Auf­ 
stand und spâ te r den Kern der "lslamischen Ko­ 
mitees", auf die sich die zivile Regierung 
stützt, gebildet hat. 
Es ist darauf hinzuweisen, daB die Zusammenar­ 
beit zwischen der alten und der neuen Macht 
gerade in der Frage der Aufrechterhaltung der 
Ordnung schon lange vor dem Aufstand begann. 
Geistl ichkeit und "gemaBigte"Armeeführer des 
Schah hatten im Hinblick auf Massenkundgebungen 
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entsprechende Absprachen getroffen und anlaBl ich 
der Rückkehr Khomeinis soqar ein Komitee zu die­ 
sem Zweck gebildet ("Neue-Züricher Zeitung", 
2.2 und 4./5.2.79). 

(21) Solange der Schah (Ehrendoktor einiger Ost­ 
blockuniversitaten) an der Macht war und von der 
Sowjetunion hofiert wurde, hatte die Tudeh-Par­ 
tei ihrerseits nichts zu tun, auBer die bewaff­ 
neten iranischen Linken zu kritisieren und zu 
diffamieren. Sobald die Russen merkten, daB man 
auf die Khomeini-Karte setzen muBte, verwandelte 
sich die Tudeh-Partei in einen der eifrigsten 
Verfechte r des "1 mam", den si e seh r zu r E rbau­ 
ung ihrer eigenen knechtischen Natur bedingungs­ 
los unterstützt. Khomeinis Schimrf- und Hetzti­ 
raden und offene Repression hindern den Lakai 
nicht daran, den Herrschenden, sobald er ge­ 
braucht wird und es tun darf, zu dienen. Der 
Vorwand ist die inzwischen in allen Landern und 
Lagen bis zum UberdruB gehorte stalinistische 
Litanei: "ln der jetzigen Etappe der Revolution 
usw. usf.". Es ist allerdings nichtuninteres­ 
sant, sich kurz anzuschauen, was diese berühmte 
"E tappe" für den vô Il i g verkommenen Opportun i s­ 
mus alles beinhaltet. So erklarte Kianouri, der 
Generalsekretar der Partei, in seinem Interview 
mit "News week" vom 29. 1. 79 u. a. : "Wir unter­ 
stützen seine (d.h. Khomeinis) Initiativen,na­ 
mentlich eine islamische Republik", und e r fügte 
hi nzu, di es se i "keine zei tweilige Taktik ". ( ... ) 
"Die Tudeh-Partei erkennt die progressiven Ele­ 
mente seine~ (d.h. Khomeinis) Bewegung an. Und 
wir tun alles, was wir konnen, um eine gemeinsa­ 
me Sprache mit ihm zu entwickeln. Wir denken, 
daB er eine durch und durch progressive Rolle in 
der Entwicklung im Iran spielt". Auf die Frage, 
wie lange die Tudeh-Partei den Weg gemeinsam mit 
Khomeini gehen kônn te , antwortete Kianouri: "Ei­ 
ne sehr lange Zeit. Ich glaube, daB es keine 
allzu groBen Unterschiede zwischen dem wissen­ 
schaftlichen Sozialismus einerseits und dem so­ 
zialen Inhalt des Islam andererseits gibt. Im 
Gegenteil, sie haben vieles gemeinsam ". 

Und selbstverstandlich erklart die Tudeh spa­ 
ter die Erhebungen der nationalen Minderheiten 
für "Verschworungen", jammert über die er l l t t e­ 
nen Verfolgungen durch religiose Fanatiker, er­ 
fleht die baldige Ausarbeitung und Verabschieduig 
der Verfassung der "lslamischen Republik", zi"i­ 
gert als verbotene Partei nicht davor, zu erkla­ 
ren: ·"rvir wissen alle, daB - obwohl im Lande 
Freiheit herrscht - die Moglichkeiten ihrer Aus­ 
nutzung sehr begrenzt sind", verlangt dabei Mal3- 
nahmen für die gesellschaftliche Sicherheit, 
warnt vor den dunklen Kraftendes gestürzten Re­ 
gimes und vor Gefahren eines Militarputsches, 
um feierlich mit der Beschworung der üblichen 
Einheitsfront und mit der Beteuerung abzuschl l es­ 
sen: "Die Tudeh-Partei ist der Auffassung, daB 
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die Armee als Verteidiger der Revolution beste­ 
hen bleiben und konsolidiert werden muB" ( Offe­ 
ner Brief des ZK der Tudeh-Partei I rans, Juni 
1979, "Horizont", Nr. 29/79). 

(22) "Eine miich ti i qe Armee ist heute notii.qer: als 
das tuiql i ciie Brot" (Bazargan, "Le Monde" vom 
6. 4. 79) . Und Khome in i , der "noch vor Bekanntwer­ 
den der Abreise des Schah die Vereinigten Staaten 
davor gewarnt hatte, militarische Einrichtungen 
im Iran zu zerstoren oder abzubauen" (NZZ, 
18. 1,79), erklarte die Rolle der Ubergangsregie­ 
rung wie folgt: "die nationale Einheit Irans so­ 
wie Ordnung in den Fabriken, Universitaten und 
auf dem Lande zu erhalten" (NZZ, 19.5.79). Ange­ 
sichts der Unruhen beklagt er die "Milde" (!) 
der Regierung: "Wenn wir Galgen auf den offent­ 
lichen Platzen errichtet hatten, waren alle diese 
Schwierigkeiten nicht vorgekommen"(NZZ,21.8. 79). 

(23) Gott war den Machtigen und Herrschenden 
schon immer wohl gesonnen. Die iranische Bour­ 
geoisie ist aber offensichtlich sein Liebl ings­ 
kind, das in Bedrangnis ist und dem er mit allen 
Mitteln zur Seite stehen muB. So wollte Gott 
nicht, daB der "Heilige Krieg" gegen den Schah 
entfesselt wurde, obwohl der Schah "qottlos" war; 
er l ieB aber zum 11Hei l igen Krieg" für den "Auf­ 
bau des Landes 11 und vor a 11 em gegen die Ku rden 
aufrufen, die e r für "Unglaubige" e r k l âr t e , die 
man "zermalmen müsse", und je nach rni l l târ l s che r 
Lage ist Gott für oder gegen Verhandlungen mit 
diesen "Gottlosen". Gott meinte, die gottlosen 
Amerikaner hatten den Iran arm qemacht und müBten 
dafür bestraft werden, heute laBt Gott die 
hochste Tugend der Armut und Entbehrung predi­ 
gen. Gott wol lte nicht, daB das Volk Savaka9en­ 
ten lyncht oder Savakobjekte angreift: "Solche 
Aktionen - lieB er am 11. 1.79, noch vor dem 
Aufstand,verkünden - lassen sich mit der Lehre 
des Islam nicht vereinigen". Gott erklarte aber 
die l inken Gruppierungen, diese "Kinder des sa­ 
tans", "Gruppe von Unq Iiiub iqeri, die versuchen, 
die islamische Armee zu scbwëctien", "Teufel ", 
"die Unruhe stiften und zerschlagen werden müs­ 
sen", schon Ende April 79 für Freiwild. Streiks 
sind "gottlos". Und was Botschaftsbesetzungen 
und Geiselnahmen angeht, so hanqt es davon ab, 
ob die iranische Bourgeoisie sie rechtzeitig 
vereiteln kann. lm Februar lieB Gott schâr f tens 
davor warnen und seine Garden konnten derartige 
Versuche verhindern. lm November hatte man die 
Lage nicht unter Kontrolle. Gott vol lzog ein 
taktisches Hanôve r , sah im "Willendes Volkes" 
die Wi de r sn i e(F l ung seines eigenen, dami t das Li eb- 
1 i ngsk i nd Zeit qewinnt,die nationale Einmütig­ 
keit bewahren und, ohne dieser verlustig zu ge­ 
hen, seine Auseinandersetzungen mit den USA re­ 
geln kann. Khomeini ist in der Tat unbezahlbar, 
er brachte Gott selbst in die Einheitsfront mit 
der iranischen Bourgeoisie hinein. 
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Die Kommunistische Partei Italiens 
und die Faschistische Offensive 

(1921-1924) 
Ill. Teil 

Vom Herbst 1921 bis zum Sommer 1922 
Der 1. Teil dieser Reihe wurde in KP Nr. 22 
verëffentl icht und enthalt folgende Abschnitte: 
Faschismus, Antifaschsimus, Kommunismus - Die 
"vorbeugende Konterrevolution" reift im Scha t+ 
ten der Demokratie heran - Der Beginn der fa­ 
schistischen Offensive. Zwei falsche Thesen 
über den Faschismus - Der wirkliche Verlauf 
der "faschistischen Eskalation" - die Gründung 
der Kommunistischen Partei in Livorno. Die 
historische Notwendigkeit der Spaltung - Die 
Bedingungen für die defensive und die offensive 
Aktion des Proletariats - Der sozial istische 
Defatismus - Die Scheinheiligkeit desMaximalis­ 
mus - Von den Wahlen bis zum Regierungswechsel 
(1921) - Der Kampf der Kommunistischen Partei 
für die militarische Organisierung der Massen. 

Der 11. Tei 1 erschien in KP Nr. 23 und ging 
vom Friedenspakt zwischen Sozialisten und Fa­ 
schisten bis zum KongreB der faschistischen Par­ 
tei vom November 1921: Die Wiederaufnahme der 
faschistischen Offensive und der Friedenspakt 
- Die "Arditi del Popolo" - Taktisches Problem 
oder theoretischer Luxus - Der Monat der 
Schmach - Kein Burgfrieden - Kampf an allen 
Fronten - Die zweite Welle - Was also ist der 
Faschismus? - Noch einmal über das faschisti­ 
sche "Programm" - Es lebe die starke Regierung 
der Revolution. 

STREIKS UND REFORMISTISCHE SABOTAGE 

Die schwarzen Banden waren zum Zeitpunkt des 
Bi ldungskongresses der PNF (Partito Nazionale 
Fascista = Nationale Faschistische Partei) 
von den Arbeitern eines relativ unbedeutenden 
lndustriezentrums, namlich Roms, auf dem Boden 
des offenen Kampfes zurückgeschlagen worden. 
Diese schwere Niederlage stellte den Faschis­ 
mus, dessen verschiedene Tendenzen sich inzwi­ 
schen wieder miteinander versëhnt hatten, vor 
das Problem, seinen Feldzug gegen die lndu­ 
striezentren des Landes, diese wahrhaftigen 
Festungen der organisierten Arbeiterklasse, 
gewiisermaBen wieder von vorn zu beginnen, und 
zwar wie immer ausgehend von den landwirt­ 
schaftl ichen Gebieten der niederen Po-Ebene 
und vor al lem der Emilia, um sich nach und 
nach dem lndustriedreieck Mailand-Genua-Turin 

anzunahern. Diese Offensive sollte aber nicht 
sofort geschehen, sondern erst nach einer ziem- 
1 ich langen militarischen Vorbereitung und 
nach einer vorsichtigen Beobachtung des gegne­ 
rischen Lagers. Als sie schlieBlich entfesselt 
wurde, kennzeichnete sie sich durch eine auBer­ 
ste Konzentration, durch die Mannigfaltigkeit 
der angewandten Mittel und durch den Willen, 
nicht auf halber Strecke stehen zu bleiben. Sie 
erreichte ihren Hëhepunkt in der Zeit des 
Streiks vom August 1922: ln diesem Monat und 
nicht erst im Oktober eroberten die Faschisten 
faktisch die Macht, 

Die Rechnung war schnell gemacht, und man 
brauchte keinen groBen Gelst und keinen 'Duce' 
um die sich daraus von selbst aufzwingenden 
Konsequenzen zu ziehen. Einerseits war die PNF 
nunmehr eine anerkannte und mit al len Segen 
der demokratischen und parlamentarischen Lega­ 
litat versehene Partei und wie aile Parteien, 
die strikt im Dienste der Bourgeoisie stehen, 
genoB auch sie die ganze Unterstützung des 
Staatsapparates. Andererseits war vorauszuse­ 
hen, daB die im Herbst 1921 ausgelëste Unter­ 
nehmeroffensive für die Lohnsenkung und die 
steil ansteigende Arbeitslosigkeit (609 819 
Arbeitslose im Januar 1922 gegen 512 260 im 
Dezember 1921) angesichts der Sabotage seitens 
der reformistischen Gewerkschaftsführer zu 
einer wachsenden Demoralisierung der Arbeiter­ 
klasse führen würde. Denn diese leistete 
schon seit zwei Jahren Widerstand, und obwohl 
sie entschlossen war "standzuhalten", war zu 
erwarten, daB sie früher oder spater unter 
dem Druck der Lohnsenkungen und der Arbeits­ 
losigkeit nachgeben würde, 

lnfolge der entschlossenen Aktion der Kommuni­ 
stischen Partei wurde die CGL (Confederazione 
Generale del Lavoro) unter dem Druck der Arbei­ 
ter gezwungen, ihren Nationalrat für den 5. 
November nach Verona einzuberufen. lm Hin­ 
blick darauf wiederholte der Kommunistische 
GewerkschaftsausschuB am 25. Oktober seinen 
Vorschlag an die groBen Organisationen des 
italienischen Proletariats: "Für eine einheit­ 
liche Bewegung bis hin zum Hohepunkt des na­ 
tionalen Generalstreiks, um die unabdingbaren 
Grundforderungen in Verteidigung der Arbeits­ 
und Lebensbedingungen der Arbeiter durchzuset­ 
zen". 
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Diese Forderungen muBten den Wert von Prinzipien 
erhalten, d.h. man sollte von ihrer Verteidigung 
nicht abrDcken .dürfen, und was die Bewegung an­ 
geh t, so muB te man si e "sei t den ersten Sympto­ 
men der Arbe.itgeberoffensive" voraussehen und 
organisieren, "anstatt diese zu unterschatzen 
und die Massen von der direkten Anwendung ihrer 
organisierten Kraft abzulenken ". 

Der Plan der CGL sah ganz anders aus. Sie woll­ 
te im Gegenteil - und dies gerade zu jenem Zeit­ 
punkt - die Arbeiterkampfe durch Einführung der 
verdammten Pol itik der "artikulierten Streiks" 
zersplittern und, was noch schlimmer ist, sie 
akzeptierte die Auffassung, derzufolge die 
Lohnhëhe aufgrund einer Untersuchung und einer 
Kontrolle der Wirtschafts- und Finanzlage der 
Unternehmen bestimmt werden sollte. Damit kehr­ 
te sich die "Kontrolle über die Produktion" ge­ 
gen die Arbeiter und wurde zum Alibi für Lohn­ 
senkungen - und dabei hatten die Gewerkschafts­ 
führer im September 1920 die Betriebsbesetzun­ 
gen gegen das bloBe Versprechen dieser "Kontrol­ 
le", die ihnen zufolge eine Abschëpfung der im 
Krieg gemachten Uberprofite erlauben sollte, 
abgebrochen! Die Frage einer allgemeinen und 
einheitlichen Aktion der Arbeiterklasse zur 
Verteidigung der Lëhne, der Arbeitsplatze und 
der gewerkschaftlichen Organisation wurde bei­ 
seite gelassen. Ein Antrag, der zwischen dem 
Führungsrat der CGL und dem Vorstand der PSI 
vereinbart wurde und auf den sich der Antrag 
der reformistischen Gewerkschaftsführung auf 
dem KongreB von Verona berief, forderte die so­ 
zialistische Parlamentsfraktion dazu auf, im 
Abgeordnetenhaus, "ein globales Projekt für Tie­ 
fe und wesentliche Anderungen in der politi­ 
schen Orientierung der Staatsverwaltung" vorzu- 
1 egen, "dami t die· heu te für unproduktive 
Kriegs-, Marine-, Kolonien- usw. -Ausgaben ver­ 
schwendeten Mittel wieder den lebenswichtigen 
Gemeinschaftsinteressen zuflieBen und die vie­ 
len, für die Gemeinschaft wirklich nützlichen, 
aber von der Bourgeoisie nicht in Angriff ge­ 
nommenen offentlichen Werke umfassend finan- 
zi ert werden ". 

Es handelte sich also um einen vierfachen Plan: 
eine uneinheitliche Aktion des Proletariats im 
Rahmen einer verschwommenen "Kampagne" für die 
"Sicherung der proletarischen lnteressen"; die 
Fiktion einer "Kontrolle über die Industrie"; 
eine parlamentarische Initiative für "soziale" 
MaBnahmen, die von einer so weit wie mëgl ich 
111 inksstehenden" Regierung zu ergreifen wâ ren ; 
und, was die Aktion angeht, Anwendung von "je­ 
nen Mitteln und Formen, welche die Absichten 
der unverantwortlichen Elemente verwerfen und 
E rfo 1 gsaus si chten ha ben", zug 1 e i ch Zurückwe i - 
sung jeder Handlung, die einen "Disziplin- 
b ruch" darstel 1 te, was ja soviel wie die Zu­ 
rückwei sung jeder auf klaren Klassenpositionen 
beruhenden Handlung bedeutete. 

ln seinem Vorschlag an die gewerkschaftlichen 
Organisationen schrieb der zentrale kommunisti­ 
sche GewerkschaftsausschuB am 25, Oktober: "In 
der heutigen Gesellschaftslage ( ••. ) muB sich 
das Proletariat mit seiner Klassenaktion und 
mit der Kraft seiner Organisationen den Forde­ 
rungen der Kapitalisten entgegenstellen. Das 

• Proletariat muB sich weigern, auf den hinter- 

listigen Boden der Untersuchung der Lage der 
bürgerlichen Betriebe hinabzusteigen, die mJt 
tausend Kunstgriffen verschleiert werden kann, 
vor allem wenn die Untersuchungen Vertreteraus­ 
schüssen anvertraut werden, in denen die 
Schiedsrichterrolle den Vertretern des bürger­ 
lichen Staates vorbehalten wird ( .•. ). Das 
Gleichgewicht zwischen der Ertragslage der 
bürgerlichen Betriebe und dem Arbeitsentgelt 
wird in Wirklichkeit auf dem Boden der Klassen­ 
kampfe hergestellt, bis zu dem Zeitpunkt, wo 
dieses Gleichgewicht selbst unmôql.i cb wird und 
der proletarische Kampf dazu neigen wird, die 
Grenzen der politischen und okonomischen Ord­ 
nung zu sprengen ". 

Für die KPI waren der Unternehmerangriff gegen 
die Lëhne und Arbeitsbedingungen und die bewaff­ 
nete Offensive gegen die Arbeiter und ihre Or­ 
ganisationen zwei Seiten eines einzigen Vorha­ 
bens, um die Arbeiterklasse endgültig auf die 
Knie zu zwingen. Das Nachgeben auf der einen 
Seite kame dem Nachgeben auf der anderen 
gleich, und die Unterordnung der gewerkschaft­ 
lichen Forderungen unter die Rentabilitatsbe­ 
rechnungen der Betriebe,bzw. die Unterordnung 
der Klassenaktion unter die Ergebnisse der 
parlamentarischen Debatten war bereits eine 
Form des Nachgebens, Gerade deshalb hatte die 
KPI gefordert, daB die Grundforderungen der 
Arbeiter auf den Rang von Prinzipienfragen er­ 
hoben würden, ebenso wie die Verteidigung auf 
dem Boden der physischen Gewalt eine Prinzipien­ 
frage war. 

Am 2. November verëffentlichte "Il Comunista" 
einen Artikel, dessen Titel bereits das Pro­ 
blem sehr klar stellte: "Wie sich der Kampf 
heute den Arbeitern stellt: Kampf oder Tod". 
Darin kann man unter anderem lesen: 

"Die Frage des Staates liegt auf dem Tisch. 
Die Krafte der Produktionsentwicklung verlas­ 
sen für einen Augenblick den Mittelpunkt der 
Bühne, um das Urteil abzuwarten, das das Er­ 
gebnis des Bürgerkrieges aussprechen wird. 
Wenn die Gewerkschaft gegenüber der kapitali­ 
stische.n Offensive kapituliert, so macht sie 
den Weg frei für eine schreckliche Losung, 
die e irr-qesschwéiotitzes: und zersplittertes 
Proletariat unter das Joch einer grausamen und 
uneingeschrankten kapitalistischen Herrschaft 
zwingen wird. Wenn die Gewerkschaft auf den 
Angriff mit der Bitte um eine Intervention 
des bürgerlichen Staates antwortet und sich 
auf den gefahrlichen Standpunkt stellt, daB 
sie den Kampf nicht aufnehmen kann, weil sie 
überzeugt ist, daB die Aufrechterhaltung der 
Lohnhohe mit dem Uberleben der Produktionsbe­ 
triebe unvereinbar ist, so führt das zum sel­ 
ben Ergebnis. Der bürgerliche Staat kann nur 
im Sinne der Interessen des Arbeitgebermonopols 
intervenieren ••. die zogernde Haltung gegen­ 
über den vermeintlichen Bedürfnissen des heu­ 
tigen Produktionsapparates, die ja nichts an­ 
deres sind als die Bedürfnisse der Verewigung 
des Profits und der kapitalistischen Ausbeu­ 
tung, und das Stillhalten der Massen haben 
nur eins zur sicheren Folge: Die Zersetzung 
und die Niederlage ". 

Zwei Tage spâ t e r konnte man im Artikel "Die 
bürgerliche Kontrolle" 1 esen: "Das Proletari- 
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a t muB sich hüten ( .•. ) vor dem verbrecheri­ 
sch~n Betrug, den diejenigen begehen, die es 
glauben machen mochten, daB die Intervention 
der Regierung den Lauf der Wirtschaftskrise 
irgendwie aufhalten oder regulieren konnte, 
und die es dazu überreden mochten, seine An­ 
griffskampfe und selbst seine Verteidigung 
aufzugeben. Die Kontrolle der Wirtschaft 
durch einen AusschuB aus Delegierten der Ar­ 
beiter, der Unternehmer und des Staates be­ 
deutet nicht èinmal entfernt einen Schritt in 
Richtung auf die proletarische Kontrolle über 
die Produktion: Sie ware eine BÜRGERLICHE 
KONTROLLE. Bürgerliche Kontrolle nicht in dem 
Sinne, daB die Mehrheit aus Unternehmern und 
Staatsvertretern neue Wege für die Diszipli­ 
nierung der Produktivkraftentwicklung finden 
konnten, denn die Disziplinlosigkeit der 
Wirtschaft und die bürgerliche Ordnung bilden 
eine Einheit in der Geschichte. Sondern bür­ 
gerliche Kontrolle, weil die Arbeiterklasse 
durch solche Ausschüsse die Kontrolle über 
die Taktik der eigenen Klassenaktion in die 
Hande des Gegners legen würde, weil sie durch 
einen wahren Verzicht die Fahigkeit des Staa­ 
tes, die konterrevolutionare Verteidigung des 
Kapitalismus zu führen, vervielfachen würde. 
Wer dem Proletariat erzahlt, er wolle ihm ein 
Mittel liefern, einen Blick in die geheimnis­ 
volle Welt der Wirtschaft zu werfen und auf 
diese Welt einen EinfluB zu gewinnen, der ist 
ein direkter oder indirekter Agent der Bour­ 
geoisie, und ihm muB das Proletariat antwor­ 
ten: Wir wollen die Kontrolle über die Produk­ 
tion ohne euch und gegen euch erobern, wir 
wollen sie nicht durch euren Staatsapparat er­ 
obern, sondern erst nachdem wir ihn dank der 
Einheit unserer revolutionaren Kraft zer­ 
stort haben, denn darin liegt die Grundlage 
unseres politischen Sieges und nur dadurch 
konnen wir mit der Disziplinierung der Produk­ 
ti vkrafte beginnen ". 

Bereits im Oktober hatte die FIOM, die Metall­ 
arbeitergewerkschaft, zugelassen, daB der Me­ 
tallerstreik in der Lombardei infolge der t so- 
1 ierung zerbrach. Sie hatte Verhandlungen 
über Lohnsekungen "akzeptiert" und, was den 
Hôhepunk t der Schmach darstellte, sie hatte 
sich mit den lndustriellen über eine Ver­ 
schiebung der Untersuchung der Lohnsenkungen 
und der "Lage der Betriebe" um zwei Monate, 
d.h. auf den Januar 1922, verstandigt, um je­ 
den einzelnen Fall nacheinander zu "analysie­ 
ren". Sie gab vor, durch diese Frist und 
durch die Zerspl itterung der Verhandlungen 
einen Prazedenzfall geschaffen zu haben, 
der für die .•. Arbeiter günstig sei. Ermu­ 
tigt durch den AbschluB der Streiks in der 
Lombardei begann die Industrie Liguriens ih­ 
rerseits Anfang November den Schraubstock en­ 
ger zu drehen. Die Reaktion der Arbeiter, die 
bis zum 17. November dauerte, bl ieb trotz der 
Aufrufe der KPI zu einem landesweiten General­ 
streik l so l l er t , 

"Um die Geister zu beruhigen ( I) und im Ver­ 
trauen auf die Moglichkeit einer Periode dau­ 
erhafter Verstandigung zwischen den Industriel­ 
len und ihren Belegschaften", setzten die Ar­ 
bei t'geber und die CGL den Kampfen ein noch 

schl immeres Ende als in der Lombardei. Die Be­ 
triebe wurden wieder geoffnet und der Beginn der 
Verhandlungen für den 27. festgelegt - für die 
Beendigung der Angriffe auf die Lohne wurde aber 
kein Termin gesetzt! Auf den "Pr âzedenzf'al l " 
griffen die lndustriellen des julischen Venetien 
sofort zurück, was die Metallarbeiter dieser Pro­ 
vinz zu einem groBen Streik führte, der vom 18. 
bis zum 28. November dauerte, aber ebenfalls in 
der lsolierung durchfochten werden muBte. Dieser 
Streik wurde durch Gewaltakte, Morde und Verhaf­ 
tungen begleitet. Unterdessen verhangte die Re­ 
gierung Bonomi Diszipl inarstrafen gegen die 
Eisenbahner von Neapel wegen ihres Streiks in 
Solidaritat mit den romischen Kollegen: Drei nea­ 
politanische Eisenbahner wurden des Dienstes ent­ 
hoben. Eine sofortige Antwort in Richtung auf 
den Generalstreik der Eisenbahner, wozu die KP 1·1 

wiederholt aufrief, hatte eine doppelte Bedeu­ 
tung gehabt, einerseits für den Kampf gegen die 
Angriffe des Staates und der schwarzen Banden, 
andererseits für den Kampf in Verteidigung der 
gewerkschaftlichen Errungenschaften der letzten 
Jahre. Am 29, November nehmen die Drucker von 
Triest den Kampf auf, um gegen die Ermordung 
von zwei Druckern zu protestieren. lhre Gewerk­ 
schaft ruft zum Generalstreik auf .•. aber nur 
für einen Tag. Am 8. Dezember legt das gesamte 
Proletariat Turins die Arbeit nieder, ~m gegen 
die drakonischen Strafen zu protestieren, die 
die Gerichte gegen die vermeintlichen Morder 
eines Polizisten der Koniglichen Garde ausge­ 
sprochen hatten. Die Sozialdemokraten konnen aus 
diesem AnlaB ihre bürgerl iche Tugend offentl ich 
zur Schau stellen: Sie sehen davon ab, sich die­ 
sem Streik anzuschl ieBen. Es waren die Tatsachen 
selbst, die den Proletariern den Weg einer ein­ 
heitlichen Aktion wiesen und eine Verbreiterung 
der Basis der verschiedenen Teilkampfe durch 
ihre Verschmelzung über die Grenzen der Berufs­ 
zweige hinaus wie die Verbindung der politi­ 
schen und okonomischen Forderungen verlangten. 
Es waren aber andere Lehren, die der Reformismus 
aus der Geschichte zu ziehen hatte. lm Laufe 
dieser Monate vervielfaltigte er in der Tat sei­ 
ne Kontakte zu der Regierung und versprach die 
Verwi rkl ichung der "Kontrol le über die Indu­ 
strie". Jeder Hinweis auf das Prinzip der Unab­ 
hangigkeit des proletarischen Kampfes storte 
seine Perspektiven eines "friedlichen Fort­ 
schritts" in Richtung auf eine offene Kollabo­ 
ration. Hingegen rührte er sich nicht, wenn die 
schwere Faust der Richter auf die extremisti­ 
schen Storenfriede niedersauste, denn für ihn 
ist der Extremismus ein Ballast. 

Es kann unter diesen Umstanden nicht verwundern, 
daB der Faschismus meinte, "Zeit gewinnen" zu 
konnen. Er verhielt sich still und überlieB dem 
gewerkschaftlichen und parlamentarischen Refor­ 
mismus die Aufgabe, ihm den Boden zu bereiten, 
um erst dann den entscheidenden Schlag zu voll­ 
ziehen. Solange die Arbeitgeber durch Entlassun­ 
gen und Lohnsenkungen den Widerstand der Arbei­ 
ter mürbe machten, konnten die Strafexpeditio­ 
nen der faschistischen Banden warten. Die sel­ 
tenen Kundgebungen junger Schwarzhemden, die im 
Januar unter der Losung "Nieder mit dem Parla­ 
menti Es lebe die Diktatur!" in den StraBen 
Roms stattfanden, dienten wieder einmal der 
PSI ais AnlaB, um sich in die Verteidigung na- 
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türlich nicht der· Arbeitskammern (ërtl iche 
Gewerkschaftskartelle) und der proletarischen 
Organisationen, sondern der lnstitutionen des 
Vaterlandes zu stürzen! 

Gerade in dieser Lage zeigt sich das im voll­ 
sten Sinne des Wortes defatistische Zerset­ 
zungswerk der PSI gegenüber den Arbeiter­ 
kampfen in seinem ganzen Zynismus und besta­ 
tigt einmal mehr, daB der Faschismus nur dort 
siegen kann, wo die Arbeiterklasse durch den 
reformistischen und demokratischen Verrat be­ 
reits neutralisiert wurde. Am 6. Dezember, 
nach einem Jahr des Stillhaltens, der Kapitu­ 
Jation, des passiven Gehorsams unter dem Dik­ 
tat der Gewerkschaftsbonzen und der Partei­ 
rechten, der Zurückweisung der viel zu groB­ 
mütig angebotènen Hand der Kommunistischen 
Internationale, wachte die "unnachgiebige" 
Führung der PSI plëtzlich auf und lancierte 
ein Manifest "Gegen die Reaktion". Diese Re­ 
aktion, behauptete sie, hatte die Partei 
"überrascht": 

"Wenn wir auch voraussehen konnten und voraus­ 
gesehen haben, daB die Borugeoisie 2um Angriff 
übergehen würde, weil sie durch unsere Macht 
erschrocken wax" (gerade das Gegente i 1 i st 
wahr: die Bourgeoisie ging zum Angriff gegen 
das Proletariat über, weil sie von der Schwa­ 
che der sozialistischen Führer überzeugt war), 
"so war es doch nicht vorauszusehen ( ! ! ! ) , daB 
sie hierbei auf eine Reaktion seitens der Re­ 
gierung verzichten würde, um, ihre eigenen Ge­ 
setze auBer Kraft setzend (!), auf die wilde 
und auBergesetzliche Gewalt zurückzugreifen, 
wodurch sie frühzeitig zeigte" (und man stel­ 
le sich vor, daB die Maximalisten zum selben 
"frühzeitigen" (!) Zeitpunkt von einer unml t­ 
telbar bevorstehenden Revolution gesprochen 
hatten), "wie illusorisch die Hoffnung der 
feinsten humanitaren Geister war, daB der Ka­ 
pi.talismus in einem Land mit einer jahrtau­ 
sendealten Zivilisation im Laufe einer fried­ 
lichen Umgestaltung absterben konnte". 

Sie entschuldigte sich, nicht mehr unternom­ 
men zu haben ("Die Partei hat die Losung aus­ 
gegeben: Widerstand leisten, wie und wo man 
es kann", ergo niemals); sie erklarte, "den 
Schmerzensschrei der unterdrückten Arbeiter 
nicht ohne Widerhall lassen" zu kônnen und 
f uh r fort: "Wir müssen alle unsere Krafte oh­ 
ne Verzogerung und ohne Vorbehalte zusammen­ 
schlieBen in der GewiBheit, daB ihr Werk zu 
einem gemeinsamen Ziel beitragt. Das System, 
das die italienische Bourgeoisie aus der 
Taufe hob, ist kein Zeichen eines neuen Zeit­ 
alters, sondern verrat die Verwirrung am Vor­ 
abend einer unvermeidbaren Katastrophe •o• 
von euch, Genossen, verlangen wir Vertrauen, 
das bürderlichste Vertrauen zu unserem Werk 
der Koordinierung der Aktion und des Willens. 
Wir sagen euch: Glauben und Solidaritat in 
den Reihen! Und auch Disziplin, unsere wunder­ 
barste Kraft, an der auch die monstroseste 
Gewaltherrschaft zerbrechen wird". 

Uber die Richtlinien für den Kampf, über das 
demoralisierende Werk der CGL bei den letzten 
Streiks - kein e_inziges Wort! Eine rein ver­ 
bale Opposition gegen die Schlage der Reak­ 
~ion, Aber was hatte dem vor sich hin dam- 

mernden BewuBtsein der PSI erëffnet, man sei am 
Vorabend einer Katastrophe? Die Tatsache, daB 
der Zusammenbruch der Diskonto-Bank und eine 
Reihe anderer Fragen der Wirtschaftspolitik zu 
einer Spannung innerhalb der Regierungsmann­ 
schaft geführt hatten und sich eine Regierungs­ 
krise ankündigte, Wie man weiB, war die PSI­ 
Führung "unnachgiebig" in ihrer Ablehnung, der 
Regierung beizutreten; sie hatte aber "einen 
politischen RiB innerhalb der bürgerlichen Klas­ 
se" gewi ttert und wo 11 te "diesen Zustand auf par­ 
lamentarischer Ebene ausnutzen (o •• ), um jene 
grundlegenden Auseinandersetzungen im gegneri­ 
schen Lager zu vertiefen, die dazu bestimmt sind, 
seinem verbrecherischen Werk Einhalt zu gebie­ 
ten". Das Geheimnis ist somit geklart: Wir be­ 
finden uns am Vorabend einer parlamentarischen 
Katastrophe, und wir Sozialisten, wir werden die 
"Auseinandersetzungen vertiefen", damit die 
"verbrecherische" auBerparlamentarische Aktion 
au fhôr t ! 

Wie immer waren die reformistischen Rechten in 
der PSI sensibler für die Stimmung im Parlament, 
und sie sahen neue Mëglichkeiten heraufziehen, 
Und im übrigen wuBten sie, daB nicht der Partei­ 
vorstand, sondern die CGL-Führung in der Partei 
das Sagen hatte, Am 11. Januar, zwanzig Tage 
vor dem Ausbruch der Regierungskrise, versammel­ 
te sich der FührungsausschuB der CGL und be­ 
schloB, seinen Vertretern bei der Führung der 
PSI und beim National rat das Mandat zu ertei­ 
len, zu befürworten, "daB die Parlamentsfrak­ 
tion die Befugnis erhë Itz , jene Regierung zu un­ 
terstützen, welche Sicherheiten für die Wieder­ 
errichtung der Grundfreiheiten und für die Durch­ 
setzung eines Programms, das die dringlichsten 
proletarischen Forderungen enthalt, gibt." 

Nicht der lnhalt, wohl aber der Ton dieser Re­ 
solution rief bei dem National rat der PSI Sor­ 
gen hervor, und er hat sich sofort zwischen dem 
17. und dem 20, Januar auBerordentlich versam­ 
mel t. Hier wurde eine "J inke" Tagesordnung abge­ 
lehnt, in der es hieB, daB "jeder Versuch, die 
Klassenauseinandersetzungen in die Grenzen des 
friedlichen Kampfes zurückzuführen, illusorisch 
ist", bzw. "der festeste und kühnste, mit allen 
Mitteln entfaltete Widerstand gegen die andau­ 
ernden verbrecherischen Umtriebe" gefordert 
wurde. Statt dessen forderte der National rat 
die Parteiführung dazu auf, "eine aktive und 
energische Aktion im Lande vorzubereiten und 
zu koordinieren, um der bürgerlichen Gewalt 
entgegenzutreten, ohne jegliches kollektive 
Mittel auszuschlieBen und unter Beteiligung an 
einer eventuellen (!) defensiven (!) Einheits­ 
front aller proletarischen Krafte, die auf dem 
Boden des Klassenkampfes handeln", Er verlangte 
auch eine Diszipl inierung der Parlamentsfrak­ 
tion, die sich in einer "konkreten, entschlos­ 
senen, von jeder Verhandlung und Vereinbarung 
mit anderen qruppenimebbënqi qen Aktivitat" 
auBe rn so 1 1 te, um den "Bestand jeder Regierung, 
deren Politik die Gewalttaten und Unterdrückungs­ 
versuche gegen die proletarische Bewegung 
schützt, unsicher zu machen". Es wurde auch be­ 
schlossen, die engste Bindung zur CGL aufrecht­ 
zuerha 1 ten, "so daB durch den bestehenden 
Bündnispakt" (d,h. durch den Pakt, der der CGL 
die Führung der okonomischen und der Parteifüh­ 
rung jene der politischen Bewegungen überlieB 
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und immer zugunsten der Reformisten angewandt 
wurde) "die politischen Erwagungen die Ober­ 
hand über die Erwagungen vorwiegend okonomi­ 
scher und unmi ttelbarer Natur behal ten ". 
Schl ieBl ich schlug der Rat vor, "mit allen so­ 
zialistischen und kommunistischen Parteien 
Europas und Amerikas eine Vereinbarung zu tref­ 
fen, um einen Plan für den internationalen 
Kampf gegen die bürgerliche Reaktion der Nach­ 
kriegszeit festzulegen", und beauftragte sofort 
eine Kommission damit, "die einzelnen europai­ 
schen Parteien direkt über die italienische La­ 
ge zu informieren und sie zu bitten, diese Lage 
von der Tribüne der jeweiligen nationalen Par­ 
lamente anzuprangern und zu schildern. " 

Selbst wenn man von dieser grotesken Stelle ab­ 
sieht, ist die Mischung aus Demagogie und Zy­ 
nismus, die das Dokument wie ein roter Faden 
durchzieht, nicht zu übersehen. Eine Partei, 
die bislang bestenfalls eine vol lige Passivi­ 
tat gegenüber der gegnerischen Offensive an 
den Tag legte, entdeckt plëtzlich die Notwen­ 
digkeit einer "aktiven und energischen" Aktion. 
Und hatte sie ununterbrochen den Eingriff des 
Staates in Verteidigung der .•. Arbeiter gefor­ 
dert, so will sie jetzt der bürgerlichen Ge- 
wa 1 t entgegent reten, "ohne i rgende in ko 11 ekt i - 
ves Mi tte I auszusch 1 i eBen", wom i t si e du rch- 
b li cken laBt, daB sie jedes individuelle Mittel 
aus Prinzip ausschlieBt und im Grunde jede pro­ 
letarische Initiative und jede eigene kampferi­ 
sche ParteiLnitiative zugunsten von ausgehandel­ 
ten Aktionsformen preisgibt. Es ist von einer 
"defensiven Einheitsfront aller proletarischen 
Krafte, die auf dem Boden des Kalssenkampfes 
handeln", die Rede, es wi rd aber kein Wort über 
die Kriterien verloren, auf deren Grundlage zu 
bestimmen ist, ob eine Kraft auf diesem Boden 
steht. Parlamentarische Unnachgiebigkeit gegen­ 
über Verhandlungen und Vereinbarungen mit "an­ 
deren Gruppen" wi rd zur Schau getragen, zu- 
gl ei ch aber die Forderung des offen rerormisti­ 
schen Flügels nach maximaler Nachgiebigkeit ge­ 
duldet. Man verlangt von der CGL die Anerkennung 
des Primats der "politischen Erwagungen" auf der 
Grundlage des "Paktes" mit dieser Gewerkschafts­ 
zentrale, aber gerade dieser "Pakt" legte keine 
Prioritatsskala, sondern ein Verhiltnis des 
vollkommenen Gleichgewichts zwischen ëkonomi­ 
scher und politischer Aktion fest und hatte 
nicht zufallig die standige Lahmung der Partei 
angesichts der Gewerkschaftsinitiativen zur 
Folge. Man verurteilt die Regierungen, "deren 
Politik die Gewalttaten und Unterdrückungsver­ 
suche gegen die proletarische Bewegung schütz~', 
ais ob es bürgerliche Regierungen geben kënnte, 
die bereit waren, die Proletarier gegen die Ka­ 
pitalisten und deren Schergen zu schützen, und 
als ob eine Regierung, die auf dem rechten Auge 
blind gewesen ware, die wohlwollende Neutrali- 
tâ t oder gar die Unterstützung der "Arbeiter­ 
partei" verdient hât te l SchlieBlich wirft man 
den Këder einer internationalen Aktion gegen 
die "Reaktion", die von den sozial istischen 
(aber welche?) und kommunistischen Parteien ge­ 
tragen werden sol 1, bes chr ânk t diese "Aktion" 
aber von vornherein auf die Grenzen der Parla­ 
mente! 

DIE REGI ERUNGSKRI·SE 
Die Regierungskrise, die am 2. Februar 1922 mit 
dem Rücktritt BonomJs erëffnet wurde, sollte ein 
Prüfstein für die "kêmp f'e r l schen" Absichten 
der sozialistischen Partei werden. Die parlamen­ 
tarische Fraktion faBte gleich am Rücktrittstag 
mehrheitlich einen BeschluB, in dem es hieB: "In 
Zusammenhang mit den Wünschen des Proletariats, 
die in der Tagesordnung des Gewerkschaftsbundes 
zum Ausdruck kommen" (trotz der Beschlüsse des 
Nationalrates tanzt die parlamentarische Fraktion 
nach der P fe i fe der C GL) , "und ausgehend vom 
Geist der Parteibeschlüsse, beauftragt die Frak­ 
tion ihre Führung damit, in enger Verbindung mit 
der Parteiführung die Entwicklung der Krise zu 
verfolgen und auf sie EinfluB zu nehmen, damit 
sie in einem für die proletarischen Interessen 
günstigen Sinne ver l ëutit:"; Am Tage darauf trafen 
slch Fraktion und Parteiführung und bekraftigten 
ihren Wunsch nach "einer Regierung der Freiheit 
und der unparteilichen (!) Verwal tung im Innern, 
des Friedens, der Abrüstung und der europaischen 
Zusammenarbeit nach auBen". Sie setzten sich in 
der Tat in Bewegung, um die Bildung einer neuen 
Regierung •.• Bonomi zu erreichen, einer Regie­ 
rung, deren Programm, wie es Bonomi selbst in 
einem neuerlichen parlamentarischen Auftritt am 
16. erk l âr te , darin bestehen sollte, "die uner­ 
laBlichen Bedingungen für das friedlichè Zusam­ 
menleben der Klassen im Lande wiederherzustellen, 
in Achtung der Arbeits- und Organisationsfreiheit 
und im Gehorsam vor dem Gesetz; - die werktatigen 
Klassen in die Lage zu versetzen, eine hohere 
Beteiligung und Verantwortung für den Gang der 
Betriebe zu übernehmen und durch ihre eigenen 
Vertreter zur Entwicklung der Arbeitsgesetzgebung 
beizutragen". 

Rechte und Linke waren sich zwar über dieses Pro­ 
gramm einig, der Versuch muBte aber scheitern, 
weil die Rechten aus einer Reihe von Gründen, die 
wir hier nicht untersuchen kënnen, Bonomi nicht 
haben wollten, Aus alledem geht aber hervor, daB 
die ganze "kërnp fer l s che" Unnachgiebigkeit der 
maximalistischen Führung der PSI sich darauf be­ 
s chrânk te , "für die Ernennung einer Regierung" 
zu a rbe i ten, "deren Mission darin besteht, die 
Freiheiten zu achten, eine AuBenpolitik des Frie­ 
dens zu praktizieren, die Arbeitsrechte und die 
Entwicklung der Arbeiteroganisationen zu sichern 
( ••. ), um, sollte es notig sein (!), den von den 
reaktionarsten Stromungen des Landes ausdrücklich 
verfolgten Versuchten einer Fortsetzung und Ver­ 
scharfung der antiproletarischen Offensive ent­ 
gegenzutreten". 

Der "unnachgiebige" Serrati selbst schrieb kurz 
darauf in seiner Zeitschrift "Comunismo" : "Wie 
sich die verwickelte Lage auch losen mag, sicher 
ist es, daB die sozialistische Parlamentsfraktion 
ihre Opposition nicht mildern kann, es sei denn, 
daB ein neuer Mann an die Macht kommt, der ernst­ 
haften VerlaB dafür bietet, daB er in Italien 
die Freiheit wiederherstellen, das Leben und die 
Grundrechte der Bürger schützen und eine AuBen­ 
politik gegen alle Imperialismen verfolgen wird", 

Serrati verl ieB sich also nicht allein auf das 
Parlament, sondern auf einen "neuen Mann", der 
die "Freiheit", das "Recht", ja das "Leben" der 
"Bürger" schützen so l l t e , worin für ihn alle Pro- 
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bleme lagen, wahrend der Faschismus eine weite­ 
~e Welle seiner Offensive vorbereitete! 

Die Episode wurde am Ende des Monats durch die 
Bildung einer Regierung unter dem Giolittianer 
(1) Facta abgeschlossen. Wenn wir uns bei ihr 
aufh alten, so weil sie die Verlogenheit des 
Maximalismus und seiner vermeintl ichen Unnach­ 
giebigkeit zeigt, aber auch weil sie ein ande­ 
res, unvergleichlich wichtigeres Ereignis 
besonders aufhellt - die Gründung der "Allianz 
der Arbe i t". 

Was den ersten Punkt anlangt, so hatte die KP 
Italiens seit jeher das Philisterhafte einer 
"Unnachgiebigkeit" angezeigt, die sich darauf 
beschrankte, eine Regierungsbeteiligung oder, 
sieht man von den "besonderen Garantien" ab, 
die Unterstützung einer bürgerlichen Regie­ 
rung abzulehnen, und die sich zugleich als Ga­ 
rant des Parlaments und der "demokratischen 
Freiheiten" verstand. Diese Art "Unnachgiebig­ 
keit" muBte die Arbe l te rkêmpf'e zwangsweise auf 
den parlamentarischen Boden ablenken, wahrend 
sie immer noch auf diesem Boden vortauschte, 
eine saubere Weste zu haben, Der Maximalismus 
erwies wieder einmal, daB er die Rolle eines 
Schutzhelms des klassischen Reformismus 
spielt. Um die Position der KP zu dieser 11Un­ 
nachgiebigkeit'1 der PSI-FUhrung zu illustrie­ 
ren, eine Position, die sich dialektisch ge­ 
gen die Neigung der Komintern richtete, reu­ 
mütige maximalistische Seelen nach Mogl ichkeit 
zu gewinnen, werden wir hier den Artikel "Lai­ 
enspielerfreuden", der am 14. Oktober 1921 aus 
AnlaB des sozialistischen Parteitages von Mai­ 
land in "Il Comunista" erschien, zitieren: 

"Geht es um die proletarische Aktion, so 
reicht es nicht aus, da/3 man sagt: Wir gehen 
nicht mit den Parteien der Bourgeoisie. Man 
muB sagen: Wir rechnen nicht mit dem politi­ 
schen, institutionellen Apparat der Bourgeoi­ 
sie, wir rechnen nicht mit der parlamentari­ 
schen Demokratie, Man muB nicht allein denje­ 
nigen verurteilen, der die bürgerliche Regie­ 
rung aufwerten will, sondern auch denjenigen, 
der das bürgerliche Parlament aufwerten will. 
Wer zwischen den Zeilen verstehen laBt ( •. ,), 
da/3 man, wenn man unebbënqi q von den bürger li­ 
chen Parteien handel t, den Ubergang der Macht 
an das Proletariat auf parlamentarischem Weg 
erreichen kann; wer zogert, im Gegenteil zu 
sagen, da/3 man nur durch die revolutionare 
Gewalt die Macht erobern und nur durch die 
Diktatur, die die Parlamente auseinanderjagen 
wird, die Macht behalten kann - der hat den 
Rubikon noch nicht überschritten, der ist 
noch voll und ganz Sozialdemokrat, der ver­ 
ficht eine Methode der Zusammenarbeit mit der 
Bourgeoisie, die sich dadurch von der Methode 
der Ministerialisten unterscheidet, daB sie 
wegen ihrer Klassenposen für das Proletariat 
noch qet ëtu: licher i s t; ; Diese "Unnachgiebigkei t ", 
die sich über eine eventuelle Machtbeteiligung 
entrüstet, aber den FriedensschluB mit dem Fa­ 
schismus nicht zurückweist, diese Anhimmelung 
der parlamentarischen Aktion und des Wahlfim­ 
mels als oberste Mittel des proletarischen Ge­ 
~enangriffs, diese Ergebenheit vor der korpora­ 
tiven Taktik und den Methoden von Amsterdam (2) 
auf gewerkschaftlichem Gebiet - sie ist schlim- 

mer als die offene Kollaboration, und wer sie 
vertritt, sthet dem Reformismus naher als dem 
Kommunismus, ist mehr auf der Seite von Turati 
als auf der Sei te von Lenin ". 

Wie wir im Laufe dieser Arbeit bereits geschrie­ 
ben haben, hatte man die PSI allein oder mit an­ 
deren bürQerlichen Parteien die Regierung über­ 
nehmen lassen sollen, anstatt sich anzustrengen, 
sie auf ihrem Weg nach unten zurückzuhalten, was 
ja das MiBverstandnis Ober ihre wahre Natur, 
über den laschesten und kriminellsten Opportu­ 
nismus, der sich hinter der verbalen Unnachgiebig­ 
keit verbarg, gerade zu dem Zeitpunkt fortsetzen 
half, wo die Tatsachen des sozialen Kampfes die 
Augen der Proletarier über die wirkl iche Bedeu­ 
tung der ~ozialdemokratischen Pol itik und über 
die verlo~ene dernokratische Legalitat offneten 
und diese Proletarier dazu führten, gegen die 
Zersetzung der proletarischen Energien durch die 
infame Taktik des "von Fall zu Fall" vereinigende 
Aktionsformen zu fordern. 

DIE BILDUNG DER "ALLIRNZ DER ARBEIT" 

An diesem Punkt stellt sich die Frage der "Al­ 
lianz der Arbeit'1, die selbst innerhalb der 
Komintern einen groBen Widerhall fand. Am 2. 
Februar - und es ist bemerkenswert, wie die Da­ 
ten zusammenfal len - erklarte die Führung der 
PSI, sie sei von einem AusschuB aus Vertretern 
der Eisenbahner- und Seeleutegewerkschaft aufge­ 
sucht worden, die i h r "über die Lage der Bezie­ 
hungen zwischen ihren jeweiligen Organisationen 
und der Regierung, die ihnen gegenüber eine Po­ 
litik der Unterdrückung verfolgt", berichteten. 
Die Parteiführung sei über diese ernsthafte Fra­ 
ge sehr betroffen gewesen und hatte mit dem er­ 
wahnten AusschuG Vereinbarungen getroffen, da­ 
mit "die Abwehraktion der Organisationen in vol- 
1er Ubereinstimmung mit den Organen der Partei 
und mit dem Gewerkschaftsbund ablauft. Seit die­ 
ser Versammlung nahm die Einheit aller proleta­ 
rischen Krafte konkrete Formen an: Die Partei­ 
führung wird die genauen Bedingungen nennen, un­ 
ter denen die Einheitsfront zu verwirklichen ist, 
Es wurde beschlossen, da/3 die Kontakte zu den 
Seeleuten und den Eisenbahnern ofter stattfin­ 
den werden, insbesondere in dieser Periode der 
Regierungskrise". 

Der letzte Satz ist fUr die Halt~ng der Soziali­ 
sten - und in noch groBerem MaBe für die Haltung 
der Republikaner, mit denen sich die Eisenbah­ 
nergewerkschaft ebenfalls beraten hatte - kenn­ 
zeichnend, Der Vorschlag einer Einheitsfront 
wird gerade zur rechten Zeit gemacht, um einer­ 
seits auf den Ablauf der Regierungskrise Ein­ 
fluB zu nehmen, andererseits um der CGL und der 
PSI die Jungfraul ichkeit zurückzugeben, Nachdem 
sie am 17. Februar die Hoffnung auf die Bildung 
einer "linken Regierung" ve r l o r , kam die PSI 
am 18,-19,2. auf die Bildung einer Einheitsor­ 
ganisation für den gewerkschaftlichen Kampf zu­ 
rück, Aber selbst abgesehen von den Absichten 
dieser oder jener Partei hat die Initiative 
einen wichtigen Hintergrund. Sechs Monate 
früher war der Vorschlag der KP, eine gewerk­ 
schaftliche Einheitsfront zu bilden, energisch 
zurückgewiesen worden. Jetzt wurde er unter 
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dem Druck eines Proletariats, das instinktiv 
dem von der revolutionaren Partei gezeigten 
Weg folgte, im Prinzip übernommen. Und gerade 
die Eisenbahnergewerkschaft, die es einige 
Monate früher abgelehnt hatte, der Roten Ge­ 
werkschaftsinternationale beizutreten und noch 
im November den kommunistischen Aufruf zu einem 
Generalstreik in Solidaritat mit den von Re­ 
pressionsmaBnahmen offen .•. faschistischen 
Stils getroffenen Eisenbahnern zurückgewiesen 
hatte, war jetzt die erste, ihn anzunehmen. 
Anarchisten und Syndikal isten paBten sich ih­ 
rerseits der "neuen Wirkl ichkeit" an. Es ist 
aber festzuhalten, daB sie anlaBlich der Be­ 
sprechungen zur Vorbereitung der Versammlung 
vom 18,-19, Februar für die Bildung einer 
"Al 1 ianz der Arbeit" die Forderung der Kommu­ 
nisten nach einer Beteiligung der Minderheits­ 
tendenzen (und nicht allein der "Spitzen" und 
des "Apparates"), deren E infl uB über die Massen 
auf der Tagung der CGL in Verona im November 
klar zu Tage getreten war, nicht unterstützten. 
Sie, die "Anti-Politiker" und "Anti-Partei" 
sind, verhandelten zunachst mit einigen ganz 
bestimmten Parteien und erst dann mit den Ge­ 
werkschaften und sollten schlieBlich, wie wir 
sehen werden, einen auBerst zweideutigen Be­ 
schluB annehmen. 

Ganz anders die Haltung der KP Italiens. lm 
Einklang mit ihren ëffentlichen Stellungnahmen 
und Richtlinien nimmt sie an keinen Geheimver­ 
handlungen zwischen Parteien teil (3), sondern 
unterstützt die Initiative von auBen, um zu 
vermeiden, daB· ihre Polemik die Entstehung die­ 
ses ersten Keimes einer gemeinsamen Aktion ver­ 
hindert, Für den Fall der Bildung des neuen Or­ 
ganismus stellt sich die Partei die Aufgabe, 
ihm durch ihre Gewerkschaftsgruppen eine klare 
und wirklich einheitliche Führung zu geben, 
lm übrigen fordert sie von Anfang an, daB die 
gewerkschaftlichen Minderheitstendenzen nicht 
al lein auf der Versammlung, sondern auch in 
den konstitutiven Organen eine Vertretung be­ 
kommen, was von den Tragern der Initiative, 
allen voran die CGL, selbstverstandl ich abge­ 
lehnt wi rd, (4) ln al ledem gibt es im Gegen­ 
satz zu den Vorwürfen, die die Komintern spater 
der Li nken mach en so 11 te, ke in Quentchen "Rein­ 
he i ts fi mme l", Die Parteiaktion geht in Wirk- 
1 ichkeit von einem gesunden Klassenrealismus 
aus, dem jede Sorge um eigene "Cliqueninteres­ 
sen" fremd ist. Sie ist entschlossen, die "Ge­ 
werkschaftsfront", wenn diese sich b i l de t , für 
ihre Positionen zu gewinnen, sie maBte sich 
aber niemals an, diese Bildung selbst von ih­ 
ren eigerien politischen Bedingungen abhangig 
zu machen, Am 10. Februar, einige Tage vor 
der offiziel len Bi ldung der "All ianz der Ar­ 
bei t" ve rôf f en t l ichte "Il Comunista" einen Ar­ 
tikel, den wir hier vollstandig wiedergeben, 
damit nach den tausend opportunistischen Spe­ 
kulationen über die Haltung der Linke in der 
Führung der KPI der Sinn ihrer Aktion unmiB­ 
verstandl ich klar wird: 

"DIE ALLIANZ DER ARBEIT 

Es wurde eine kurze Erklarung veroffentlicht 
übe'r eine Versarrunlung, die auf Initiative der 
italienischen Eisenbahnergewerkschaft zwischen 
der sozialistischen Partei, der republikani- 

schen Partei und der anarchistischen Union 
stattfand, um sich über die sogenannte "Allianz 
der Arbeit" zu ver stzënâi qen , Es wurde berichtet, 
daB die Kommunistische Partei, OBWOHL SIE IN 
EINEM BRIEF IHRE BEREITSCHAFT ERKLART HATTE, 
SICH MIT ALLEN IHREN KRAFTEN FUR EINE EINHEITLI­ 
CHE AKTION DES ITALIENSICHEN PkOLETARIATS EINZU­ 
SETZEN, sich der Versammlung fernhielt. Es ist 
daher notwendig, einige Worte zu sagen, um die 
Haltung unserer Partei und die Bedeutung der 
laufenden Verhandlungen klarzustellen. 

Durch ihre eigene Lage im Laufe der jetzigen 
Kampfe wurde die Eisenbahnergewerkschaft dazu 
getrieben, die Initiative für eine Einheits­ 
aktion des Proletariats und für das Treffen 
aller "auf dem Boden des Klassenkampfes stehen­ 
den" Gewerkschaftsorganisationen zwecks Bildung 
eines einzigen Kampfausschusses zu übernehmen. 
Man hat dieses Treffen für den 15. Februar in 
Genua angekündigt. Um die Vorbereitungen zu er­ 
leichtern, hielten die Führer der Eisenbahnge­ 
werkschaft die Durchführung eines Treffens der 
"fortschr i ttlichen" poli tischen Parteien für an­ 
gebracht. Dadurch sollte im voraus eine Verein­ 
barung erzielt werden, um gleichlautend auf die 
Gewerkschaftsorganisation.en, in denen diese 
Parteien vertreten sind, einzuwirken. 

Die Eisenbahnergewerkschaft hat auch einen kon­ 
kreten Katalog mit Forderungen, die das gesamte 
Proletariat betreffen, vorgeschlagen. Mindestens 
sowei t aus der oben erwahnten Erklarung ersicht­ 
lich, hat sich die Parteienversarrunlung diesen 
Forderungskatalog jedoch nicht zu eigen ge­ 
macht. 

Die Kommunistische Partei hielt es nicht für an­ 
gebracht, an dieser Versammlung von politischen 
Parteien teilzunehmen, und sie glaubt nicht, 
daB der Weg, den die Eisenbahnergewerkschaft 
für die Vorbereitung der gewerkschaftlichen 
Einheitsfront gewahlt hat, der sicherste sei. 

Wir brauchen hier nicht daran zu erinnern, 
daB gerade unsere Partei seit dem vergangenen 
August die Vereinbarung zwischen den groBen 
gewerkschaftlichen Organisationen vorgeschlagen 
und gegen Warnungen und Verdachtigungen ent­ 
schieden verteidigt hat. Wir sehen daher mit 
groBer Genugtuung die Einberufung der Gewerk­ 
schaftsorganisationen nach Genua. Ohne es für 
notig zu halten, sich an den vorbereitenden po­ 
litischen Treffen zu beteiligen, wird die 
Kommunistische Partei die Krafte aller ihrer 
gewerkschaftlich tatigen Mitglieder ohne wei­ 
teres dafür einsetzen, damit diese Versarrunlung 
Erfolg hat. Man muB aber viele Punkte aufhel­ 
len, um genau klarzustellen, welche Plattform 
die proletarische Einheitsfront haben muB, 
wenn sie eine Wirklichkeit und eine Kraft dar­ 
stellen soll. 

Das Proletariat ist die Zielscheibe einer Un­ 
ternehmeroffensive, und die Notwendigkeit der 
Einheitsfront zwingt sich ihm auf, weil es 
feststellen muB, daB die einzelnen Aktionen 
der Arbeiterklasse, die lokalen und beruflichen 
Bewegungen nicht ausreichen, um sich gegen die 
tausend Manifestationen des bürgerlichen An­ 
griffs zu verteidigen, Dass hier die ursprüngli­ 
che Plattform jeder wirksamen Abwehraktion des 
Proletariats liegt, wird schon aus dem AnlaB 
der Initiative der Eisenbahnergewerkschaft of- 
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fensichtlich. Diese muBte feststellen, daB auch 
die sehr machtige Eisenbahnerorganisation der 
Reaktion nicht widerstehen kann, wenn sie ihre 
Verteidigung nicht mit derjenigen der Proleta­ 
rier der anderen Industriezweige und Berufe zu­ 
sammenfaBt. Man muB also festhalten, daB die 
Grundlage jeder gemeinsamen Bündniserklarung 
der verschiedenen Arbeiterorganisationen 
f~lgende von der Notwendigkeit diktierte Ab­ 
sicht ist: ZUSAMMENFASSUNG ALI,,ER VON DER BtlR­ 
GERLICHEN OFFENSIVE HERVORGERUFENEN TEILKAMPFE 
ZU EINER EINZIGEN AKTION, Wenn sich die Führer 
der verschiedenen Organisationen nicht über 
diesen realen Inhalt des Begriffes der prole­ 
tarischen Einheit verstandigen, so wird ihre 
formale Annaherung nur zu einer Karikatur der 
Einhei tsfront führen. Es geht nicht darum fest­ 
zulegen, daB die Confederazione generale del 
Lavoro, die Unione Sindacale, die Eisenbahner 
usw. im Einklang mit einem unbestimmten Pro­ 
gramm, das auf dem Papier bleiben wird, handeln 
werden. Man muB vielmehr festlegen, daB diese 
Organisationen miteinander vereinbaren, DIE 
PROLETARISCHE AKTION VOM HORIZONT DES EINZELNEN 
ORTES UND DES EINZELNEN BERUFSZWEIGES ZU BE­ 
FREIEN, UM SIE AUF DIE EBENE EINES SIMULTANEN 
KAMPFEINSATZES DER GANZEN ARBEITERKLASSE IM NA­ 
TIONALEN UND MORGEN INTERNATIONALEN MASSTAB 
ZU VERLAGERN ! 

Darüber hinaus muB man den Inhalt der zu vertei­ 
digenden Forderungen genau festlegen. Auch hier 
muB man darauf hinweisen, daB der Antrag der 
Eisenbahner deutlich jene Forderungen enthalt, 
welche der kommunistische GewerkschaftsausschuB 
und die Kommunisten schon früher gestellt haben 
und mit ihrer ganzen Kraft vertreten. Die wich­ 
tigste von ihnen ist DIE VERTEIDIGUNG DER LOHNE 
UND ALLER VOM PROLETARIAT ERRUNGENEN BEDINGUN­ 
GEN, Nur auf dieser Grundlage ist eine Verein­ 
barung nützlich. Wir brauchen nicht zu sagen, 
daB diese Plattform von den Sozialisten und 
der CGL-Führung abgelehnt wurde. 

Der Antrag der Eisenbahner verdeutlicht auch, 
daB man der Reaktion MIT JEDEM MITTEL entgegen­ 
treten muB. Es ist vielleicht zuviel verlangt, 
daB diese Aussage als Bedingung für die Verein­ 
barung angenommen wird; es ist jedoch daran zu 
erinnern, daB die Sozialisten und die CGL­ 
Führung eine dauernde Kampagne GEGEN diese Auf­ 
fassung führen. Wenn aber die Gewaltanwendung 
keine Forderung darstellt, die man zur Vorbe­ 
dingung machen soll, um den Opportunisten kein 
allzu bequemes Alibi zu liefern, so muB man 
nach unserem Dafürhalten als Grundlage für die 
Vereinbarung von Genua deutlich festlegen, daB 
es zwar jeder Partei oder politischen Stromung 
freisteht, ihre spezifischen Aktionsmittel ein­ 
zusetzen, d.h. Parlamentarismus für die Sozial­ 
demokraten und illegale Aktion für die Kommuni­ 
sten, daB aber die gewerkschaftlichen Organisa­ 
tionen sich eindeutig darüber einigen müssen, 
DIE GEWERKSCHAFTLICHEN KRAFTE AUF DEM BODEN DER 
KLASSENAKTION EINZUSETZEN" Die Gewerkschaften 
müssen erklaren, daB die Unterwerfung unter die 
Zwange der Bourgeoisie ihren Tod bedeuten würde 
und daB die einzige mogliche Antwort IN DEM 

'EINSATZ DER KRAFTE DER PROLETARISCHEN ORGANISA­ 
TION FÜR DEN KAMPF AUF IHREM EIGENEN BODEN, AUF 
DEM BODEN DES GENERALSTREIKS, LIEGT. Man soll 
in Genua. nicht den Generalstreik ausrufen, son- 

dern, wie im kommunistischen Antrag von Verona 
vorgeschlagen wurde, dem proletariscben Komitee 
das Mandat geben, den Kampf im Hinblick auf die­ 
ses zentrale und zum geeigneten Zei tpunkt anzu­ 
wendende Aktionsmittel vorzubereiten. 

Die Einheitsfront verliert jeden Wert, wenn sie 
nicht auf dieser von den Kommunisten vorgeschla­ 
genen Plattform steht: ZUSAMMENFASSUNG ALLER 
TEILKXMPFE; UNNACHGIEBIGE VERTEIDIGUNG DES LE­ 
BENSSTANDARDS DES PROLETARIATS; ANfvENDUNG DER 
DIREKTEN GEWERKSCHAFTLICHEN AKTION BIS HIN ZUM 
GENERALSTREIK. 

Von alledem war in der Parteienversammlung, über 
die die bereits erwahnte Erklarung berichtet, 
nicht die Rede. Wozu haben sich Sozialisten, Re­ 
publikaner und Anarchisten also verpflichtet? 
Dazu, in den gewerkschaftlichen Organisationen 
ein formales und lebloses Bündnis zu vertreten, 
das jeder auf seine Weise interpretieren wird? 
Man hatte hingegen im Hinblick auf die Versamm­ 
lung von Genua ein besseres Ergebnis erzielen 
konnen, wenn jede Partei ihren Mitgliedern, die 
in den Gewerkschaften ka.mpfen, eine klare Losung 
gegeben hatte, wozu keine gemeinsamen Parteien­ 
versammlungen notig waren - diese konnen nur zu 
einem KompromiB zwischen den verschiedenen und 
miteinander unvereinbaren politischen Program­ 
men, also zu nichtigen Ergebnissen führen. Ohne 
von den anderen Bewegungen und Organisationen, 
die sich für -die Einheitsfront erklaren, etwas 
zu verlangen, ohne Vorbedingungen bezüglich 
ihrer eigenen Beteiligung und Vertretung im 
FührungsausschuB zu stellen, hat die Kommuni­ 
stische Partei seit langem allen ihren Mitglie­ 
dern die Anweisung gegeben, für die grundlegen­ 
den Punkte einzutreten, die die einzige mogli­ 
che Grundlage der Einheitsfront darstellen. Die 
anderen politischen Parteien bzw. nach einer 
alten Bezeichnung (die verwendet wird, um die 
Republikanische Partei, die man, was wahrschein­ 
lich ihrem Willen entspricht, nicht proleta­ 
risch nennen kann, einzubeziehen) die "fort­ 
schrittlichen" Parteien sollen sich ebenso 
verhalten. 

Man wird nicht sagen konnen, daB die Kommuni­ 
stische Partei auf diese Weise ihr Programm 
gegen dasjenige der anderen Parteien durchset­ 
zen will. Sicher verzichtet die Kommunistische 
Partei nicht auf ihr Programm. Sie behalt sich 
eine auBerst breite Freiheit der kritischen 
Propaganda und der politischen Polemik vor (und 
sie verlangt von niemandem, daB er darauf ver­ 
zichtet, ihr gegenüber dasselbe zu tun). Was 
aber die Bildung der proletarischen Einheits­ 
front angeht, so enthalten die Vorschlage der 
Kommunistischen Partei weder die Verpflichtung 
zum Kampf, um die bürgerliche Ordnung mit Ge­ 
walt zu stürzen, noch die Verpflichtung zur 
Errichtung der proletarischen Diktatur. Sie 
sind dergestalt, daB sie eine Plattform bilden, 
auf die man sich stellen muB, wenn die Ein­ 
heitsfront kein Betrug sein soll, und die man 
auch dann annehmen kann, wenn mandas soziali­ 
stische oder das anarchistische Porgramm ver­ 
tritt. 

MAN DARF ALSO DIE EINHEITSFRONT NICHT MIT EINER 
UNBESTIMMTEN FORMALEN VEREINBARUNG ZWISCHEN 
PARTEIEN AUF LOKALER ODER NATIONALER EBENE 
VERWECHSELN, die so zu interpretieren ware, daB 
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jeder mit seinen eigenen Aktionsmitteln seinen 
Beitrag zum gemeinsamen Ziel der Arbeiterver­ 
teidigung zu liefern versucbte, ein Organ, das 
sicb auf parlamentarischer Ebene der Soziali­ 
sten (und vielleicbt der sozialistiscben Mini­ 
ster) und für das Bombenwerfen der Anarchisten 
bedienen würde. Hier batte man keine Einbeit, 
sondern ein leeres demagogisches Spiel. Die 
Einbeit der proletarischen Aktion kann auf 
dem von der Kommunistiscben Partei gezeigten 
Boden praktiscb und konkret ALS EINHEIT DER 
ZIELE UND DER MITTEL verwirklicht werden, 
weil es sich um Ziele und Mittel gegen die 
bürgerliche Offensive bandelt, die jeder or­ 
ganisierte Arbeiter verfolgen und anwenden 
kann, ohne daB sicb seine Partei dagegen­ 
stell t. 

Gebt aus der Versammlung von Genua eine solcbe 
Vereinbarung hervor, so wird man mit den 
Kraften der Kommunistischen Partei und mit 
allen ibren Proapganda- und Kampforganen an 
vorderster Front recbnen konneno 

SchlieBlich stellen wir nicht zwei Bedingungen, 
sondern zwei Fragen über die Organisierung der 
Versammlung von Genua. Die alte Formel: "Auf 
dem Boden des Klassenkampfes" bat keine Bedeu­ 
tung mebr. Im politiscben Sinne ist mebr als 
fraglicb, ob die Politik der Führer der CGL 
auf dem Boden des Klassenkampfes stebt. Im ge­ 
werkscbaftlichen Sinne sollen wir jede Arbei­ 
tervereinigung mit okonomischen Zielen als 
Klassenorganisation anerkennen, ungeachtet 
der politischen Farbe ibrer Führer. Wir schla­ 
gen daber vor, daB àie Einladung für die Ver­ 
sammlung von Genua OHNE JEDE EINSCHRANKUNG AUF 
ALLE ORGANISATIONEN, DIE DARAN TEILNEHMEN M6CH­ 
TEN, AUSGEDEHNT WIRD. 

Darüber hinaus stellen wir nocb die Frage, ob 
auf einer so wichtigen Versammlung die groBen 
okonomischen Organisationen allein durch die 
in den Hanàen der jeweiligen Mebrheit befindli­ 
cben Exekutivkomitees und Fübrungsausscbüsse 
vertreten sein sollen und nicht vielmehr DURCH 
EINE NACH BREITEREN KRITERIEN UND IM VERHJiLT­ 
NIS ZU DEN POLITISCHEN FRAKTIONEN, DIE ES IN 
JEDER ORGANISATION GIBT, GEWAHLTEN DELEGATION. 
Auf diese Weise waren alle im proletarischen 
Lager vorhandenen Tendenzen vertreten, ohne 
die politischen Parteien einzuberufen, was 
in der Tat den Erfolg der Initiative nicht be­ 
günstigen würde. 

Wenn die kommunistischen Minderheiten auf der 
Versammlung reàen dürfen, so nicht um zu be­ 
baupten, daB das Proletariat allein durch die 
Annabme des Kommunistischen Programms vereint 
werden kann. Sie werden lediglich die drei Punk­ 
te, auf die wir hingewiesen haben, aufstellen; 
sie werden lediglich einen klaren Inbalt und 
eine klare Methode für die Einbeitsfront for­ 
dern. Die Haltung unserer Partei konnte nicbt 
einfacber und klarer sein" Sie ist bereit, 
alles für die Einheit zu geben, sie ist bereit, 
alles zu geben, damit die Einbeit nicbt mit 
neuen und verheerenden Enttauschungen für das 
italieniscbe Proletariat bezahlt wird, das 
auf'dem Wege des Sieges allzuoft durch die Un­ 
fahigkeit der Führer gebremst wurdeo" 

Die Einschatzung der Partei über den zweideuti­ 
gen politischen Charakter der Allianz wurde 

durch dle Erklarung der Organisatlonen, die 
an dieser zunachst für Genua einberufenen und 
dann am 18,-19, Februar in Rom stattgefundenen 
Versamlung tei1nahmen, bestatlgt, Dîese Erkla­ 
rung vom 20. Februar zeigt sehr klar die hete­ 
rogene Natur der hastig versammelten Krafte: 
Seite an Seite mitder Forderung nach dem Gene­ 
ralstreik findet man dort die typisch sozial­ 
demokratische Formel der "Wiederherstel lung der 
ëffentlichen Freiheiten und des gewëhnlichen 
Rechts (!)". Die Erklarung,deren allgemeiner 
Ton strikt defensiv ist, verrat eine bürokrati­ 
sche Sorge, die proletarische Beteil igung dur~h 
Gipfelverhandlungen einzuschranken, Eine wesent­ 
liche Neuigkeit war aber datîn enthalten, denn 
sie erkannte die Notwendigkeit und Dringlichkeît 
einer gemeinsamen, koordinierten und auf allen 
Ebenen abgesprocbenen Aktion unter Führung 
eines Zentralorgans mit effektiver Macht über 
aile Mitgliedsorganisationen. Wir zitieren 
diese "Erklarung über die Bildung der Allianz 
der Arbeit": 
"Die Vertreter der Arbei teroganisationen, die 
auf dem noâen des Klassenkampfes bandeln (CGL, 
USI, UIL, Èisenbahnergewerkscbaft, Nationaler 
Verband der Hafenarbèiter) (4a) - ausgebend da­ 
von, daB die Einheit der Krafte der Arbeit im 
Kampfe gegen den Kapitalismus die wesentlicbe 
Bedingung für die Erzielung der proletariscben 
Emanzipation ist, 
- in Erwagung, daB sicb diese Einbeit umso mebr 
in den Augenblicken aufzwingt, in denen (wie beu­ 
te) die organisierte Gewalt der reaktionaren 
Krafte sich gegen die Arbeiterorganisationen 
blind niederscblagt, um diese zu zerstoren und 
das Proletariat somit des Instruments seiner 
eigenen Verteidigung und seiner eigenen Erobe­ 
rungen zu berauben, 
- bescblieBen, den verbündeten Kraften der 
Reaktion die Allianz der proletariscben Krafte 
entgegenzustellen, mit dem Ziel der Wiederher­ 
stellung der offentlichen Freibeiten und des 
gewobnlicben Recbts wie der Verteidigung der 
allgemeinen Errungenscbaften der arbeitenden 
Klassen sowobl auf okonomiscber wie auf morali­ 
scber Ebene. 

Um diese Ziele zu erreichen, balten es die Ver~ 
sammlungsteilnebmer für angemessen, ein natio­ 
nales Komitee zu bilden, bestehend aus Vertre­ 
tern aller Verbündeten Organisationen und mit 
der Aufgabe, die Koordinierung und Disziplin der 
Abwebraktionen der Arbeiterklasse zu erreicben. 

Das nationale Komitee wird seine Arbeit mit der 
Zusammenstellung eines praktiscben Aktionspro­ 
gramms aufnehmen (obne jeglicbes Mi ttel des ge­ 
werkschaftlichen Kampfes einschlieBlich des Ge­ 
neralstreiks .auszuscblieBen", das die nacblas­ 
senden Energien des Proletariats wieder aufricb­ 
ten und das Proletariat überzeugen soll, daB 
durch die Zusammenwirkung seiner eigenen Krafte 
die Wiederaufnabme der freien Ausübung seiner 
gewerkscbaftlicben und politischen Aufgaben sehr 
bald môql.i cti sein wird. 

Das nationale Komitee wird sicb aus zwei Ver­ 
tretern jeder Mitgliedsorganisation zusammen­ 
setzen, mit Ausnahme der CGL, die aufgrund ib­ 
rer zahlenmaBigen Bedeutung und der Notwendig­ 
keit, die wicbtigsten in ibr organisierten 
Wirtschaftszweige im Komitee vertreten zu las­ 
sen, fünf Vertreter ernennen wird. Diese Ver- 
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treter werden von ihren jeweiligen Organisatio­ 
nen ernannt. Einstimmig gefaBte Beschlüsse 
sind für alle Mitgliedsorganisationen bin- 
dend ( ••. ) ". 

Die Erklarung der KP aus AnlaB der Gründung 
der Allianz greift auf die Argumente des Ar­ 
tikels vom 10. Februar zurück und schlieBt mit 
der Bemerkung ab, daB die Partei trotz ihrer 
Vo rbeha-l te "die Vereinbarung an sich für 
einen ersten und nützlichen Schritt halt" und 
daB das neue Komi tee "mit der Unterstützung 
der kommunistischen Krafte rechnen kann, die 
neben dieser Aufgabe auch wachsam sein werden, 
damit der proletarische Einsatz nicht auf 
Scheinziele gelenkt wird und die Klassenaktion 
nicht zur Kollaboration mit der Bourgeoisie 
entartet oder für die parlamentarische Konkur­ 
renz unter den verschiedenen Gruppen im Streit 
um die Regierungsbildung miBbraucht wird" ("Sin­ 
dacto rosso", 25. Februar 1922), 

Unabhangig von den Absichten der sozialisti­ 
schen Rechte und den Vorteilen, die sich diese 
aus der neuen Situation erhoffte, war die Al- 
1 ianz der Arbeit (AA) entstanden, weil das Pro­ 
letariat sich an einem Wendepunkt seines Lebens­ 
kampfes befand und seine Alternative klar war: 
entweder die Waffen ohne Kampf zu strecken oder 
mit offenem Visier zu kampfen, Auf dieser Fest­ 
stellung beruhte die Taktik der Kommunistischen 
Partei, "bedingungslos" an der AA teilzunehmen. 
Für die Partei handelte es sich darum, unter 
den Massen, in den Gewerkschaften, am Arbeits­ 
platz, eine groBe Aktivitat zu entfalten, damit 
sich das Proletariat angesichts der kapital i­ 
stischen Offensive die kommunistische Plattform 
zu eigen machte und die AA zu einer frontalen 
Aktion gegen den Feind zwinge. 

"Man konnte fragen" - heiBt es darüber in einem 
Leitartikel des Parteiorgans "Rassegna Comuni­ 
sta" vom 28. Februar )922 - "warum die kommuni­ 
stische Partei nicht an der Versammlung der po­ 
litischen Parteien teilnahm, um diese drei 
Punkte" (vgl. den zitierten Artikel "Die Al­ 
lianz der Arbei.t") "als gemeinsames Programm 
einer Vereinbarung zu stellen. Sowohl die prin­ 
zipiellen wie die praktischen Gründe liegen 
auf der Hand. Was das Grundsatzliche angeht, 
so kann und soll man dem Proletariat sagen, daB 
man erwartet, daB die Gewerkschaften sich auf 
den Boden einer offenen Abwehr der bürgerli­ 
chen Offensive stellen, weil diese Aktion in 
ihrer Natur und in ihrer Moglichkeit liegt; 
dieselbe Uberzeugung kann man nicht im Hin­ 
blick auf die politischen Parteien ausspre­ 
chen, deren Methode, der Unternehmeroffensive 
zu entgegnen, von uns standig als betrügerisch 
und unzulanglich verworfen werden muB. Dies 
gilt für diejenigen, die die Rolle des bürger­ 
lichen Staates positiv bewerten, wie für die­ 
jenigen, die die Rolle des bürgerlichen Staa­ 
tes negieren. 

Die praktischen Gründe ergeben sich aus den 
Tatsachen selbst. Wie die Polemik unserer Par­ 
tei gezeigt hat, haben sich die Sozialisten 
der Einheitsfrontinitiative angenahert, um 
einen Trumpf für die Einwirkung auf die Regie­ 
~ungskrise zu haben, bzw. um eine bürgerliche 
Regierung, die ihre Plane begünstige, vom 
Stapel zu lassen. Es ist nicht ganz eindeutig, 

oh die Führer der Eisenbahnergewerkschaft, ob­ 
wohl es unter ihnen Anarchisten und revolutio­ 
nare Syndikalisten gibt, immun sind gegen den 
taktischen Plan, sich der Einheit der proleta­ 
rischen Organisationen nicht für den Kampf der 
Massen gegen die bürgerliche Offensive zu be­ 
dienen, sondern um durch eine Regierungspolitik 
die unmittelbaren Probleme des Personals der 
staatlichen Eisenbahnen zu losen. 

Jeder sieht, wie die Taktik unserer Partei, oh­ 
ne die Deutlichkeit und Entschlossenheit unse­ 
rer Kritik und unserer spezifischen Propaganda 
zu beeintrachtigen, alle positiven Faktoren 
ausnutzt, um die Einheitsfront der Massen zu 
verwirklichen und gegen opportunistische Irre­ 
führung zu schützen. Durch unsere Taktik errei­ 
chen wir auch das Ziel, deutlich und ohne Hin­ 
tergedanken als die wahren Verfechter der Ein­ 
heit zu erscheinen. 

Von der so aufgefaBten und verfolgten Kampfein­ 
heit zu einer allgemeinen Koalition aller pro­ 
letarischen Gewerkschaften und Parteien überzu­ 
gehen, würde in Wirklichkeit nicht bedeuten, 
daB man den Umfang und die Kraft der Einheits­ 
front erhoht, und unsere Partei lehnt es nicht 
aus Prinzipienreiterei ab, diesen Boden zu be­ 
treten. Eine solche Einheit ware nur dem Namen 
nach eine Einheit, sie würde keine Einheit des 
KAMPFES, der ZIELE und der MITTEL bilden und 
sie würde den Zusammenhalt des Proletariats in 
Gefahr bringen." Und der Artikel fügte hinzu, 
um auf die Kritik der Komintern an der Politik 
der Parteiführung zu antworten (mit Argumenten, 
die übrigens al les andere als "abstrakt" waren): 
"Die ganze Internationale befaBt sich heute lei­ 
denschaftlich mit der taktischen Frage. Wir 
sind ( •.• ) der Ansicht, daB unsere Auffassung 
von den Grenzen" (der Einheitsfronttaktik) "bes­ 
ser als durch die allgemeine Diskussion aufgrund 
der Prinzipien und der spezifischen MaBstabe 
der kommunistischen Taktik - eine Diskussion, 
zu der unsere Partei einen groBen Beitrag lei­ 
stet - durch die einfache Darlegung der wirkli­ 
chen Politik, die wir zwangslaufig einschlagen 
muBten, klargestellt werden kann, einer Politik, 
die wir mit einem HochstmaB an Energie und in 
der Uberzeugung, auf dem richtigen Weg zu sein, 
betreiben: auf dem Weg des kampferischen Marxis­ 
mus, von dem die Leitsatze des Exekutivkomitees 
der Kommunistischen Internationale über die 
Einheitsfront in bezug auf Italien sprechen". 

Da es durch die Führungsorgane der AA formal 
benachteil igt worden war, richtete das Gewerk­ 
schaftsnetz der Partei alle seine Anstrengun­ 
gen auf die lokalen Komitees der Allianz, die 
den Massen naher standen und daher leichter 
zu gewinnen waren, um die hoheren lnstanzen un­ 
ter Druck zu setzen und vor allem,um entschlos­ 
sene Kerne für den physischen und bewaffneten 
Kampf gegen die Faschisten zu bilden. Diese 
Position, die aus den gegebenen Krafteverhalt­ 
nissen und nicht aus einer "Wahl" der Partei 
resultierte, entsprach keiner ldeal isierung 
der "lokalen Demokratie" und sie sollte im 
Laufe der von der Partei zentral koordinierten 
und geführten Tatigkeit die Orientierung der 
Massen anlaBl ich der periodischen Tagungen 
der Al lianz wie vor al lem von Manifestationen 
und Streiks ermoglichen. 
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Die Hervorhebung der gewerkschaftlichen Aktion 
der Partei führt uns nicht von unserem Thema - 
ihrem Kampf gegen den Faschismus - weg. Die Par­ 
tei setzte ihre Organisationsbemühungen insbe­ 
sondere auf militarischer Ebene fort, sie ver­ 
suchte aber zugleich, sich auf die verschiede­ 
nen gewerkschaftlichen Organisationen (Arbeits­ 
kammern, Allianz-Komitees, Streikkomitees, Bau­ 
ernverbande usw.) zu stützen,die lauter Organi­ 
sationen der proletarischen Verteidigung 
auf dem Boden des physischen Kampfes waren. Die 
zwei Aktionen entwickelten sich in einer engen 
Verbindung miteinander und entsprachen dem dop­ 
pelten MaBstab der Parteiselbstandigkeit und ih­ 
rer Verbindung mit dem Massenkampf, Gerade dies 
zeigt den "Real ismus" der Partei, den man schon 
deshalb hervorheben muB, weil diese Politik 
einer Distanznahme auf politischer Ebene bei 
gleichzeitiger vol 1er Unterstützung der AA von 
der Komintern miBverstanden wurde. 

Ende April fand in Rom der 2, KongreB der Kom­ 
munistischen Partei statt, dessen Thesen über 
die Taktik der Leser in "Kommunistisches Pro­ 
gramm" Nr.14 finden k ann , Auf dem KongreB wur­ 
den 'Praktische Richtlinien für die Anwendung 
der Gewerkschaftsthesen" beschlossen, die wi r 
im folgenden auszugsweise wiedergeben: 

"1. Es ist notwendig, daB die Partei und ihre 
zentralen wie lokalen Organe besonders darauf 
achten, daB die Kommunisten ihren gewerkschaft­ 
lichen Pf lichten nachkommen, zumal da in die­ 
ser Periode die Gewerkschaftsaktion eine Bedeu­ 
tung als Grundlage für die Verwirklichung der 
Einheitsfront gewinnt; 
2, der zentrale GewerkschaftsausschuB muB eine 
landesweite Kampagne für die Satzungsanderung 
der Arbeitskammern beginnen, damit die verant­ 
wortlichen Organe der Bewegung von den Organi­ 
sationsmitgliedern durch allgemeine und direk­ 
te Stimmabgabe nach dem Mehrheitswahlrecht ge­ 
wahlt werden und damit den Wahlen immer eine 
ausreichende Zeit für vorbereitende Diskussio­ 
nen vorausgeht; 
3. Es wird das Vertrauen ausgesprochen, daB 
die Mangel der "Einheitsfront" durch die Bil­ 
dung von lokalen Komitees behoben werden kon­ 
nen, Diese Komitees müssen nach Uberwindung 
der jetzigen Phase direkt von den organisier­ 
ten Massen gewahlt werden, damit sie die zu­ 
sammenfassung der Krafte der Arbeiterklasse 
konkret und wirksam verw i rk l Loben konnen; 
4, der zentrale GewerkscÏ1aftsausschuB soll 
den lokalen Komitees der AA angemessene Formen 
der Abstimmung der gesamten Arbeitermassen 
jedes Ortes und eine gleichartige Befragung 
der gesamten Belegschaft jedes Betriebes durch 
die jeweiligen Betriebskommissionen vorschlagen; 
5, in Voraussicht, daB die AA mindestens für 
die Schaffung der Einheitsgewerkschaft in Ita­ 
lien dienen soll, soll man die weitere Entwick­ 
lung in der Haltung der ihr beigetretenen Or­ 
ganisationen abwarten, bevor man entscheidet, 
ob die Kommunisten die nicht zum Verband qehô> 
renden Organisationen verlassen sollen; 
6. der zentrale GewerkschaftsausschuB muB ver­ 
anlassen, daB die kommunistischen Gruppen in­ 
nerhalb der Gewerkschaften und der Arbeitskam­ 
mern Anfragen einbringen, mit der Forderung 
nach Versammlungen der organisierten Massen, 

damit sich diese über die Politik der Führer 
der Gewerkschaftszentrale auBern, denn diese 
Führer ernennen sich selbst zu Sprechern der 
gesamten organisierten Masse und nehmen politi­ 
sche Einstellungen an, die von der Mehrheit der 
Mitglieder keineswegs autorisiert wurden; 
7. die Kommunisten, die Organisationen führen 
oder die Mehrheit von Betriebskommissionen stel­ 
len, müssen die Organisierten oft versammeln, 
um ihnen die wirkliche Lage und die sich daraus 
ergebenden Positionen darzulegen; gerade weil 
sie sich der inneren Grenzen jeder Teilaktion 
bewuBt sind, sollen sie keine in Angriff nehmen, 
bevor sie die betroffenen Massen befragt und 
ihnen die erwahnten Grenzen dargelegt haben, 
was allerdings niemals als Vorwand dienen darf, 
um sich der Pflicht zu entziehen, überall, wo 
es auch nur moglich und notwendig ist, zu kamp­ 
fen; 
B. der zentrale GewerkschaftsausschuB muB eine 
Kampagne durchführen, damit die Arbeitskammern 
die notwendige Autonomie behalten, um die loka­ 
len Bewegungen wirksam zu unterstützen; es ist 
dabei zu erklaren, daB dies in keinem Gegensatz 
zur Disziplin und Koordinierung der Aktion 
steht, sondern vielmehr deren Grundlage bildet, 
da Disziplin und Koordinierung undenkbar sind, 
wenn die Struktur des Gewerkschaftsbundes nicht 
den praktischèn und lebenswichtigen Bedürfnis­ 
sen der Gewerkschaftsbewegung entspricht; 
9. Der ParteikongreB weist die gewerkschaftlich 
organisierten Kommunisten auf die dringende 
Aufgabe hin, in den Organisationen, denen sie 
angehoren, die Initiative für die Verteidigung 
und die Unterstützung der Arbeitslosen zu er­ 
greifen; den Arbeitslosen muB man an erster 
Stelle die Moglichkeit bieten, weiterhin am Le­ 
ben der Organisationen teilzunehmen. In diesem 
Sinne muB der zentrale GewerkschaftsausschuB 
der Partei eine energische Aktion entfalten, 
um zu erreichen, daB die Arbeitslosen, die, 
weil sie arbeitslos sind, von den Gewerkschafts­ 
organisationen für gestorben betrachtet werden, 
die Mitgliedskarte und mit ihr samtliche gewerk­ 
schaftlichen Rech te voll behal ten (" •• ) ". 

Es handelte sich, wie man sieht, um eine aktive 
und offensive Taktik, die sich auf die tradi­ 
tionellen lokalen Organe der Gewerkschaften 
stützte und sie mit dem Kampfgeist der Partei 
durchtrankte, im Versuch, aus ihnen Bollwerke 
des proletarischen Widerstandes und ebenso 
Stützpunkte für den Kampf gegen die bürokrati­ 
sierte und verkalkte Führung und deren eigent­ 
lich nicht einmal mehr zwielichtige Manëver zu 
machen, 

Mitte Mai, wahrend sich die Reihe groBer Streiks 
in der Metallindustrie ganz Norditaliens wieder 
erëffnete, untersuchte der kommunistische Ge­ 
werkschaftsausschuB die Lage wie folgt ("Ordi­ 
ne Nuovo", 19. Mai 1922): 

"FÜR DIE STARKUNG DER ALLIANZ DER ARBEIT 

1. Die okonomische Offensive der Arbeitgeber 
hat im Laufe der letzten Zeit wieder zugenom­ 
men und sie bedroht die ohnehin schlechten Po­ 
sitionen, auf die sich das Proletariat, von der 
Reaktion geschlagen, zurückziehen muBte. Die 
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Furcbt vor einer Gegenoffensive der Arbei ter 
und der Bauern fübrt die Kapitalisten dazu, 
den entscbeidenden Kampf gegen das R'oletariat 
zu führen, um es in eine solcbe Lage zu verset­ 
zen, daB es sicb für eine lange Zeitspanne 
nicbt wieder aufricbten kann. 
2. Die Arbeitslosigkeit breitet sich besorgnis­ 
erregend aus. Die von der Regierung bewillig­ 
ten Zeitraume für die Auszablung àer elenden 
Arbeitslosenunterstützung verfallen, und der 
Erfolg der Forderungen nach Verlangerung ist 
zweifelhaft. Von den unvermeidlicben Folgen 
der Krise getrieben, muBten sich die Arbeiter­ 
massen zwangslaufig in den 'okonomiscben Ge­ 
werkscbaften' organisieren und sie wenden die 
Metboden der Kla ssenaktion gegen Arbei tgeber 
und Staat an. 
3. Die zunehmende okonomiscbe Offensive des 
Kapitalismus w.ird durch eine lebhafte und blu­ 
tige Steigerung der staatlichen Reaktion beglei­ 
tet. Ein beftiger Kampf zwiscben Proletariern 
und weiBen Garden wird tagtaglicb geführt, und 
letztere baben weite Landstriche unà Abertau­ 
sende von Arbeitern unter ibre Herrscbaft ge­ 
bracbt. 
Der Regierung ist der reformistiscbe Standpunkt 
der CGL-Führer ebenso bekannt wie die traurige 
Lage der Gewerkscbaften; sie fiihlt sicb daber 
stark, die streikenden Arbeiter des offentli­ 
cben Dienstes zu schlagen. Gegen diese Politik 
der Reaktion auBert sicb jedocb keine wirkli­ 
che Form von Widerstand. 
4. In Stadt und Land sind bereits viele Kampfe, 
denen sicb demnachst weitere anscblieBen werden, 
im Gange. Um die Lôhiie , deren Hôhe unaufborlich 
sinkt, zu verteidigen, um neue Tarifvertrage zu 
schlieBen unà un die landwirtschaftlichen Ver­ 
tragt, die letztes Jabr den Bauern und Landar­ 
bei tern mit dem Knüppel der weiBen Garden aufge­ 
zwungen wurden und sicb heute noch verharten 
und verscblecbtern sollen, zu erneuern. 
5. Das in alle Winde binausposaunte Versprecben 
der CGL, mit der geistreichen Erfindung der 'Un­ 
tersuchung der Industrie' ( •.• ) die Lohnsenkun­ 
gen aufzuhalten, erwies sich in dieser für die 
Arbeitermassen tragischen Lage als ein Betrug, 
wie es die Kommunisten deutlicb vorausgesehen 
batten. Dieses hinterbaltige Manover der Refor­ 
misten diente lediglicb dazu, den Kampf der Ar­ 
beiter gegen die Unternehmer aufzuschieben; und 
beute, da die Bedingungen für den Widerstand der 
Arbeitermassen sich verschlechtert haben, 
droht dieser Kampf, heftiger auszubrechen. 
6. Trotzdem, trotz einer bewaffenten Reaktion, 
die scbon mehr als acbtzebn Monate dauert, trotz 
der erlittenen Niederlagen, kann man bei àen Ar­ 
beitern aller Wirtschaftszweige die Tendenz fest­ 
stellen, die Krafte für die Verteidigùng der we­ 
sentlicben moraliscben und okonomischen Interes­ 
sen der Arbeiter wieder zu sammeln. Der erste 
Grund dafür, daB die Energien der Massen wieder 
aufblüben, liegt in dem ZusammenscbluB aller 
groBen Gewerkscbaftsorganisationen, àie sicb auf 
dem Boden der AA entfaltet, dieses ersten und 
noch unvollkommenen Versuches, die Einheitsfront 
der organisierten Arbeitermassen zu verwirkli­ 
cben. 
7. Die Kommunistiscbe Partei muB betonen, daB 
der Versucb, der zur Bildung der AA gefübrt 
bat, verbessert und verallgemeinert weràen soll. 
Die Bildung der AA erfolgt noch nicbt in allen 

Stadten, in denen bierzu die organisatoriscben 
Bedingungen vorhanden sind. Die groBen Gewerk­ 
schaftsopganisationen acbten nicht darauf, ob 
ibre lokalen Organe die Anweisungen der nationalen 
gewerkscbaftlicben Exekutivkomitees einhalten. 
Damit sicb die Einbeitsfront wirklich festigt, 
müsseri in jeder Stadt lokale Komitees der AA 
durch direkte Wabl der Mitgliedermassen der 
verbündeten Organisationen erricbtet werden; 
diese lokalen Sektionen müssen dann zu einem 
nationalen KongreB zusammentreffen, und nur die­ 
ser Kong.ress darf das zentrale Fübrungskomitee 
der AA mit proportionaler Vertretung aller poli­ 
tiscben Fraktionen, die an der Fübrung der Ge­ 
werkscbaft steben, ernennen. 
B. Angesicbts der kritiscben sozialen und politi­ 
scben Lage in Italien und unter Berücksicbtigung 
der sich klar und bei verscbiedenen Gelegenbeiten 
abzeichnenden Tendenz der proletariscben Massen, 
den Kampf aufzunebmen, bat die AA die Pflicbt, 
die Aufgabe, für die sie.entstanden ist, zu er­ 
füllen. 

Angesichts des Anklangs, den die Allianz bei den 
Massen gefunden bat, zur Zeit aber nicbt ausnutzt, 
darf keine Organisation und kein Führer ibre 
Reiben ungestraft verlassen. 

Die Kommunisten wiederbolen, daB es eine notwen­ 
dige und dringlicbe Aufgabe der AA ist, bestimm­ 
te wicbtige Forderungen festzulegen, und zwar 
genau: 

A) 8-STUNDE~-TAG FUR ALLE ARBEITER 

B) AUFHALTEN DER LOHNSENKUNG, DAMIT DAS PROLETA­ 
RIAT NICHT DIE LETZTEN POSITIONEN AUFGEBEN 
MUSS UND IN DEN HUNGER STÜRZT, UND UM DIE 
VERLORENEN POSITIONEN ZURÜCKEROBERN ZU KONNEN 

C) WIEDERHERSTELLUNG UND EINHALTUNG DER TARIF­ 
VERTRfiGE UND DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN ABMA­ 
CHUNGEN 

D) VERTEIDIGUNG DER ORGANISATION 

E) SICHERSTELLUNG DER EXISTENZBEDINGUNGEN DER 
ARBEITSLOSEN ZU LASTEN DER KAPITALISTEN­ 
KLASSE UND DES STAATES 

9. Die Notwendigkei t, daB der Kan.pf um die oben 
genannten Punkte schnellstens aufgenommen wirà, 
bestatigt mit matbematiscber Genauigkeit die 
kommunistischen Vorbersagen; sie bestatigt er­ 
neut die unau.fschiebbare Dringlichkeit, daB die 
Zentrale der AA den Vorschlag eines nationalen 
Generalstreiks aller Branchen mit der oben er­ 
wahnten Plattfrom sofort annimmt. Dieser natio­ 
nale Generalstreik ist zum angemessenen Zeit­ 
punkt mit der notigen Vorbereitung zu organisie­ 
ren, und der zentrale kommunistische Gewerk­ 
schaftausschuB und die nationalen kommunistischen 
Berufsausschüsse schlagen ihn dem Zentralkomitee 
der AA offiziell vor, als einziges Mittel zur 
Verteidigung der elementaren Bedingungen der 
Arbei terklasse ". 

Diese Forderung war von dramatischer Aktual itat. 
Die Offensive der faschistischen Banden begann 
wieder mit erneuter Kraft. Seitdem die "Fasci" 
sich eine Parteistruktur und -physiognomie ge­ 
geben hatten, spielte Mussolini auf zwei Tasten: 
1) das parlamentarische Manëver der Annaherung 
an die traditionellen bürgerlichen Parteien mit 
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Hinblick auf die Bildung einer Kolationsregie­ 
rung, 2) die Starkung seines Militarapparates 
in den Provinzen und Regionen, nicht zuletzt 
durch die Unterstützung, die seine Bewegung 
dank ihrer wachsenden "Se r l ô s l tâ t!' von der 
GroBindustrie und der GroBfinanz erhielt. Von 
der neuen Regierung Facta geduldet, von den 
Liberalen und der Volkspartei dementsprechend 
mit Wohlwollen gesehen, wurde das alternieren­ 
de - legale und "illegale" - Spiel des Faschis­ 
mus durch die Passivitat der CGL und die Unta­ 
tigkeit der (im übrigen durch innere Gegensat­ 
ze zerrissenen) PSI begünstigt, sein Tatendrang 
und seine Arroganz gefordert, ln einem Bericht 
für die Komintern schrieb die KP 1923 über die­ 
se Phase: "Die Bewegung der faschistischen 
Sturmtrupps erreichte 1922 ihren hochsten Aus­ 
druck ••. Die ersten, aristokratischen, "ver­ 
zweifel ten" Brigaden waren verschwunden, waren 
'absorbiert' worden, ihre Mitglieder hatten 
sich zurückgezogen oder waren auf den Kommando­ 
stellen diszipliniert worden, Sie verfolgten 
nicht mehr die Taktik des auBerst kühnen nëut> 
leins, das mit Impetus, mit der Tatum alles 
oder nichts, siegt oder fallt. ZahlenmaBig 
groBe Zusammenrottungen von politisch wie mate­ 
riell heterogenen Elementen, die sich vor al­ 
lem dank dieser zahlenmaBigen Starke durchset­ 
zen, verlangen Führer, die ihre Autoritat mit 
Energie geltend machen. Doch dessen ungeachtet 
erinnern sie, schelmisch und gaunerhaft, ein 
wenig an die schwarzen Banden, die auf eigene 
Rechnung hinter den kleinen Armeen des 16. 
Jahrhunderts liefen. Einfache strategische Pla­ 
ne. Der Druck wrid auf kürzester Linie vorge­ 
lagert. Die Kolonnen laufen schnell auf einen 
Massierungspunkt zusammen, Sie gehen vom Ver­ 
sammlungsstützpunkt aus und kehren auf das 
Endziel zurück: den Stützpunkt, der sich auf 
sicherem Gebiet, entfernt von der Gefahr von 
Gegenschlagen und Uberraschungen befindet und 
wohin die Reserven nach und nach flieBen. An­ 
griffsziele prazise gewahlt. Detaillierte 
Angriffsmanover. Rückzug bei MiBerfolg im 
voraus festgelegt." 

Derselbe Bericht wies darauf hin, daB die Fa­ 
schisten nunmehr auf die Waffenlager der Armee 
zurückgreifen und bei Bedarf mit der offenen 
oder geheimen Unterstützung der Militarhierar­ 
chie rechnen konnten. Wo der Prafekt keine 
"Kreatur" der Faschisten war, konnten sie ihn, 
wie in Bologna, verjagen. Darüber hinaus wur­ 
den ihre Finanzen "durch das kapitalistische 
Gold immer scëxker"» so hatten z.B. in Genua 
die Reeder eine Million gegeben, damit die Ha­ 
fenarbeiterorganisationen zerschlagen würden. 
Anstelle der kurzen Angriffe von relativ be­ 
schei denen und ausqewâh l ten "Sturmtrupps" ver­ 
mehrten sich daher wahrhaftige Besetzungen von 
strategisch wichtigen Stadten. Sie verfol9ten 
zwei wesentliche Marschrouten: nach dem Nor­ 
den, in Richtung auf die groBen proletarischen 
Ballungszentren; nach dem Süden, in Richtung 
auf die Hauptstadt und auf die einzige Region 
des Mezzogiorno, in der es einen groBen Kern 
von Tagelohnern mit einer machtigen Kampftra- 

• di tion gab: Apul ien. 

Die schwarzen Banden waren nach Monaten der 
scheinbaren Stagnation (und der effektiven 

Vorbereltung) in der Tat wieder zum Angriff 
übergegangen: Am 12, Mai besetzten sie Ferrara 
für zwei Tage; am 20, belagerten sie Rovigo; 
zwischen dem 27, Mai und dem 1, Juni haben sie 
Bologna praktisch erobert und erst wieder ver­ 
lassen, nachdem sie mit dem Prafekten einen "Waf­ 
fenstillstand" vereinbart und die Aufhebung eines 
Dekrets èrreicht hatten, das den Transport von 
Arbeitskraften (in Wirklichkeit Faschisten, ais 
Streikbrecher verkleidet) von einer Provinz in 
die andere verbot, Am 24. Mai, dem Jahrestag 
des italienischen Kriegsbeitritts, brachen in 
Rom, vor al lem im Volksviertel San Lorenzo, hef­ 
tige Kampfe zwischen Milizsoldaten und Arbeitern 
aus. Die AA rief sofort den Generalstreik aus, 
brach ihn aber am 26, nach der Intervention der 
Regierung wieder ab, Einmal mehr wurden die 
Schwache der Koal ition, auf der die Allianz be­ 
ruhte, und das Fehlen eines zusammenhangenden 
Aktionsplans offensichtlich. 

Die Ereignisse von Blogna und Rom verl iehen den 
Aufrufen der KP eine noch groBere Bedeutung. 
Das Manifest, das die Partei aus AnlaB jener 
Ereignisse veroffentlichte, liefert ein gutes 
Beispiel für unsere Auffassung vom Kampf gegen 
die Kapitalisten im allgemeinen und die Faschi­ 
sten insbesondere: 

"FIJR DEN PROLETARISCHEN GEGENSCHLAG! 

Werktatige! Arbeiter und Bauern Italiens! 

Mit einer neuen Gewaltwelle entfesselt sich der 
reaktionare Angriff gegen eure Stellungen, ge­ 
gen die Organisationen, die ihr dank eurer Hart­ 
nackigkeit und eurem Widerstand in Monaten des 
schwierigsten und verzweifeltsten Kampfes wie 
unbezwingbare Bollwerke aufrechterhalten habt. 

Die Arbeiter von Bologna, die Pachter und Tage­ 
lohner von Bologna, wurden wieder als erste 
durch die Schlage des Feindes getroffen. Man 
will die von ihnen geschaffenen und mit Mühe 
verteidigten Organisationen zerstoren, man 
will die proletarischen Eroberungen und Rechte 
selbst aus ihrem Gedachtnis tilgen. Knüppel­ 
schlage, Verwundungen, Morde, Brandanschlage, 
Plünderungen, die Ausbreitung des Terrors über 
ganze Regionen - diese Waffen setzt man gegen 
das unglückliche und heroische Proletariat 
von Bologna und Umgebung. Doch die grausame 
Welle des dreckigen antiproletarischen Krieges 
schickt sich an, von Bologna auf die anderen 
Regionen überzugreifen. Die noch Widerstand 
leistenden proletarischen Stellungen, die für 
euch eine Hoffnung und eine Moglichkeit des 
Gegenangriffs darstellen, will man eine nach 
der anderen zu Fall bringen, 

Zugleich entfesseln die Industriellen den An­ 
griff gegen die Metallarbeiter, um sie wieder 
einmal mit Gewalt ihrem Willen zu beugen; sie 
hoffen, nach einem Sieg über die Metallarbei­ 
teravantgarde die Vereinbarungen und Vertrage 
zerreiBen zu konnen, mit denen die Errungen­ 
schaften der Arbeiter aller anderen Branchen 
gesichert werden. 

Arbeiter und Bauern! 

Die Genossen und Brüder von Bologna fordern 
eure Hilfe! Ihr wiBt, daB man in Bologna eine 

L 
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Schlacht führt, die euch alle betrifft. Man 
muB der Offensive des gemeinsamen Feindes 
schon in den Anfangen Einhalt gebieten. Man 
muB die Arbeiter aller Berufe in italien zum 
Gegenangriff aufrufen und gegen den Feind 
eine allgemeine Aktion beginnen. Man darf es 
dem Feind nicht gestatten, die Verteidigungs­ 
stellungen des Proletariats eine nach der an­ 
deren zu zertrümmern, wahrend die proletari­ 
schen ·Reihen dem mit ohnmachtigem und vergeb­ 
lichem Zorn zusehen. 

Noch seid ihr die Starkeren, wenn ihr dem An­ 
griff der bewaffneten Reaktion und der Indu­ 
striellen eine zu einem einzigen Bündel ver­ 
einte und in einer Einheitsfront des prole­ 
tarischen Gegenangriffs organisierte Kraft 
entgegenstellt. Die Einheitsfront der Vertei­ 
digung und des Gegenangriffs muB zu einer Wirk­ 
lichkeit werden. Das ist es, was ihr von den 
Führern der Gewerkschaftsorganisationen, in 
denen alle Krafte der Arbeiterklasse gesammelt 
sind, fordern müsst. Das ist es, was ihr von 
der Allianz der Arbeit fordern müBt, die ja 
gerade zu dem Zwecke geschaffen wurde, den 
Kampf für die Verteidigung und die Vergeltung 
zu organisieren und zu führen" 

Wahrend der Feind alle seine Krafte gegen 
einen Punkt der proletarischen Front entfes­ 
selt, um diese zu brechen und sich in die La­ 
ge zu versetzen, alle euch verbleibenden Rei­ 
hen niederzureiBen, müBt ihr dem Angriff 
mit der allgemeinen Aktion antworten. Unschlüs­ 
sigkeit, Zweifel, Zaudern, zweideutige parla­ 
mentarische Manover, all das nützt nur dem 
Feind. Den Feind kann man nur zurückschlagen, 
wenn man gegen ihn die geballte und für den 
Kampf organisierte Kraft der gesamten Arbei­ 
termasse schleudert. 

Werktatige! Arbeiter und Bauern Italiens! 

LaBt die Organisationen, die die Verantwortung 
euch zu führen, für sich in Anspruch genommen 
haben, fühlen, daB obiges euer f'lille i st; ; 
Stellt auf euren Versammlungen, in den Treffen 
und in den Kundgebungen die Führer vor diese 
Verantwortung und verlangt, daB die AA ihre 
Aufgabe erfüllt. LaBt es nicht zu, daB der 
Feind angesichts eµrer Untatigkeit und Zer­ 
splitterung seinen Angriff zu Ende führt. 

SchlieBt miteinander einen neuen Bündispakt 
für den auBersten Kampf. Setzt euch dafür 
ein, daB von unten her eine Einheitsfront aus 
allen euren Bestrebungen und Sparten entsteht 
und sich unwiderstehlich aufrichtet. 

Diese Losung gibt euch die Kommunistische Par­ 
tei, die bereit ist, mit euch an vorderster 
Front mit ihrer ganzen Kraft zu kampfen. 

Es lebe die Solidaritat mit dem Proeltariat 
Bolognas und mit den Proletariern der Metall­ 
industrie, der Vorhut aller Arbei ter und Bau­ 
ern Italiens! 

Es lebe die allgemein Aktion für den Gegenan­ 
griff des Proletariats in Stadt und Land! 

Es lebe die Einheitsfront der Tat und des 
Kampfes der ganzen werktatigen Klasse! 

Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei 
Italiens." 

SOZIALISTISCHER VERRAT 

Wollen wir vers~ehen, wie sich dîe Sozial isten 
im Laufe dieser unruhigen Monate darauf vorberei­ 
ten, das Proletariat aufs schandlichste zu verra­ 
ten, so müssen wir etwas in der Zeit zurückgehen. 

Wir haben gesehen, daB die Versuche, eine linke 
Regierung zu bilden, gescheitert waren und daB 
der Giolittianer Facta am 23. Februar die Regie­ 
rung übernahm. Ans tel le der "besseren Regierung", 
für die sich die Sozialisten eingesetzt hat:ten, 
kam die zweifellos "schlechtere Regierung" z us tan­ 
de (5), die auch, was die Absichten der Liberalen 
und mindestens eines Teiles der Volkspartei an­ 
geht, am geeignetsten war, um einer Regierung der 
Koal ition mit den Faschisten oder einer vom Staat 
wohlwollend geduldeten Gewaltlësung den Boden zu 
bereiten. Durch Stimmenthaltung machte die sozia- 
1 istische Fraktion die neue Auflage einer "l ibe­ 
ralen Regierung" mëglich; damit wurde freilich 
auch die berühmte "Unnachgiebigkeit" faktisch 
über Bord geworfen. Die sozialistische Partei sah 
sich gezwungen, an zwei Fronten zu kampfen. Sie 
muBte einerseits den Wunsch ihres rechten Flügels 
nach einer offenen Kollaboration zurückhalten, an­ 
dererseits den Wunsch ihres rechten Flügels nach 
einer offenen Kollaboration zruückhalten, anderer­ 
seits die Wut der Basis über das schandl iche Man­ 
ôve r der "bedingten Unterstützung" einer amtieren­ 
den bürgerlichen Regierung beruhigen bzw. beteu­ 
ern, den Kampf für die "proletarische Einheits­ 
front" mittels der AA zu Ende zu führen zu wol­ 
len. 

Mit einer verlegenen Erk l â runq über die "parla­ 
mentarische Takti~' versuchte die Führung, auf 
die Kritik der Rechten wie der Linken in der 
Partei zu antworten, deckte hiermit im Grunde je­ 
doch nur wieder einmal die Kollaborationspolitik 
der CGL und Turatis. Es lohnt sich, zur ewigen 
Schande des Zentrismus diese Erklarung zu zitie­ 
ren: 

"Einige Genossen und Sektionen kritisieren den 
wëbrenâ der letzten Regierungskrise im Parlament 
unternommenen Versuch. Aus entgegengesetzten, 
aber gleichwohl abstrakten und oberflachlichen 
Gründen erklaren sie ihn - nachtraglich - für 
verfehlt und auBern ihre MiBbilligung. 

Der Parlamentsfraktion war erlaubt worden, sich 
in die Krise aktiv einzuschalten und davon abzu­ 
sehen, durch ihre Gegenstimme - die sich ja der­ 
jenigen der Reaktionare anschlieBen würde - die 
Bildung einer Regierung zu verhindern, welche 
die verbrieften Freiheiten, die von den Arbei­ 
tern eroberten Rechte und die Friedenspolitik 
wiederherstellen sollte (!!!). Die einen tadeln 
dieses Zugestandnis an die Fraktion als zu 
weitgehend und unrechtmaBig. Sie lassen sowohl 
die besonderen Bedingungen der Partei und der 
Arbeiterorganisationen als auch die allgemeinen 
Bedingungen des geschichtlichen Augenblicks 
auBer Acht: durch die jetzige Lage wurde die 
proletarische Klasse überall in die reine Defen­ 
sive qeârënqt»: S îe lassen ebenfalls unbeachtet, 
daB die Führung die Pflicht batte, den wieder­ 
holten Appellen der gemarterten Regionen nach­ 
zukommen, denen man, ohne die Partei zum Ver­ 
zicht auf ihr Programm zu treiben oder die 
von den Parteitagen beschlossene allgemeine 
Aktionsnorm zu andern, einen ausreichenden 
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Beweis dafür liefern muBte, daB, um ibnen zu 
helfen, jedes (!!!) der Fübrung zur Zeit ver­ 
fügbare und vom Mailander Parteitag für den 
Ausnahmefall zugestandene Mittel zur Anwendung 
kommen würde. 

Die anderen behaupten, der Versucb sei aus 
dem entgegengesetzten Grund gescbeitert: Man 
habe zu wenig erlaubt. Sie fordern die Führung 
auf, über die Beschlüsse der Parteitage binaus­ 
zugehen. Abgesehen hiervon, d.b. daB nicht die 
Führung, sondern lediglich ein neuer Parteitag 
- den einzuberufen sie sich scbwer hüten - 
dies autorisieren kc':innte; ebo=sehen davon , ob 
die mi tnichten erprobte Poli tik der direkten Unter­ 
stützung einer liberaleren Regieru ItJ über œn Er fol g 
dieser Regierung entscheidet oder nicht, 
vielmehr, sollte diese gebildet werden, ibren 
Sturz beschleunigt - lassen sie auBer Acbt, 
daB es absurd ware, eine aus den Fraktionen, 
die beute" (woh 1 gemerkt heu te!) "im Par lament 
die Mebrheit haben, zusammengesetzte Regierung 
dauerhaft zu unterstützen, ohne sich zu ent­ 
scblieBen, mit ihnen die Macht und die Verant­ 
wortung zu teilen. Sie lassen ebenfalls auBer 
Acht, daB eine solcbe Haltung die Partei un­ 
ausweichlich zur Aufgabe ihrer eigenen sozia­ 
listiscben Rolle und Zielsetzung und zur Uber­ 
nahme der Rolle, in die die Bourgeoisie sie ge­ 
rade treiben will, der Rolle einer demokrati­ 
scben Partei ( •.• ), führen würde, 

Den einen wie den anderen antworten wir, daB 
der Versuch nur in dem MaBe gescheitert ist, 
in dem man keine bessere Regierung erbielt; er 
bat aber in Wirklichkeit die Früchte bervorge­ 
bracht, die er unter àen beutigen Bedingungen 
des Parlaments und des Landes geben konnte 
und sollte. Er bat in àer Tat die bürgerlicben 
Parteien gezwungen, die moralische ( ! ! ! ) und 
politische Notwendigkeit einer liberalen Re­ 
gierung zu erklaren. Samit hat er die parla­ 
mentariscbe Krise der Bourgeoisie verscharft 
(!!!), denn er bat die Bourgeoisie vor ibren 
eigenen Widerspruch gestellt, der darin be­ 
steht, daB sie jenen Werten (!!!) nicbt mehr 
Geltung verschaffen kann, deren bistoriscbe 
Notwendigkeit und Dringlichkeit sie anzuer­ 
kennen gezwungen wird. Die Partei hat also 
unter den gegebenen Umstanden ihre wirkliche 
und einzige politisch nützlicbe und mc':igliche 
Rolle gespielt". 

Nachdem sie auf diese Weise ihr "moralsiches 
Gewissen" beruhigt hatte, rief die Führung 
die parlamentarische Fraktion zur Ordnung. 
Aber am 1. Juni - nach den weiter oben er­ 
wahnten Ereignissen und der graduellen Star­ 
kung der AA unter kommunistischem Druck - 
ging die Parlamentsfraktion wieder zum "An­ 
griff" über, Die Stimmenthaltung, die "wohl­ 
wol lende Neu tr a l i tâ t" reichten l hr nicht mehr. 
Ohne es offen zuzugeben, wol lte sie eine Re­ 
gierung, für die sie stimmen kënnte, sie 
wollte (und darin liegt der Schlüssel für 
die weiteren Ereignisse) eine Regierung, in 
der die Sozialisten vertreten waren. Die Ta­ 

,gesordnung von Zirardini, die mit Stimmenmehr­ 
heit angenommen wurde, besagte in der Tat: 
"Unter Berufung auf ihr vorhergehendes Gelc':ib­ 
nis, àie eigene parlamentarische Aktion in 

Verteidigung der proletariscben Freibeiten und 
Organisationen zu fübren, wiederbolt die parla­ 
mentariscbe Fraktion der Sozialistiscben Partei 
dieses Gelc':ibnis und erklart, daB sie eine Re­ 
gierung, welche die Wiederberstellung des Geset­ 
zes und .der Freibeit zusicbert, mit ibren Stim­ 
men unterstützen und ibre eigene parlamentari­ 
scbe Haltung in Einklang mit dieser Regierung 
bringen wi xâ"; 

Die parlamentarische Fraktion hatte, da sie von 
den Rechten beherrscht wurde, mindestens das 
Verdienst, konsequent zu sein, wahrend die Par­ 
teiführung die Verkërperung des Widerspruchs 
darstellte. Am 4. Juni versammelte sie den Nati~ 
onalen Parteirat, der die Parlamentsfraktion of­ 
fen verurteilte und eine erneute "Unnachgiebig­ 
keitsbeteuerung" verëffentlichte. Aber am 14. 
Juni versammelt sich die Fraktion wieder, "be­ 
statigt die bereits bescblossene Ricbtlinie und 
erklart, daB sie vor dem nationalen Parteitag 
die Verantwortung für die von den Ausnabmebedin­ 
gungen verlangte Hal tung übernimmt"; si e wi rd 
bei der Bestimmung ihrer Haltung "ausscblieBlich 
von den Erfordernissen der pro.letariscben Ver­ 
teidigung, der Arbeitslosigkeit und der standi­ 
gen Drohung von internationalen Konflikten aus­ 
qehen" und s ie "ruft die Werktatigen Italiens 
dazu auf, die Handlungen der Fraktion zu unter­ 
stützen, denn sie haben ja die GewiBheit, daB 
die Fraktion niemals etwas tun wird, das nicht 
im Interesse der werktatigen Klasse I i.eqt: :" 

Wie man sieht, nicht nur rebellierte die Parla­ 
mentsfraktion gegen die Parteiführung, die sich 
damit abfand, sondern sie rief die "Werktatigen 
Italiens" über den Kopf der Parteiführung hin­ 
weg dazu auf, sie zu unterstützen. So sah die 
Partei aus, mit der die Kommunisten nach dem 
BeschluB der Exekutive der Komintern vom Fe­ 
bruar/Marz eine politiscbe Einbeitsfront bilden 
sollten! Die diesbezügliche negative Haltung 
der KP Italiens war aber durch die Lage selbst 
begründet. Ais einzige Partei war die KP bereit, 
der Gewalt mit der Gewalt und den Waffen mit 
den Waffen entgegenzutreten. Die proletarische 
Verteidigung konnte nur gesichert werden durch 
eine entschlossene Aktion der Partei in den 
Reihen der groBen Massen und ihrer ëkonomischen 
Organisationen, um sie auf den Boden der Partei 
zu orientieren, weil allein dieser Boden den 
selbst unmittelbaren Bedürfnissen der physi­ 
schen Abwehr entsprach. Sich und die Massen in 
der Illusion zu wiegen, man kënne bei anderen 
Parteien eine Unterstützung finden, hatte be­ 
deutet, das Proletariat vonStadturdlandpolitisch 
voïvornhe re in 21.J entwaffnen womi t die Mëg I i chke i t 
seiner materiellen Bewaff~ung überhaupt ausge­ 
schlossen ware; kurzum es hatte die Bedeutung 
gehabt, die Niederlage vorzubereiten. 

Die Beweggründe unserer Taktik kamen u.a. in 
dem Artikel "Proletarische Verteidigung", der 
am 8. Marz in den Tageszeitungen der KP er­ 
schienen war, sehr klar zum Ausdruck. Der Ar­ 
tikel, dessen unmittelbarer AnlaB die Ankündi­ 
gung eines nationalen Kongresses von sogenann­ 
ten Komitees der proletarischen Verteidigung 
dubioser Provenienz war, wird im folgenden et­ 
was gekürzt wiedergegeben: 
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"Die Vorbehalte unserer Partei gegenüber ge­ 
mischten Ausschüssen der proletarischen Ver­ 
teidigung und· den "Arditi del Popolo" (6) 
wurden von den unmittelbaren Notwendigkeiten 
unserer konkreten Aktion und den voraussehba­ 
ren kurzfristigen Folgen der einen oder ande­ 
ren faktischen Hal tung diktiert. Und diese 
praktischen Erwagungen haben unseren allgemei­ 
nen Standpunkt regelrecht bestatigt. 

Unsere Auffassungen über die Natur der bürger­ 
lichen Offensive und des Faschismus sind wohl 
bekannt und führen uns zu einer doppelten Pro­ 
gnose: entweder wird sich die bürgerliche Of­ 
fensive durchsetzen und das Proletariat dazu 
zwingen, auf jede revolutionare Initiative und 
auf jede Organisationsform, die den okonomi­ 
schen Ausbeutungsbedürfnissen des Kapitalismus 
Widerstand leisten konnte, zu verzichten, oder 
es gelingt dem Proletariat, die kapitalisti­ 
sche Offensive zurückzuschlagen, die organi­ 
sierte Staatsmacht der Bourgeoisie zu stürzen 
und die weiBen Kampfverbande unter dem Druck 
seiner Klassendiktatur zu vernichten. 

Diese Erwagungen ergeben sich aus der Untersu­ 
chung der heutigen okonomischen Lage. Wenn die 
bürgerliche Ordnung nicht von der Revolution 
umgestürzt wird, so wird sie sich, um zu funk­ 
tionieren, die Moglichkeit sichern müssen, die 
Arbeiter einer noch intensiveren und schlimme­ 
ren Ausbeutung als in den vorhergehenden Jah­ 
ren zu unterwerfen; sie wird die Offensive ge­ 
gen die kollektiven Arbeitsvertrage zu Ende 
führen müssen und hierfür die Krafte der staat­ 
lichen und faschistischen Reaktion einsetzen. 
Es wird ausgeschlossen sein, daB sich der 
Staat neutral verhalt,bzw. im Laufe der okono­ 
mischen Kampfe zwischen Kapital und Arbeit bei­ 
de Sei ten von der Anwendung von Gewal t ebtuil. t. 
Eine solche Situation hat es übrigens nie ge­ 
geben, denn sie steht im Gegensatz zur urwüch­ 
sigen Aufgabe des bürgerlichen Staates, der 
beutie lediglich darauf verzichten muB, sich 
hinter der demokratischen Lüge zu verbergen. 
Ui1d um sich dieser Lüge weiterhin zu bedienen, 
organisiert er die Aktion seiner weiBen Banden 
auBerhalb seiner offiziellen Korperschaften. 

Aus diesem allgemeinen Standpunkt ergibt sich 
folgende Norm für die praktische Aktion: Die 
Massen müssen sich mit einer Kampforganisation 
rüsten, die in der Lage ist ,der faschisti­ 
schen Offensive mit deren eigenen Mitteln ent­ 
gegenzutreten; gegen die legale Organisation 
des Staates vorzugehen, da diese heute den Fa­ 
schismus schützt und die antifaschistische Ak­ 
tion unterdrückt und morgen direkt aufs 
Schlachtfeld treten wird; als GrllrJ.dlage für 
eine militarische Staatsorganisation des Pro­ 
letariats zu dienen, die nach dem Sieg der 
Massen die Existenz jeder weiBen Organisation 
des konterrevolutionaren Kampfes verhindern 
kann. 

Die Kommunistische Partei hat die Aufgabe, 
diese Bedingungen sicherzustellen, um der in­ 
stinktiven antifaschistischen Reaktion der 
geschundenen und geopferten Massen in diesen 
unentrinnbaren und aufeinanderfolgenden Phasen 
des Kampfes zum Erfolg zu verhelfen. Selbst­ 
verstandlich kann diese Aktion nur Erfolg ha­ 
ben, wenn auch die auBerst bedeutenden Schich- 

tendes P~oletariats gewonnen werden konnen, die, 
obwohl sie instinktiv gegen den Faschismus sind, 
in der politischen EinfluBsphare anderer Parteien 
als der unsrigen verbleiben. Würde aber eine 
Kampforganisation, die an der Basis alle diese 
Massen umfaBte, zugleich einen solchen Charakter 
haben, daB sie zu einer direkten antifaschisti­ 
schen Aktion, bzw. zum Kampf gegen die legalen 
bürgerlichen Krafte unfahig ware und sich 
schlieBlich ebensowenig als eine Organisation 
der revolutionaren Diktatur konsolidieren konnte, 
dann hatte man alle Krafte, auf die das Proleta­ 
riat zurückgreifen kann, auf den Weg einer nièht 
fernen Niederlage gebracht, 

Die Parteien, die sich auBer unserer Partei ge­ 
gen den Faschismus stellen und im Prinzip mit 
einer allgemeinen proletarischen Aktion gegen 
den Faschismus einverstanden sind, sehen diesen 
Kampf anders und verfolgen ein anderes Programm. 
Viele von ihnen - und hierzu gehort die soziali­ 
stische Partei - haben nicht allein den Massen 
vom organisierten und bewaffneten Widerstand 
gegen den Faschismus abgeraten, sondern haben 
auch versucht, mit dem Faschismus Frieden zu 
schlieBen. Sozialisten wie Republikaner und 
andere Gruppen verfolgen das Ziel der Wieder­ 
herstellung des "qewôhn l i chen Rechts" und der 
Abschaffung des bewaffneten Kampfes zwischen po­ 
li tischen Gruppen un ter der unparteilichen Herr­ 
schaft des Staates, und sie streben solche For­ 
men der proletarischen Widerstandsaktion an, 
die diesem Ziel entsprechen. Darüber hinaus tei­ 
len diese Stromungen mit Anarchisten und Syndi­ 
kalisten die Perspektive der Freiheit für alle. 
Sie würden morgen, nach einem moglichen ersten 
Sieg der Massen, mit lacherlichen Skrupeln die 
Errichtung des proletarischen Terrors - der ein­ 
zigen dialektischen Negation des Faschismus - 
wie die Abschaffung nicht allein der Banden, 
sondern auch der 'friedlichen' Organisationen 
der konterrevolutionaren Bourgeoisie torpedie­ 
ren. Anarchisten und Syndikalisten schlieBlich 
verlangen die Freiheit für alle nicht allein 
im Sinne ihres Zieles ( .•. ) der Abschaffung je­ 
der Staatsform durch den Sturz des bürgerlichen 
Staates, sondern anscheinend auch als unmittel­ 
bares Ziel, als Ziel, das der bürgerliche Staat 
verwirklichen kann, was soviel heiBt, DASS SIE 
GLAUBEN, DARIN EINE L6SUGN DER HEUTIGEN LAGE 
ERBLICKEN ZU K6NNEN. (o,,) 

Wenn man lokale oder nationale Komitees für 
die proletarische Verteidigung bzw. eine mili­ 
tarische Einheitsorganisation wie diejenige 
der 'Arditi del Popolo' bildet, so überlaBt 
man ihnen,bzw. ihren Mehrheiten die Entschei­ 
dung über die durchzuführenden Aktionen. Nun, 
die Lage diktiert der proletarischen Aktion 
die erwahnten Richtlinien. Aber nicht einmal 
die Bescheidenste dieser Richtlin~en kann als 
Vorbedngung für eine gegenseitige Verpflich­ 
tung gestellt werden, wenn man solche Organisa­ 
tionen bilden will. Es liegt auf der Hand, daB 
keine Vereinbarung erreicht werden konnte, wenn 
man von allen Beteiligten verlangen würde, daB 
sie sich nicht bloB mit verschwommenen Worten 
verpflichten, gegen den Faschismus dessen eige­ 
ne ~ürgerkriegsmethoden anzuwenden, geschweige 
denn, wenn man von ihnen verlangen würde, sich 
zum Kampf gegen die offiziellen Staatskrafte zu 
verpflichten. Das Hochste, was man bei der B.U- 
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dung solcher Aktionsorgane erreichen kann, 
ist, daB kein Aktionsmittel 'ausgesch~ossen' 
wird, d.h. weder unsere Gewalt noch die 
'friedliche' Aktion, die andere durchführen 
konnen. Uber Ziele und Mittel wird nicht 
entschieden, eine konkrete Tatsache bleibt 
aber: die gemeinsame Disziplin, die, da sie 
ja politischen oder politisch-militarischen 
Aktionen dienen soll, ihrer Natur nach 
zwangslaufig hoher stehen muB, als die je­ 
weilige Parteidisziplin; und daraus ergibt 
sich ohne weiteres, daB die Führung eine gro­ 
Bere Macht haben muB als die jeweiligen Par­ 
teiführungen. Mit anderen Worten, eine Partei 
würde nicht selbstandig politisch handeln und 
kampfen konnen, wenn sie zugleich die Aktion 
der abgemachten 'proletarischen Verteidigung' 
führen würde. Selbst wenn sie andere Absich­ 
ten hatte: In der Praxis würde sie ihre gan­ 
zen proletarischen Energien, egal wie groB 
oder klein sie sind, für die gemeinsame Akti­ 
on und die gemeinsame Organisation hergeben, 
und zwar nicht-aus Treuherzigkeit, sondern 
weil die Sache ihre eigenen Zwange hat. ( .•• ) 

Genau dieselben Uberlegungen ( ..• ) gelten auch 
für die Falle, in denen mandas Proletariat 
zur 'Einheitsfront' für die Wahlen aufruft 
und ihm die Illusion gibt, die legale Eroberung 
einer Gemeinde sei an sich ein Sieg über den 
Faschismus. So 'verlernt' man die Lehre, die 
der Faschismus uns erteilt hat, namlich daB 
der legalste Besitz nicht allein einer, son­ 
dern tausender von Gemeinden keinen Wert hat, 
wenn das Proletariat nicht in der Lage ist, 
gegen die Bourgeoisie zu handeln und einen di­ 
rekten Kampf zu führen. 

Um zu unserem Thema zurückzukommen ( .•• ) - es 
ist offensichtlich, daB die Sozialistische Par­ 
tei und die CGL, ohne auf einen ernsthaften Wi­ 
derstand seitens anderer Arbeiterorganisationen 
wie der Eisenbahnergewerkschaft, des Seeleute­ 
und Hafenarbeiterverbandes und unzahliger par­ 
teiloser Gruppen zu stoBen, die Absicht ver­ 
folgen, die 'faschistische' Lage wenn nicht 
durch eine Regierung der bürgerlich-soziali­ 
stischen Zusa11111enarbeit, so doch mindestens 
durch eine von den parlamentarischen Linken 
getragene und von de Nicola und Nitti (7) ge­ 
führte Regierung zu überwinden. Es liegt auf 
der Hand, daB die hier geschilderte Bewegung 
der proletarischen Verteidigung in ihrer Mehr­ 
heit auf diese Losung gelenkt werden würde und 
daB sie die proletarischen Krafte einsetzen 
würde, um sie herbeizuführen, egal ob jede 
Sekunde wiederholt wird, daB man den direkten 
Kampf und vielleicht sogar den antifaschisti­ 
schen Volksaufstand nicht ausschlieBt. Wird 
dieses parlamentarische Ergebnis nicht er­ 
reicht, dann wird man solange den Massen 
mehr oder weniger offen weiter beibringen, 
daB eine direkte Aktion gegen die Krafte von 
Faschismus und Regierung zusanunen in der 
heutigen Lage undurchführbar ist und daB man 
deshalb sich in Bewegung setzen und demon­ 
strieren muB, aber lediglich um eine 'bessere' 
Regierung zu bekonunen - die Forderung nach 
dem gewohnlichen Recht und nach Freiheit für 
alle ist nur ein anderer Ausdruck dafür. 
Àber hier geht es nicht um theoretische Aus- 

drücke oder um unsere übertriebene theoreti­ 
sche Kritik, hier geht es um konkrete Absichten 
und Vorkehrungen, hier geht es um Ziele, auf 
die man die Massenbewegung vorbereiten will, 
und hier liegt auch die Verantwortung einer 
Partei, die nicht den anderen Parteién und 
schlieB_lich âeu. bürger lichen Gegner in die 
Hande spielen will. 

Wird nun früher oder spater die linke Regierung 
erreicht ( .•. ), so sind die wahrscheinlichen Fol­ 
gen leicht zu untersuchen. 

Die Regieru~g wird gegen die Faschisten nicht 
ernsthaft vorgehen wollen - dessen sind wir 
überzeugt. Nehmen wir aber an, sie wollte es: 
Sie würde es nicht tun konnen. Der Grund hier­ 
für liegt in der Funktionsweise der ausführen­ 
den Staatsorgane, auf die wir mehrmals eingegan­ 
gen sind. Diese unterstützen den Kampf gegen 
das Proletariat, unabhangig davon, wohin das 
stinkende Lüftchen der parlamentarischen Staats­ 
politik weht. Es gibt aber tatsachlich die Mog­ 
lichkeit, daB man eine gewisse Zwischenphase 
scheinbarer faschistischer Untatigkeit erlebt, 
denn die faschistische Bewegung wird es als 
Erfolg betrachten, das Proletariat in die Spha­ 
re der Legalitat gezwungen zu haben. Dies gilt 
um so mehr, je mehr die Sozialdemokratische 
Partei sich für das Zustandekommen der Regie­ 
rung eingesetzt haben wird bzw. je mehr sie al­ 
le anderen Organisationen des Proletariats mit 
diesem ersten Ergebnis der 'proletarischen Ver­ 
teidigung' vertrosten ( .•. ) und zunachst zu 
einer Haltung des wohlwollenden Abwartens ver­ 
leiten kann. 

Man braucht kein Prophet zu sein, um zu zeigen, 
daB eine solche Lage die Gefahr noch schreckli­ 
cherer Angriffe gegen das Proletariat in sich 
bergen wird. Die Bildung einer Regierung nach 
dem Geschmack der reformistischen Gewerkschafts­ 
führer wird in der Tat die okonomische Offensi­ 
ve der Arbeitgeber gegen das Industrie- und 
Landproletariat nicht aufhalten. Sie wird mit 
ihrer heuchlerischen Demagogie lediglich dazu 
dienen, die einzige Form eines wirksamen Ge­ 
genschlages der Massen, den man entschieden 
auf den revolutionaren Weg vorantreiben konn­ 
te, den Generalstreik gegen die Lohnsenkungen, 
hinauszuschieben. 

Hatten die revolutionaren Elemente, und zwar 
nicht allein Kommunisten, sondern auch Anarchi­ 
sten und Syndikalisten sowie schlieBlich Grup­ 
pen von Parteilosen, welche die Verzweiflung 
in den Kampf treiben würde, die von mancher 
Seite vorgeschlagene Koalitinnstaktik befolgt, 
so würden sie in einer solchen, als Ergebnis 
des Bündnisses für die sogenannte proletari­ 
sche Verteidigung herbeigeführten Situation 
über keinen Stützpunkt verfügen. Und jeder 
Versuch, eine Minderheit der Massen auf den 
Boden einer unabhangigen revolutionaren Ak­ 
tion zurückzubringen, würde den gemeinsamen 
Angriff der faschistischen Organisation und 
des Staates, dieses eifrigen Garanten des 'ge­ 
wohnlichen Rechts', gegen diese Gruppen ent­ 
fesseln. 

Wir werden auf diese Vorhersagen über die Ent­ 
wicklung der Lage in Italien nicht weiter ein­ 
gehen. Wir wollen nur darauf hinweisen, daB un- 
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sere Taktik und àer Weg der proletarischen Ak­ 
tion sich ganz anders darstellen, wenn es ge­ 
lingt, die Plattforrn für eine allgemeine Gewerk­ 
scbaftsaktion zu schaffen, die sièh von parla­ 
mentarischen Einflüssen ganz lossagt und die 
Kampffront der Massen gegen die okonomiscben Be­ 
strebungen der Kapitalisten (und alles übrige, 
vom Fascbismus bis zum demokratischen Betrug, 
ist nur das Werkzeug dieser Bestrebungen) zum 
Ausdruck bringt. 

Wenn die Allianz der Arbeit den Inhalt einer 
tatsachlichen Einheit aller Werktatigen für die 
Verteidigung àes Lebensstandards der Arbeiter 
und die Existenz der Gewerkschaften überhaupt, 
und zwar unter Einsatz des Generalstreiks, ver­ 
ko rpe x t: , macht sie jeden 'Kongress der proleta­ 
rischen Verteidigung' überflüssig. 

Ein Beweis für die aktuelle Bedeutung unserer 
Ansicbten liegt darin, daB die Trager solcher 
Initiativen für die proletarische Verteidigung 
niemals auf unsere Bewertungen entgegnen ( .•. ) 
Wer - abgeseben von der allzu naiven und eifri­ 
gen 'Umerii tié Nuova'" (der anarchistischen Zei­ 
tung) "würde auf die Frage antworten, ob man 
den KongreB der proletarischen Verteidigung 
aucb dann einberufen hatte, wenn es gelungen 
ware, die Regierungskrise mit der Bildung 
einer anàeren Regierung als der Regierung 
Facta ( •.• ) .zu beenden? ( .•. )" 

Wie wir oben gesehen haben, kam es nicht zur 
"Wi ederherste 11 ung der Verfassungsfre ihei ten", 
sondern statt dessen zu einer faschistischen 
Eskalation in der unteren Po-Ebene. Und die 
Schwarzhemden, die sich in Rom, Venedig, Ver­ 
cell i, Balogna, Florenz, Alessandria usw , des 
vorsatzlichen Mordes schuldig gemacht hatten, 
wurden von den Gerichten freigesprochen, wah­ 
rend die Proletarier, die Widerstand leiste­ 
ten, ais gewëhnliche Verbrecher verurteilt 
wurden. 

So begann ein neuer und entscheidender "Monat 
der Schmach". Am 3. Jul i besetzten die Fa­ 
schisten Andria in Apulien, am 12. Viterbo im 
Latium, zwischen dem 12. - 17. Cremona in der 
unteren Lombardei und Tolendino bei Ancona. ln 
dieser selben Periode wurden zu Einschüchte­ 
rungszwecken in den Stadten, die unter direk­ 
terer Kontrolle der Faschisten standen, die 
ersten massiven Kraftekonzentrationen durchge­ 
führt; die gewerkschaftl iche Rekrutierung von 
Arbeitslosen, Lumpenproletariern und Einge­ 
schüchterten für den Nationalen Verband der 
Gewerkschaftskorporationen, die Ende Januar 
in Balogna gegründete faschistische Gewerk­ 
schaft, deren erster KongreB vom 4.-6. Juni in 
Mai land stattgefunden hatte, wurde intensi­ 
viert; zugleich vermehrten sich die Episoden 
einer mehr oder weniger offenen Solidaritat 
der Armeespitzen (z.B. in Balogna) oder der zi­ 
vi len Machthaber (so die Prafektenmehrerer Or­ 
te) mit den faschistischen Aktionen. 

Die Metallarbeiter hatten ihre Streikbewegung 
wiederaufgenommen, und die CGL sah sich zu 
einer auBerordentlichen Tagung ihres National­ 
ratès am 3.-5. Jul i in Genua gezwungen. lhre 
Absichten waren klar, Sie wollte den Streik 
so schnell wie mëgl ich abbrechen und die Re­ 
gierungslësung, welche die Parlamentsfraktion 

in v511iger ilbereinstimmung mit den Gewerkschafts­ 
bonzen seit einiger Zeit vorschlug, begünstigen. 
Die Kommunisten muBten das Manëver entlarven, 
Für sie sollte der Metallarbeiterstreik den Aus­ 
gangspunkt einer allgemeinen Aktion bilden und 
schlieBlich in einen Streik aller Branchen mün­ 
den, der im Feuer der heftigsten ZusammenstëBe 
mit den Schwarzhemden auszulësen war, um die ëko­ 
nomischen Forderungen mit einem ganzen Plan des 
proletarischen Gegenangriffs an allen Fronten zu 
verbinden. ln diesem Sinne hatte der kommunisti­ 
sche GewerkschaftsausschuB am 22. Juni einen 
Antrag verëffentlicht, der auf der Tagung von 
Genua eingebracht werden sollte. Ausgehend einer­ 
seits von der Zuspitzung der ëkonomischen Offen­ 
sive der Kapitalisten, andererseits vom manife­ 
sten Willen der Arbeiter, der Einheitsfront 
der kapital istischen KI asse die Einheitsfront 
des Proletariats entgegenzustellen, eine Be­ 
strebung, die zur Entstehung der AA geführt hat­ 
te und die aus dieser letzteren ihrerseits den 
Faktor eines "neuen Einheitswillens, eines neu- 
en wi I Iene- zur Verallgemeinerung des Kampfes" 
gemacht hatte, "so daB das Proletariat heute 
mehr denn je im Laufe der letzten zwolf Monate 
bereit ist, die Losung des gemeinsamen Kampfes 
gegen die unannehmbaren Bestrebungen der Ar­ 
beitgeber aufzunehmen", rief diese Erklarung 
den National rat der CGL dazu auf, "jede Aktion 
zu verurteilen, die diese allgemeine Situation 
nicht berücksichtigt und von einer Taktik dik­ 
tiert wird, die den Widerstand der Arbeiter­ 
klasse in den Grenzen der parlamentarischen 
Abmachungen mit bürgerlichen politischen Grup­ 
pen gefangen halten will, denn diese Taktik 
miBachtet die wirklichen Krafte, die in den Ar­ 
beiter- und Bauernorganisationen zusammengefaBt 
sind, sie miBachtet die Klassenkampfpoli tik ". 
Die Erklarung verurteilte eben f a l l s die "Un­ 
tatigkeit und Passivitat, die einige fordern, 
damit àas Proletariat geduldig und unbeweglich 
abwartet, bis der reaktionare Sturm vorüber 
ist", denn in diesem Fal le "würàe die heutige 
Periode nicht anders zu Ende gehen, als mit 
der restlosen Unterwerfung unter den Willen 
der Kapitalistenklasse, die nunmehr Herrin 
des Lebens und der Zukunft der Arbei ter ware ". 
AbschlieBend forderte die Erklarung den Natio- 
nal rat der CGL dazu auf, festzulegen, daB "die 
heutigen Kampfe des Proletariats auf das Ziel 
der sofbrtigen Vorberei tung einer allgemeinen 
Aktion hin gesteuert werden müssen" ( 8) AI s 
Plattform dieser Aktion wurden die sechs Punk- 
te aus dem z i t i e rten Art i ke 1 "für die Starkung 
der Allianz der Arbeit" vom 19. Mai erneut vor­ 
geschlagen. 

Auf der Tagung von Genua erhielt der Antrag der 
CGL-Führung mit 537.351 Stimmen die Mehrheit: 

"Nach einer Untersuchung der Lage der proleta­ 
rischen Organisationen, deren Bewegungs- und 
Vereinsfreiheit durch die wacbsende legale und 
illegale Reaktion verletzt wird, erk Léirt:" (der 
National rat der CGL), "daB er den Ricbtlinien 
voll zustimmt, die der FübrungsausschuB nach 
der im letzten Januar beschlossenen Tagesord­ 
nung Zirardini angewendet hat". Wie es der An­ 
trag wiederholte, forderte diese Tag~sordnung 
die Parteiführung auf, "der sozialistiscben 
Parlamentsfraktion die Moglichkeit zu geben, 
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jede Regierung zu unterstützen, die ihr die 
Wiederherstellung der Grundfreiheiten und die 
Verwirklichung eines Programms mit den Forde­ 
rungen des Sofortprogramms des Proletariats 
zusichern würde. 

Der Nationalrat erklart seinen eigenen Willen, 
den Bündnispakt aufrechtzuerhalten, und er 
auBert erneut seinen Wunsch, daB die Soziali­ 
stische Partei die Ernsthaftigkeit der heutigen 
Lage des Pro.letariats versteht und das Flehen 
der proletarischen Klasse hort. Diese bereitet 
sich auf eine Aktion vor, um ihre Existenz zu 
verteidigen, erwartet aber zugleich vom KongreB 
der PSI, daB er der parlamentarischen Fraktion 
erlaubt, eine Aktion durchzuführen, die in Ver­ 
bindung mit der Massenaktion die Aktion der Ge­ 
werkschaftsbewegung starken hilft ". 

Wie man sieht, liegt die einzige Perspektive 
der CGL-Führung in einer parlamentarischen Ak­ 
tion, in deren Abhânq l qke l t eine Massenaktion 
unter Umstanden durchgeführt werden soll. 

Die Kommunisten hatten bereits zu Beginn der 
Tagungsarbeiten verlangt, daB "angesichts der 
auBerst ernsthaften Lage im Kampf des Proleta­ 
riats gegen die bürgerliche Offensive" und der 
Notwendigkeit, eine gemeinsame Aktion vorzube­ 
reiten, das Nationale Komitee der AA und die 
beteiligten Gewerkschaften telegraphisch einge­ 
laden würden, um an der Tagung teilzunehmen; 
ebenso verlangten sie die Einberufung von Dele­ 
gationen der sozial istischen, kommunistischen 
und republikanischen Partei bzw. der anarchi­ 
stischen Union, damit diese ihre einschlagigen 
Vorschlage unterbreiten konnten. Vir brauchen 
nicht darauf hinzuweisen, daB diese Forderung 
nicht angenommen wurde - es fragt sich nur, 
wer eigentlich sektiererisch ist! (9) 

Die Kommunisten stellten folgenden Antrag (10), 
der 249.519 Stimmen erhielt: 

"In Erwagung, daB die von den CGL-Führern ge­ 
genüber der Arbeitgeberoffensive befolgte Orien­ 
tierung, gekennzeichnet durch die Taktik des 
von-Fall-zu-Fall, durch die Propaganda der ivi­ 
derstandslosi gkei t gegenüber der Reaktion und 
durch die betrügerischen Untersuchungskommissio­ 
nen über die Industrie, ebenso wie ihre Haltung 
einer geschickten Zurückstellung der AA die 
Verteidigungsaktion und den Gegenangriff des 
Proletariats gelahmt haben; 
in Erwagung, daB auf internationalem Gebiet die 
CGL-Führer den AnschluB an Amsterdam unter dem 
Vorwand, dort eine Arbeit der Kritik zu leisten, 
erzwungen haben, aber die konterrevolutionare 
Politik der Gelben Internationale solidarisch 
mittragen; 
halt der Nationalrat der CGL die Orientierung 
der CGL-Führer für den Prinzipien und Erforder­ 
nissen des Klassenkampfes entgegengesetzt und 
verurteil t sie. 
Nach der Feststellung, daB das Werk der Amster­ 
damer Gewerkschaftsinternationale im Gegensatz 
zu den Interessen und Idealen des Proletariats 
steht und den Charakter einer komplizenhaften 
polidaritat mit der reaktionaren Politik der 
Weltbourgeoisie und deren Anstrengungen, die 
durch die Krise erschütterte kapitalistische 
Ordnung wiederherzustellen, hat, sendet der 
Nationalrat seinen GruB an die glorreiche re- 

volutionare Republik des russischen Proletariats 
im Kampf gegen die vielfachen Angriffe der 
Weltreaktion und er beschlieBt, die organisier­ 
ten Massen auf einem sofortigen CGL-KongreB über 
den Vorschlag, sich von der Amsterdamer Gewerk­ 
schaftsinternationale zu trennen und der Moskau­ 
er Internationale der Roten Gewerkschaften beizu­ 
treten, abstimmen zu lassen. 

Der Nationalrat erklart, daB die Verhaltnisse 
der Bindung und Führung zwischen Gewerkschaften 
und Parteien sich in dem MaBe herstellen, in 
dem es den Parteien gelingt, innerhalb der Ge­ 
werkschaften ein Organisationsnetz ihrer eige­ 
nen Mitglieder zu schaffen und für die Befolgung 
von bestimmten, im Einklang mit dem Programm 
ihrer Partei stehenden Richtlinien einzusetzen; 
er halt den bestehenden Bündnispakt zwischen 
PSI und CGL für die Ursache einer zweideutigen 
Lage in der wichtigsten Klassenorganisation des 
italienischen Proletariats, so daB die CGL durch 
die Fortsetzung dieses Pakts weiterhin an eine 
Richtlinie gebunden bliebe, die in heute unvor­ 
hersehbarer Form zwischen den verschiedensten 
Orientierungen zu schwanken droht und sich auch 
im Gegensatz zur Orientierung, die die Mehrheit 
des tagenden Nationalrats beschlieBen wird, 
befinden kann. Der Nationalrat kündigt daher 
den Bündnispakt zwischen CGL und Sozialistischer 
Partei. 

In Erwagung, daB die kapitalistische und reak­ 
tionare Offensive in all ihren okonomischen und 
politischen ~uBerungen die Entfaltung eines 
Planes zur Zerschlagung der proletarischen Be­ 
wegung darstellt, eines Planes, worin die herr­ 
schende Klasse den einzigen Weg erblickt, um 
die gegenwartige Lage durch die Festigung ihrer 
okonomischen und politischen Macht zu überwinden; 
in Erwagung, daB die Lage in Italien trotz des 
gewaltsamen Gegenangriffs zum Schutz der kapita­ 
listischen Institutionen gekennzeichnet wird 
durch die tiefe Krise dieser Institutionen wie 
durch den mühevollen Versuch des Proletariats, 
einen Ausweg aus der unhaltbaren Lage zu fin­ 
den, die durch die Lohnkürzungen, die Arbeits­ 
losigkeit, die faschistischen Bluttaten und 
alle anderen Formen von Schikane und Verfolgung, 
mit denen Bourgeoisie und Staat ihre Klassen­ 
politik durchführen, entstanden ist; 
in Erwagung, daB der Vorschlag, die politische 
Kraft der Organisationen auf dem Boden der par­ 
lamentarischen Vereinbarungen und für die Bil­ 
dung einer Regierung (,.,) des Kompromisses 
zwischen manchen politischen Flügeln der Bour­ 
geoisie und Vertretern des Proletariats einzu­ 
setzen, entweder eine Illusion oder einen Be­ 
trug darstellt und die Entwaffnung des Prole­ 
tariats in einer Haltung des Abwartens, der 
eine unvermeidliche und tragische Enttauschung 
ganz zum Nutzen der konservativen Krafte fol­ 
gen würde, zum Ergebnis hatte; 
erklart der Nationalrat schlieBlich, daB man 
der verheerenden Alternative des Triumphes des 
bürgerlichen Angriffsplanes mit der Zerschla­ 
gung jeder Klassenbewegung und -organisation 
des Proletariats durch einen einzigen Weg ent­ 
kommen kann, namlich den Weg der Zusammenfas­ 
sung und des Einsatzes aller proletarischen 
Krafte auf dem Boden einer gemeinsamen Aktion, 
der zusammenfassung aller durch die Arbeitge- 
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beroffensive hervorgerufenen Kampfe, um von 
der unzulanglichen Taktik der vereinzelten 
Aktionen zur Taktik des allgemeinen Kampfes 
überzugehen ", 

Der kommunistische Antrag stellte dann als 
Zie!e dieses Kampfes erneut die Forderungen, 
die wi r aus dem Art ikel "für die S:arkung 
der Allianz der Arbeit" bereits kennen, und 
schloB ab: 

"Der Nationalrat erblickt den Wert und die 
Tragweite dieses Kampfes darin, daB die Ak­ 
tionsfahigkeit der proletarischen Organisa­ 
tionen auf einer Plattform der Einheit wieder 
erlangt wird und daB die Krafte der Arbeiter­ 
klasse auf Positionen gebracht werden, die 
sie starken und ihre revolutionare Vorberei­ 
tung und Schlagkraft auf moralischer wie mate­ 
rieller Ebene erhohen; somit wird eine revolu­ 
tionare Klassenpolitik geführt, die dem betrü­ 
gerischen Ziel der legalistischen Zusammenar­ 
beit die Anfeuerung zum direkten Kampf gegen 
die reaktionaren Banden und die Forderungen 
der Arbei ter- und Baue rnregierung stell t. 

Der Nationalrat ist der Ansicht, daB die Ak­ 
tion durch die AA ausgerufen und geführt wer­ 
den soll und daB der Kampf aus AnlaB einer im 
Laufe der bürgerlichen Offensive besonders 
hervortretenden Lage, wie dem jetzigen natio­ 
nalen Kampf der Metallarbeiter, auszulosen ist; 
er hofft, daB die Initiativen der AA mit der 
verbindlichen Unterstützung und Disziplin der 
Krafte aller Parteien und politischen Gruppie­ 
rungen des Proletariats rechnen konnen. 

Der Nationalrat beschlieBt, daB die CGL schleu­ 
nigst, moglichst noch im Laufe dieser Tagung, 
die AA einberuft, um ihr den Vorschlag zur 
Durchführung des nationalen Generalstreiks 
aller Branchen mit dem hier umrissenen Charak­ 
ter zu unterbreiten; abschlieBend geht er da­ 
zu über, die Delegation der CGL für die AA, in 
der die auf dieser Tagung aufgetretenen Tenden­ 
zen proportional vertreten sein sollen, zu 
ernennen" ("Ordine Nuovo", 4,-7. Jul i 1922), 

Sofort nach dieser Tagung des National rates 
unterstrich die KP in einer Erklarung, verëf­ 
fentlicht am 13. Juli in "Il Comunista", daB 
die Abstimmungsergebnisse, die wie üblich von 
der Gewerkschaftsführung gefalscht worden wa­ 
ren, dennoch zeigten, welche Kraft die Kommu­ 
nisten inzwischen innerhalb der CGL hatten. 

ln dieser Erklarung sind noch folgende Bemer­ 
kungen zu lesen: "Die Lage, die im Nationalrat 
entstand, ist zweideutig, weil man die Frage 
der parlamentarischen Taktik einer nunmehr 
verkommenen Partei zur Kernfrage machen wollte. 
Im Hinblick auf dieses Problem gehen wir davon 
aus, daB es unerlaBlich ist, den Bündnispakt 
zwischen CGL und Sozialistischer Partei zu 
kündigen. Die Probleme, die den Einsatz der 
Gewerkschaftskrafte für den allgemeinen Kampf 
und den ZusammenschluB des Proletariats zu 
einer Einheitsfront gegen die bürgerliche Of­ 
fensive betreffen, wurden zugleich absicht­ 
lich ve rnach Liis s i qt: , 

Die ~ommunisten wichen keinen FuBbreit von ih­ 
rer Position ab, derzufolge eine allgemeine 
Aktion notwendig ist, um die streikenden Me- 

tallarbeiter und das Proletari,;1.t als Ganzes zu 
verteidigen. Die KP verwirft die Haltung aller 
gegnerischen Gruppierungen, die, ausgenommen 
die Anhanger der III. Internationale" (die 
"Drittinternational isten", eine kleine Gruppe 
innerhalb der sozial istischen Partei) "und die 
Anarchisten, den von ihr mehrmals eingebrachten 
Antrag für den allgemeinen Kampf und die Star~ 
kung der AA gemeinsam sabotierten und die 
ernsthafte Lage, in der sich das ganze italie­ 
nische Proletariat und insbesondere die Strei­ 
kenden Metallarbeiter befinden, vergaBen. Da 
ein KongreB der CGL einberufen wurde" (der a 1- 
1 e rd i ngs nicht stattfand), "müssen sich die 
Kommunisten mehr denn je auf den Kampf für die 
eigene Festigung in der CGL vorbereiten. Sie müs­ 
sen zugleich eine Propaganda unserer Richtlinien 
führen, die sich in folgenden Punkten zusammen­ 
fassen: 1. MiBtrauen gegenüber der CGL-Führung, 
2. Bruch mit Amsterdam und AnschluB an Moskau, 
3. Kündigung des Bündnispaktes zwischen CGL und 
PSI, 4. Organisatorische Gewerkschaftseinheit 
in Italien, 5, Verurteilung der Politik der Kol­ 
laboration, 6, Einheitsfront des Proletariats 
für den allgemeinen Kampf gegen die Reaktion, 7. 
Kampf gegen den Faschismus und Forderung der Ar­ 
beiterregierung (11). 

Die Bedeutung dieser Kampagne beschrankt sich 
nicht auf die Perspektive der Einberufung eines 
Kongresses. Sie bildet die natürliche Entwick­ 
lung der Organisation und der Aktion unserer 
Partei, die ununterbrochen in Richtung ihrer 
revolutionaren Ziele voranschreiten und die 
breitesten Schichten des Proletariats ermutigen, 
organisieren und zum Kampf anfeuern muB ". 

Bei dieser Gelegenheit verëffentlichte die Partei 
auch ein Manifest, in dem sie nach einer Unter­ 
suchung der Entwicklung der Arbeiterkampfe zeig­ 
te, daB die AA infolge ihrer Zaghaftigkeit wie 
des Verrates und der Sabotage seitens bestimmter 
Gewerkschaftsführer die unerlaBliche Vereinigung 
der Kampfe und der Krafte des Proletariats be­ 
hinderte; in anderen Fallen verzichtete die AA 
auf die Forderungen und akzeptierte Lohnsenkun­ 
gen, kapitulierte vor lokalen Streiks, setzte 
den Kampfen ein Ende. Trotz der groBen Kampfbe­ 
reitschaft der Massen blieb die AA "untatig und 
passiv; sie hat den Kampf nicht aufgenommen, 
mehr noch, sie erklarte nicht einmal ihre klare 
Bereitschaft dazu und zeigte nicht ihren Willen, 
ihn vorzuberei ten ". 

Einen besonderen Platz nahm die Entlarvung der 
von der sozialistischen Partei inspirierten Ge­ 
werkschaftsführer ein, was mehr als berechtigt 
war. Kaum hatte sich der National rat der CGL 
zum EntschluB durchgerungen, zur Unterstützung 
der streikenden Metallarbeiter der Lombardei 
und des Piemont, die seit einem Monat mit wun­ 
derbarer Geschlossenheit, aber vëll ig isoliert 
von den anderen Branchen streikten, den General­ 
streik auszurufen und ein Komitee mit dessen 
Führung zu beauftragen, und schon brachen die 
Führer der FIOM (Metal lgewerkschaft) am 10. 
Juli nach Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
und Vermittlung der Regierung den Streik ab. 
Somit verletzten sie die elementaren Regeln 
eines echten Kampfes, denn sie verzichteten 
auf jeden Vertrag auf nationaler Ebene, sie 
verzichteten auf den entschlossenen Kampf ge- 
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gen jede Lohnsenkung und auf die Mobtlmachung 
al 1er Branchen für einen allgemeinen Kampf; sie 
akzeptierten schamlos die Rückkehr "zu den Lo­ 
kalen Konflikten, die man zu losen hofft, da- 
mit die Arbeit wiederaufgenommen werden kann". 
Solange in den Werften von Livorno und in den 
Stahlwerken von Terni die Kampfe noch liefen, 
nahmen sie auf diese Weise bei FIAT "die Be­ 
dingungen, die der Betrieb den Arbeitern ange­ 
boten batte" an, wahrend sie in der lombardi­ 
schen Metallindustrie wie im Julischen Venetien 
die zuvor feierlich abgelehnten Lohnsenkungen 
akzeptierten. Die Tatsache, daB die Lohnsenkun­ 
gen ausgehandelt wurden, nannten die Soziali­ 
sten ein "ebrenbaftes Ubereinkommen". Das 
Kampfkomitee wurde durch die übliche einberufe­ 
ne Urabstimmung der Belegschaften, die "in An­ 
wesenheit von Vertretern des Unternebmens" 
stattfand, vor vollendete Tatsachen gestellt. 
ln einer Meldung der Agentur Stefani betonte 
der Arbeitsminister auBerst zufrieden "die be­ 
sondere Bedeutung dieses Streiks. Er ging mit 
einer von den Vertretern der Arbeiter angenomme­ 
nen Lohnsenkung zu Ende; damit baben diese Ver­ 
treter gezeigt, daB sie vollkommenes Verstandnis 
sowohl für die Lage der nationalen Industrien,als 
auch dafür baben, daB es unangebracbt ware, von 
der Regierung SchutzmaBnabmen, Freistellungen 
und Hilfeleistungen, die für das Land ein untrag­ 
bares Opfer dargestell t hatten, zu verlangen!'. 

Es ist bezeichnend, daB die faschistische Offen­ 
sive gerade zu diesem Zeitpunkt zum ersten Mal 
die Polinie überschritt, um sich in Richtung 
auf die groBen lndustriestadte auszubreiten. Das 
Kalkül der Reaktion bl ieb sich immer gleich: Erst 
dann in die groBen proletarischen Zentren der 
Lombardei und des Piemont einzudringen, wenn das 
Proletariat durch den sozialdemokratischen Ver­ 
rat und die Niederlage im ëkonomischen Kampf 
vollig demoralisiert und entwaffnet sein würde, 

"Man muB heute zwei Aktionen gegen den Fascbismus 
fübren" - schrieb die KP in einem Leitartikel des 
"Ordine Nuovo" am 1 5. J u I i - : "Einersei ts die Wi­ 
derstandsak tion, d.b. zu verbindern, daB der Fa­ 
schismus seine Kampfstellungen ausdehnen kann; 
andererseits die Vorbereitung des allgemeinen 
Gegenangriff~. Beide Aktionen müssen gleicbzeitig 
geführt und dürfen nicbt voneinander getrennt 
werden. Jede Widerstandsaktion ist wicbtig und 
nützlicb, insofern sie dazu dient, daB man sich 
binter der Front wieder organisiert, daB der 
Rückzug aufgehalten wird und daB der neue Vor­ 
stoB, der den Beginn des allgemeinen Gegenan­ 
griffs darstellen soll, vorbereitet wird. Die 
Volkserbebung im Stadtbezirk San Lorenzo in Rom 
bedeutet zwar nicbt das Ende des Fascbismus, 
mit ihr wurde aber ein Damm gegen seinen VorstoB 
erricbtet. Sie ist ein Beispiel dafür, wie man 
kampfen muB, sie zeigt ein Mittel, das zur all­ 
gemeinen Aktion fübren soll (12). Auf dem Boden 
des Widerstands sind alle Waffen brauchbar. Das 
Wicbtigste ist, daB der Gegner gezwungen wird, 
Halt zu machen und gegen den überall dazwiscben­ 
gezogenen Stacbeldraht des proletariscben Wider- 

,stands zu kampfen. ES IST ABER T~RICHT zu GLAU­ 
BEN, DIES REICHE ZUM SIEG GEGEN DEN FEIND AUS, 
WENN MAN NICHT GLEICHZEITIG DARAUF HINARBEITET, 
EINE GESAMTAKTION ZU ORGANISIEREN. BEIDE AKTIO­ 
NEN SIND UNERLASSLICH. Man darf aber nicht glau- 

ben, daB sicb dies ewig binziehen kann, wie es 
die AA tut, die immer dann an eine Intervention 
denkt, wenn sicb die Lage scbeinbar verandert 
bat.,. Der Kreis scblieBt sicb mit jedem Tag 
enger, Worauf warten wir? Die Macbt der Fascbi­ 
sten liègt auch darin, daB sie ibre Krafte auf 
die gewablten Orte immer haben konzentrieren 
konnen, ohne daB eine allgemeine Aktion des 
Proletariats sie bedrobt batte. Wenn man·ibnen 
nicbt gleicbzeitig die solidariscbe Kraft der 
Arbeiter Liguriens, Piemont und der Lombardei 
entgegenstell t, so werden die Stadte eine nacb 
der anderen unter die Herrscbaft der Sklaven­ 
halterbanden fallen und die Organisationen wer­ 
den eine nacb der anderen zerscblagen werden ". 

Am 18, Juli besetzten die Faschisten Novara und 
entfesselten bi~ zum 23. eine Terrorwelle in die­ 
ser ganzen Provinz. Die Wahl des Ortes war nicht 
zufallig: Novara 1 iegt fast auf halber Strecke 
zwischen Mai land und Turin, und wenn es auch 
kein groBes lndustriezentrum ist, so liegt es 
im Kern eines Reis~nbaugebietes mit alten und 
tiefen Klassenkampftraditionen, vor al lem unter 
den "Mondi ne", den übe rausgebeuteten Arbe i ter in­ 
nen auf den Reisfeldern. Die Arbeiter des Pie­ 
mont traten sofort in den Streik und der General­ 
rat der Arbeitskarmier von Mai land, der von den 
Maximalisten beherrscht war, beschloB gegen den 
ausdrücklichen Willen der CGL, ihrem Beispiel zu 
folgen, Der Kommunist Repossi wurde eingeladen, 
dem vom Generalrat gebildeten Kampfkomitee bei­ 
zutreten, und stel lte die Forderung, daB die 
ebenfalls eingeladenen Reformisten ausgeschlos­ 
sen w ur den , daB der Streik bis zur Evakuierung 
der Faschisten aus Novara nicht abgebrochen 
wird, daB es keine Verhandlungen und Abmachungen 
mit den Faschisten gibt, daB der Streik auf aile 
ëffentlichen Dienstleistungen ausgedehnt wird 
und daB man zu diesem Zweck mit anderen Gewerk­ 
schaftsorganisationen, die nicht zur Arbeitskam­ 
mer gehëren, wie den Syndikalisten und den Eisen­ 
bahnern., Verbindung aufnimmt. Neuer sozialisti­ 
scher Verrat, der, wie wir sehen werden, im Zu­ 
sammenhang mit parlamentarische_n Machenschaften 
stand: ln Ubereinstimmung mit der lokalen Sek­ 
tion der PSI befahl die Exekutivkommission der 
Arbeitskarrrner schon am nachsten Tag den Abbruch 
des Streiks: Trotz der heftigen Opposition von 
Repossi wird der Streik nach dem faschistischen 
Ultimatum schlicht und feige zurückgepfiffen. 
(13) Es war zu diesem Zeitpunkt, daB der "Sinda­ 
cato Rosso", das Gewerkschaftsblatt der KP, fol­ 
genden Artikel verëffentlichte (22. Juli 1922): 

"' KRIEGSERKLARUNG 

Sie ricbtet sicb nicht an die dreiBigtausend 
Schwarzhemden, die der fascbistiscbe Duce mobi­ 
lisiert bat, um die Arbeiter, die in einen wun­ 
derbar gel~~genden Generalstreik getreten waren, 
zu tauschen: Mit ihnen befinden wir uns scbon 
offen im Krieg, sie sind unsere erklarten Fein­ 
de, und wir bebandeln sie als solcbe. Unsere 
Erklarung des Krieges auf Leben und Tod, mit 
jedem Mittel, mit allen Waffen, ricbtet sich an 
die Verrater des Proletariats, an die Wolfe im 
Scbafspelz, an die sozialdemokratiscben Bonzen, 
an die Fübrer, die scbandlich verraten baben! 
Von beute an fübren wir einen Krieg an zwei 
Fronten: Gegen die gesetzliche und auBergesetz- 
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liche Reaktion des Staates und des Faschismus 
und gegen die Verrater des Proletariats, seine 
niedertrachtigsten und gefahrlichsten Feinde, 
denn sie verkleiden sich als Führer der prole­ 
tarischen Aktion und des proletarischen Kampfes, 
um sie um so besser zu verraten!" 

Die ganze Bedeutung des Kampfes der KPI in den 
Jahren 1921-22 ist in dieser lapidaren Erkla­ 
rung enthalten. 

DER AUGUSTSTREIK 

Angesichts der Widerstandskraft des lndustrie­ 
proletariats im Dreieck Mailand-Turin-Genua 
(allein Sestri Ponente bei Genua wurde vorüber­ 
gehend von faschistischen Milizen besetzt), wur­ 
de die faschistische Offensive wieder in einem 
Randgebiet, in der Romagna, aufgenommen. Sie 
ging von Rimini aus und erreichte Ravenna am 
28. Juli, womit die Besetzung der ganzen unte­ 
ren Romagna vollendet war. Dieser Feldzug hin­ 
terlieB eine Bilanz von neun Toten und verhee­ 
renden Verwüstungen: "Wir zogen durch alle Zen­ 
tren und Stadte zwischen der Provinz Forli und 
der Provinz Ravenna; wir zerstorten und ver­ 
brannten alle Hauser der Roten, Sitze der so­ 
zialistischen und kommunistischen Organisatio­ 
nen. Es war eine schreckliche Nacht. Hohe Sau­ 
len aus Feuer und Rauch waren die Zeichen un­ 
seres Durchzugs". So rühmte sich ltalo Balbo 
in seinem Tagebuch. Unnotig zu sagen, daB alle 
Verantwortlichen für Mord und Zerstorung unbe­ 
straft blieben. Und in diesem Augenblick eilte 
die Sozialdemokratie zum x-ten Mal der beste­ 
henden Macht und den auBergesetzlichen Organi­ 
sationen zu Hilfe. 

Die Regierung Facta war am 19. Juli, unmittel­ 
bar nach der Besetzung von Novara, zurückgetre­ 
ten. Damit hatte eine neue Periode von parla­ 
mentarischen Manovern der verschiedenen Par­ 
teien begonnen, zu denen auch Mussolinis An­ 
gebot gehorte, eine Koalitionsregierung zu 
bi lden, der unter Umstanden Reformisten oder 
Gewerkschaftsführer wie Baldesi angehoren soll­ 
ten. lm Bündnis mit den sogenannten demokrati­ 
schen Linken steuerten die Sozialisten auf die 
Regierung hin. Eine von Modigliani eingebrach­ 
te und mit Mehrheit angenommene Tagesordnung 
ihrer Parlamentsfraktion erklarte, das Parla­ 
ment habe "Ubereinstimmend seinen Will en zur 
Verteidigung der Freiheit und des Organisations­ 
rechts qeëuûert:" und die sozialistische Frak- 
t ion s ch I i eBe "KEINE HANDLUNG" aus, "die dazu 
geeignet ist, daB JEDER, der die Pflicht hat, 
den Willen des Parlaments zu respektieren, 
diese Pflicht erfüll t ". Mühse I i ge Verhand l un­ 
gen wurden aufgenommen, und am 28. Juli er­ 
klomm Turati die Treppen des Quirinal-Palastes, 
um Konsultationen zu führen, an deren Ende die 
Bildung einer sogenannten linken Regierung 
stehen sollte. 

Die Kommunistische Partei Italiens hatte in 
ihren "Thesen .von Rom" dieses Manover als die 
in der damaligen Konjunktur und unter den al 1- 
gemeinen Bedingungen der Nachkriegszeit wahr­ 
scheinlichere Losung vorausgesehen, als eine 
Losung, die der revolutionaren Sache des Pro­ 
letariats unter der Bedingung nutzen konnte, 

daB die KP von vornherein das Versagen einer 
sol chen Reg i e rung ve rkündet "und gleichzei tig 
eine feste unabhangige Organisation aufrechter­ 
halten hat, um die sich das Proletariat scharen 
kann, wenn es gezwungen wird, sich von den 
Gruppen und Parteien, deren Regierungsexperi­ 
ment es zum Teil unterstützte, abzuwenden". 
Ohne den üblichen \Jiderstand der Maximalisten, 
die sich allerdings schwer davor hüteten, die 
offenen Reformisten aus ihrer Partei auszu­ 
schl ieBen, ware das Manover einer "I inken Re­ 
gierung" wahrscheinlich gelungen. Auch diese 
Verantwortung tragen die Maximalisten: Sie ver­ 
hinderten, daB sich die Sozialdemokraten durch 
die Regierungsbeteiligung vor den Augen der 
Massen ais ebenso unerbittliche Feinde wie die 
Faschisten oder die• bürgerlichen Liberalen ent- 
1 a rv ten . ( 1 4) 

Die AA beschloB den Generalstreik für den 1. 
August. Dieser Generalstreik, dessen Scheitern, 
wie wir oft betont haben, der wahre Grund der 
faschistischen Machteroberung war, entstand aus 
der unwürdigen Verbindung von Regierungsbestre­ 
bungen der Sozialdemokratie einerseits und an­ 
dererseits dem machtigen VorstoB der proletari­ 
schen Massen in einem letzten Versuch, der ka­ 
pitalistischen Offensive zu widerstehen. Diesen 
VorstoB lenkte die CGL auf ei nen \./eg, <de r mit 
demjenigen der Sozial isten und insbesondere der 
rechten Sozial isten hundertprozentig zusaITTTien­ 
fiel. Letztere, die zugleich an der Führung 
der CGL waren, besannen sich plotzlich darauf, 
daB die Arbeiter seit langem den Generalstreik 
verla~qten, und sie nutzten diese Tatsache aus, 
um zu versuchen, die Re~ierunqskrise im ihnen 
qenehmen Sinn ai l ôs en . Das Zentralkomitee der 
AA wurde mit Dringl ichkeit zusammengerufen. 
"Angesichts des offensichtlichen Entschlusses 
der reaktionaren Krafte, die Organe des Staates 
im Angriff zu erobern, einem Angriff, der be­ 
reits im Gange ist und unverzüglich gebrochen 
werden muB", stel I te es jedoch fest, "über 
keine ausreichende Macht zu verfügen, um die 
Verteidigungsaktion des Proletariats zu befeh­ 
len und zu führen". Nach einer Beratung mit 
den nationalen Organisationen ernannte es da­ 
her ein "geheimes Aktionskomitee mit umfassen­ 
der Vollmacht ". 

Dieses "geheime Komitee" war es, das den Gene­ 
ralstreik beschloB, Es verfaBte ein Manifest, 
das wir hier wiedergeben, weil darin der innere 
Widerspruch der AA, der zwiespaltige Charakter 
der in ihr vereinten Krafte, sehr klar zum 
Ausdruck kommt: 

"Die Arbeiter aller Wirtschaftszweige müssen 
die Arbeit unverzüglich niederlgen, sobald ih­ 
nen diese Mitteilung bekannt wird. Die Anwei­ 
sung zur Wiederaufnahme der Arbeit wird ihnen 
durch Vertrauensmanner der verantwortlichen 
Organisationen mitgeteilt. 

Durch Ausrufung des Generalstreiks will das 
Komitee die politischen und gewerkschaftlichen 
Freiheiten verteidigen. Diese werden bedroht 
durch aufrührerische reaktionare Gruppen, die 
jede gesetzliche Garantie abschaffen wollen, 
um die Arbeiterorganisationen zu zerschlagen 
und somit die Arbeiter von einem Zustand der 
relativen Freiheit auf einen Zustand der voll- 
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standigen Sklaverei herabzudrücken. Die fakti­ 
sche, wenn nicht gar formale Diktatur, welche. 
die Tobsüchtigen der Reaktion errichten wollen, 
würde nicht allein JEDE FREIE UND FRIEDLICHE 
AUSSERUNG DES DENKENS UND DER AKTION ersticken, 
sondern auch den RUIN DES LANDES herbeiführen. 

Es ist eine Pflicht aller FREIEN GEISTER, den 
reaktionaren Ansturm durch die Vereinigung 
aller Widerstandshandlungen zu brechen und da­ 
durch die ERRUNGENSCHAFTEN DER DEMOKRATIE zu 
verteidigen und die NATION VOR DEM ABGRUND 
ZU RETTEN, in den der diktatorische Wahn sie 
gerne treiben würde, wenn er zum Unglück sie­ 
gen sollte. 

Geschlossen und entschieden, soll der General­ 
streik eine feierliche Warnung an die Regie­ 
rung des Landes darstellen, damit sie jede 
Aktion in Verletzung der Verfassungsfreihei­ 
ten, die das Gesetz schützen muB, ein für al­ 
lemal unterbindet. 

Im Laufe dieses Streiks müssen die Arbeiter 
von Gewalttatigkeiten, die DEN FEIERLICHEN 
CHARAKTER IHRER KUNDGEBUNG SCHMALERN und von 
den GEGNERN mit Sicherheit AUSGENUTZT werden 
würden, GANZ UND GAR ABSEHEN, ausgenommen 
Notwehrfalle, in denen der Gegner zum Unglück 
seine Wut gegen Personen und Institutionen 
entfesseln sollte. 

Man darf keiner Anweisung folgen, die nicht 
von den verantwortlichen Organisationen 
stammt: Arbeiter! Aufrecht zur,Verteidigung 
des Heiligsten für jeden zivilisierten Men­ 
schen: der FREIHEIT! 

Das ge.heime Aktionskomitee" 

(Freiheit im Original hervorgehoben - versteht 
sich -; weitere Hervorhebungen der besonders 
kennzeichnenden Stellen IKP). 

Dieser Aufruf und die auf nationaler Ebene ge­ 
gebenen Anweisungen hatten geheim bleiben müs­ 
sen, und die Gewerkschaftsorganisationen, die 
über keinen Geheimkode verfügten, muBten auf 
das illegale Schutznetz der KP zurCTckgreifen, 
um den Streikbefehl schnell mitzuteilen. Al­ 
lerdings erschienen der Aufruf und der Gene­ 
ralstreikbefehl vor Beginn der Bewegung in der 
Zeitung "Lavoro" in Genua, die vom erzreforme­ 
ristischen Abgeordneten Canepa geleitet wurde, 
Dies erlaubte der Regierung und den Faschi­ 
sten, die angemessenen MaBnahmen zu treffen, 
um zu verhindern, daB die gewaltige Manifesta­ 
tion die Grenzen der Legalitat sprengt und 
sich unter Umstanden in einen Gegenangriff 
verwandelt, 

Anwe i sungen der KP fand man so·fort am 1. 
August in allen ihren Organen: 

"Der Augenblick der Aktion ist gekommen, 
deshalb diskutieren wir jetzt nicht die 
Orientierung, die der Generalstreik durch 
seine Führung erhalten hat. 

Die Genossen müssen ihren lokalen Parteifüh­ 
rern, die über genaue Anweisungen der Zentrale 

, verfügen, folgen. Sie müssen absolute Disziplin 
gegenüber den Organen der AA, welche die sin­ 
hei tsfront der Arbeiter aller Parteien dar­ 
stellt, einhalten. Die Kommunisten müssen das 

Beispiel der Disziplin und zugleich der Ent­ 
schlossenheit wie der Opferbereitschaft geben. 
Der beginnende Kampf muB das Proletariat auf 
Machtstellungen gegenüber der bürgerlichen 
Klasse und den Instrumenten ihrer Reaktion ·füh­ 
ren. 

MAN DARF AUF KEINEN SCHLAG GEGEN DEN FEIND 
VERZICHTEN. 

JEDE VERHANDLUNG MIT DEM FEIND MUSS ALS NIEDER­ 
TRACHTIGKEIT UND BRUCH DER PROLETARISCHEN EIN­ 
HEITSFRONT BETRACHTET WERDEN. 

So werden die Arbeiter Italiens den Sieg er­ 
ringen!" 

Man muB darauf hinweisen, daB der Streik total 
war. Uberall, vom Norden bis zum SUden wurde 
die Arbeit sofor~ unterbrochen, aber die Krafte 
des Staates und des Faschismus standen schon 
bereit, war ja der Streikbefehl vorzeitig von 
einem der bekanntesten sozialdemokratischen 
Organe verëffentl icht worden. 

Die Führung der Nationalen Faschistischen Par­ 
tei antwortete sofort mit folgendem Manifest: 

"Wir geben dem Staat achtundvierzig Stunden, 
damit er seine Autoritat gegenüber allen seinen 
Untergebenen und gegenüber jenen, die das Leben 
der Nation gefahrden, unter Beweis stellt. 
Nach Ablauf dieser Frist wird der Faschismus 
volle Aktionsfreiheit beanspruchen und an die 
Stelle des Staates, der wieder einmal seine Ohn­ 
macht bewiesen haben wird, treten ". 

Es handelte sich in Wirklichkeit um eine bloBe 
Prahlerei, denn der Staat, der über ausreichen­ 
de Krafte verfügte, um ein eventuelles Uberhand­ 
nehmen des Kampfes zu verhindern, .hatte die zu 
diesem Zweck notwendigen MaBnahmen ergriffen, 
und er hatte darüber hinaus die GewiBheit, 
daB CGL und PSI den Kampf sehr bald aufgeben 
würden, Und in der Tat traten die faschisti­ 
schen Milizen nicht zu Beginn des Streiks in 
Aktion, sondern erst nachdem die AA am 3. Au­ 
gust das Ende des Streiks offiziell bekanntgab: 

"Der Generalstreik hat sein Ziel erreicht: Das 
italienische Proletariat auBerte seinen Willen 
und seine Klassenkraft. Das nationale K9mitee 
der AA ist mit der Entwicklung und dem Ablauf 
des Generalstreiks zufrieden. Es erk Lërt: den 
Streik für abgeschlossen und fordert die Mit­ 
gliedsorganisationen dazu auf, die Wiederauf­ 
nahme der Arbei t in die Wege zu lei ten ". 

Aber die kampfenden Massen gehorchten nicht, 
weil in den meist~n Stadten der Befehl zur Ar­ 
beit Unordnung und Verwirrung geschaffen hatte. 
So wurde der Streik in Mai land, Genua, Ancora, 
Parma, Gorizia, Civitavecchia, Bari und anderen 
Zentren fortgesetzt und durch heldenhafte Epi­ 
soden des bewaffneten Kampfes gegen die ver­ 
einten Krafte des Staates und der Schwarzhemden 
begleitet. ln Bari muBte sogar die Kriegsmarine 
eingreifen, um die Arbeiter aus der Altstadt 
zu vertreiben; in Parma verbarrikadierten sich 
die Arbeiter im proletarischen Viertel Oltre­ 
torrente und schlugen mehrere Tage lang die 
blindwütigen Angriffe der von Polizei- und 
Armeeabteilungen unterstützten Faschisten zu­ 
rück; auch in Genua und Ancona war der Wider- 
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stand sehr heftig. Die Regierung sah sich ge­ 
zwungen, ihre in der Tradition Giolittis stehen­ 
de, scheinbare Neutralitat aufzugeben, Bei die­ 
ser Gelegenheit verëffentlichte sie eine Erkla­ 
rung, in der die Demokratie in ihrer ganzen 
ekelhaften Natur sehr plastisch zum Ausdruck 
kommt. Facta wurde oft der Schwache bezichtigt, 
Wie man sehen kann, wuBte er aber die "hôchs ten 
Werte" des Staates und des Vaterlandes sehr 
gut zu verteidigen: 

"Ita li ener ! 

In dieser Stunde, wo der Friede auf Erden so 
ernsthaft bedrobt ist, ricbtet sicb die Regie­ 
rung an das Land, an das ganze Land, obne Un­ 
terscheidung von Parteien, um direkt an die 
Bürger zu appellieren, ibre blutigen Schlacb­ 
ten zu beenden und ibren Geist im Gefübl einer 
patriotischen und menscblicben Zusammenarbeit 
zu erbeben. Italien verlangt von seinen Sohnen, 
daB sie die Kampfe, die es zerreiBen, einstel­ 
len. Seine Stimme wird die gr.oBmütige Seele 
der Italiener bestimmt erreichen, Es ist nicbt 
moglicb, daB die Herzen, die unlangst in der 
groBartigen siegreicben Verteidigung des Vater­ 
landes vereint waren, die Zerrüttung nicbt füb­ 
len, die eine so tiefe Storung der offentlichen 
Ordnung dem Vaterland zufügt, und daB sie dem 
gleicbgültig zusehen. Die Regierung bat die 
hochste Pflicbt, den Staat, seine Institutio­ 
nen, die allgemeinen Interessen und die Recbte 
der einzelnen zu scbützen, zu jedem Preis, mit 
allen Mitteln, gegen jeden, der es wagen sollte, 
sie zu gefabrden, Sie ergreift die durcb die 
Lage gebotenen MaBnahmen, um Achtung vor dem 
Gesetz, dem Leben und dem Eigentum der Bürger 
durchzusetzen; sie mocbte aber ein letztes Mal 
Worte der Eintracht und der Ordnung an das 
Land ricbten, im Vertrauen darauf, daB sie ge­ 
bort werden. Mogen die kampfenden Gruppierun­ 
gen versteben, .wie voll von Gefahren, Bedrobun­ 
gen und Zusammenbrücben der Augenblick ist, und 
mogen sie sicb wieder der Disziplin beugen! 

Moge der Wille des italieniscben Volkes dazu 
beitragen, zu vermeiden, daB die Frücbte des 
Sieges, der um den Preis so vieler Opfer er­ 
rungen wurde, durcb unergiebige und blutige 
innere Auseinandersetzungen zerstort werden, 
das okonomiscbe und finanzielle Gleicbgewicht 
des Landes gefabrdet und dié Wiederaufnahme 
der Arbeit verzogert wird: denn biervon er- - 
wartet Italien die Rückkehr zum Woblstand, 
hiervon sind seinè Würde und die Verteidigung 
seiner Interessen in àer Welt abbangig, zumal 
ernsthafte internationale Verbandlungen noch 
nicbt abgescblossen sind. Mogen sich die 
Seelen aller Bür.ger in einem einzigen Auf­ 
schwung der Liebe zum Vaterland erbeben und 
moge die so hart geprüfte Ordnung in unser 
Land wieder einkehren ! " 

Der Generalstreik hatte genau dreieinhalb Tage 
gedauert, Am Tage nach dem Befehl zur Wieder­ 
aufnahme der Arbeit veroffentl ichte die KP 
folgenden Artikel in allen ihren Organen: 

"ERSTE FESTSTELLUNGEN 

Wir schreiben diese wenigen Notizen kurz nacb 
dem Befebl zum Abbruch des Nationalen General- 

streiks, Im Laufe des Kampfes muBte man von je­ 
der Polemik absehen. Heute muB die Art und Wei­ 
se, wie der Kampf verlief, auf die Tagesordnung 
der Diskussionen unter den Proletariern gestellt 
wexâen ; Im Gegensatz zu den Bebauptungen der 
Presse der Bourgeoisie - die Stunden des Scbrek­ 
kens erlebte - und des Fascbismus - der sich 
nicbt mebr lange aufplustern wird - markie.r.t 
die neue Erfabrung keinen Endpunkt in der Klas­ 
senaktivitat des Proletariats, sondern sie wird 
dem italienischen Proletariat in seinem ·weg 
in Ricbtung auf noch bartere Etappen nützlicb 
und wertvoll sein. 

Ausgebend von uns vorliegenden Informatïonen 
über die Bewegung und das Werk ibrer Fübrer 
(von ibnen baben wir bis jetzt nur die Erkla­ 
rung mit dem Streika0ufruf), konnen wir schon 
jetzt einige Punkte festbalten, auf die wir ein­ 
gebend zurückkommen werden. 

Der Streik scheiterte nicbt, 

Batte man den Streik auf eine gelinde gesagt 
weniger ungeeignete Weise ausgerufen, so bat- 
ten die Massen von Anfang an einmütig geantwor­ 
tet, In dem MaBe, in dem die Nacbricht die Ar­ 
beiter erreicbte, baben sie die Arbeit verlas­ 
sen, und die offentlichen Dienstleistungen wur­ 
den lahmgelegt, Wir werden durcb unwiderlegbare 
Dokumente beweisen, daB es eine Lüge ist, wenn 
von mancber Seite behauptet wird, einige Stadte 
oder Brancben batten sicb nicht beteiligt, Das 
Proletariat und die roten Organisationen müssen 
lediglich besser zusammengefaBt und gefübrt wer­ 
den" Der Fascbismus und die Reaktion haben kei­ 
ne Brescben im proletariscben Lager geschlagen, 
Sie macbten gegenüber der proletariscben Aktion 
an der ganzen landesweiten Front Stunden des 
Zogerns und des Rückzuges durcb, Waren die 
Krafte, die die Arbeiterklasse auf den Plan rief, 
besser geführt und eingesetzt worden, so batte 
man eine proletarische Gegenoffensive erlebt, 
was durcb verscbiedene Zeicben bewiesen wird. 
Eine Cbronik der Ereignisse wi xâ dies bestuitii.qen , Die 
Arbeiter müssen daraus für andere Gelegenbei­ 
ten lernen, die von den bürgerlicben Organen 
verbreiteten defatistiscben Nachricbten durch 
einen Vergleich mit dem, was sicb effektiv ab­ 
spielt, zu beurteilenu 

Der Streik wurde schlecbt vorbereitet, 

Die Arbeiter wuBten in ganz Italien, daB die 
Sozialisten aller Tendenzen, in der CGL wie in 
der AA usw. aus Prinzip gegen den von den Kom­ 
munisten vorgeschlagenen Generalstreik waren, 
Gewisse Fraktionen dieser Organisationen ba­ 
ben zwar keine offene Propaganda gegen diese 
Waffe des proletariscben Kampfes gemacbt, sie 
vermieden es jedocb, ibr eine groBere Bedeu­ 
tung beizumessen, was notwendig ware, um 
dem Generalstreik zur vollen Wirksamkeit zu 
verbelfen. Die Mehrbeit von ihnen ging aber 
so weit, sicb über den Gedanken an einen natio­ 
nalen Streik unumwunden lust:j.g zu macben, Wie 
soll te das Proletar iat angesichts des Streik­ 
aufrufs keine zogernde Haltung einnehmen, wenn 
der Streik durcb dieselben Leute ausgerufen 
wurde, die ihn vorber als verbèerendes und 
verrücktes Mittel verworfen batten, und wenn 
man dem Proletariat nicbt ausdrücklicb erklar­ 
te, daB mindestens die Mebrbeit der AA sich 
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für den Streik ausgesprochen hatte? Statt des­ 
sen wuzde der BeschluB durch die Schuld des 
"LAVORD" von Genua (o. o) zu einem offenen Ge­ 
heimniso Der Streik hat:te mindestens mit einem 
nachhallenden Ereignis des Klassenkampfes zu­ 
sammenfallen müssen, denn das Interesse der 
Arbeiter des ganzen Landes ware dann erwacht, 
und sie würden sich den Wechsel in der Marsch­ 
route der AA erklaren konnen. Statt dessen 
blieben die Aufrufe der Kommunisten, aus AnlaB 
des Metallarbeiterstreiks, des Streiks in Pie­ 
mont und in der Lombardei und der Ereignisse 
in der Romagna in Aktion zu treten, ohne Ant­ 
wort, wahrend der Generalstreik mit festem und 
o•o geheimem Termin ausgerufen wurde (15)o 
Die Kommunisten·haben die Anweisung zur Geheim­ 
haltung beachtet, sie haben aber.zur gegebenen 
Zeit alle Vorbehalte geauBerto Man entsinnt 
sich der Erklarung von Colombino: "Wir werden 
den Metallerstreik machen, um zu bewe i sen , daB 
er nicht die Ergebnisse haben kann, die jene, 
die ihn vorschlagen, sich davon erhoffen ". Wir 
werden darauf zurückkommen. 

Dem Streik fehlten die Direktiven. 

Im Vorschlag, den die Kommunisten den groBen 
Organisationen und der AA so oft unterbreitet 
haben, waren die Ziele und die Mittel der Be­ 
wegung klipp und klar festgelegt. Im anderen 
Lager herrschte genau das Gegenteilo Da meinte 
man zunachst, man dürfe sich in einen aufstan­ 
dischen und politischen Streik nur dann stür­ 
zen, wenn man die mathematische Sicherheit 
hatte, daraus würde sich die soziale Revolu­ 
tion ergeben. Danach machte man sich hinter 
den Kulissen an die Vorbereitung eines 
Streiks heran, um auf die Regierungskrise 
einzuwirken und die Sozialisten in die Regie­ 
rung zu schicken: Es ging um TURATIS STREIK 
IN ACHTUNG VOR DEM GESE:I'Zo '.i:'rocz der formli­ 
chen Erklarungen, die vorher gemacht worden wa­ 
ren, vertrat das Manifest der Allianz im Grun­ 
de diese zweite Auffassung • Dar in wurden dem 
Kampf weder ein klares Ziel noch irgendein Mit­ 
tel vorgezeichnet" Im Gegenteil wurde ein zum 
Zeitpunkt der Aktion auBerst gefahrlicher pa­ 
zifistischer Geist verbreitet" Nun, dieser 
Streik soll aber dazu dienen, dem Proletariat 
die Grundgedanken des Klassenkampfes klarzu­ 
macheno Es geht weder um den freidlichen 
Streik in Achtung vor dem Gesetz und getragen 
von der Illusion, das Proletariat konne der 
Reaktion durch eine parlamentarische Ablenkung 
entkommen, noch um den revolutionaren Streik 
im Sinne der Operettenrevoluzzer, die unter 
dem unsinnigen Motto 'Alles oder nichts' auf­ 
treten, aber unfahig sind, die Praxis des o,o 
'Nichts' zu überwinden. Im Gegenteil: Es 
geht um den Streik, der einen Schritt vorwarts, 
die Eroberung von Positionen für den weiteren 
Kampf darstellt, um den Streik, der die wach­ 
sende politische und militarische Zusammenfas­ 
sung und Bewaffnung der Massen vorantreibt, 
der ihre Fronteinheit festigt und daher zu 
einem Transmissionsriemen tiir eine mëcbti iqe 
und sehr breite Organisationseinheit der Mas­ 
sen in der Kommunistischen Partei, dieser un­ 
èrsetzlichen Waffe der proletarischen Revolu­ 
tion, wi râ; 

Der Streik wurde durch seine eigenen Führer 

gebrochen, 

Wie in Mailand hat die Unfahigkeit der Ax be i « 
terführer wieder einmal den faschistischen Er­ 
pressungsbluff begünstigt. Man hatte den Streik 
um so weniger abbrechen dürfen, als die Faschi­ 
sten dies befohlen hatteno Man hatte die morali­ 
schen und materiellen Energien der Massen 
nicht besser katalysieren konnen, als gerade 
durch den Beweis, daB der Faschismus nicht die 
Macht hat, die allgemeine Mobilmachung des 
Proletariats zurückzuhalteno Stimmt es, daB 
die Regierung mit den Faschisten und den So­ 
zialisten verhandelt hat, damit erstere die 
Frist ihres Ultimatums verlangerten (und es 
ware interessant gewesen, sie dieses Ultimatum 
durchführen zu sehen) und zweitens die Bewegung 
schnell beendeten? 

Trotz der faschistischen Herausforderung und 
der sozialistischen Laschheit: Das Proletariat 
steht noch; es liegt nicht zu Boden; es wird 
sich sehr bald des Wertes der.gemachten Prüfung 
bewuBt werden; es kampft weiter an zwei Fronten 
für seinen unausbleiblichen Sieg". 

Die Kommunistische Partei hatte die Bewegung 
ohne Vo rbeha lt e unterstützt und die Art und 
Weise, wie der Zeitpunkt des Streiks gewahlt, 
wie der Streik selbst organisatorisch und poli­ 
tisch vorbereitet, kurzum wie der Sireik ge­ 
führt worden war, von Anbeginn kritisierto Um 
so mehr hat te sie jetzt das Recht, schonungslos 
vorzugehenu Die Lehren waren klar: Die zwei 
Wege, der Weg der parlamentarischen Kollabora­ 
tion und der Weg der Massenaktion, waren 
miteinander nicht zu vereinbaren. Die vom parla­ 
mentarischen ManHver geschaffene Illusion hat­ 
te den offenen Kampf des Proletariats irrege­ 
führt und gelahmt, und dies im MaBstab der ge­ 
samten Klasse in ganz ltalieno Durch jhre eige­ 
ne allgemeine Mobilmachung des Proletariats hat­ 
ten die reformistischen und legal itaren Soziali­ 
sten gezeigt, daB ihr Weg in die Sackgasse führ­ 
te und daB ·es keinen Mittelweg gab. Der Weg, 
den die Kommunisten verfochten, war sicherl ich 
ein harter, schwieriger Weg, er war aber der 
einzige, der ein positives Ergebnis überhaupt 
hatte herbeiführen konnen. 

ln einem Manifest vom 6, August erinnerte die 
Partei erneut daran, daB der Kampf, der mit dem 
Generalstreik begonnen hatte, sich nach wie vor 
in blutigen Episoden fortsetzte, und daB die 
falsche Taktik der reformistischen Führer dem 
Faschismus in die Hande gespielt hatte. Sie 
zeigte, daB die Massen eine fantastische Kampf­ 
bereitschaft bewiesen hatten und daB die Stra­ 
tegie des Generalstreiks sich ais ausgezeichne­ 
te Plattform für den Kampf gegen die Reaktion 
erwiesen hatte" Das weitere zitieren wir: 

"Nur: Die Massen brauchen an ihrer Spitze Par­ 
teien und Manner, die sich vor dem revolutio­ 
naren Kampf nicht fürchten, die ihre Aktion 
weder auf zwielichtige Wege kanalisieren, noch 
durch eine Taktik, die die Ereignisse nunmehr 
für immer erledigt haben, ablenken wollen, die 
Taktik der Kollaboration und der Gesetzlich­ 
keito Es ist erwiesen, daB diese idiotische 
Taktik die bewaffnete Gegenoffensive des Fein­ 
des gegen die Massen, die durch ihre Führer 
von jeder echten revolutionaren Vorbereitung 
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abgehalten wurden, herbeiführt ( .•. ). 

Unabhangig von der Haltung jeder andren Organi­ 
sation wiederholt die Kommunistische Partei, 
die dem Befehl zum Streikabbruch ·folgte, die 
Losung, die dem Proletariat die Taktik vor­ 
zeichnet, die es in der gegenwartigen Lage 
und Periode permanent anzuwenden hat: Waffe 
gegen Waffe, Gewalt gegen Gewalt. Die Kommu­ 
nistische Partei beansprucht mit Stolz ihre 
Kampfstellung inmitten der Massen, die trotz 
ihrer unterlegenen Stellung gegenüber einem 
starkeren und besser bewaffeneten Feind so 
groBartig kampfen. 

Die Krafte der Kommunistischen Partei erhalten 
noch einmal die übrigens überflüssige Direk­ 
tive, den heiligen Verteidigungskleinkrieg der 
Arbeiter in der Aktion zu unterstützen, sich 
anzustrengen, um den t1assen die Aktionsführung und 
-mittel, die noch fehlen, zu geben,und sich 
mit den Proletariern aller Parteien zu ver­ 
brüdern, Aber die Kommunistische Partei kann 
nicht umhin, die anderen Organisationen des 
Proletariats, unter deren EinfluB ein groBer 
Teil der Massen steht, noch einmal zum Kampf 
aufzurufen, denn sie müBten sich überzeugt ha­ 
ben, daB jede pazifistische und gesetzliche 
Auffassung nunmehr abzulegen ist. 

Man darf es nicht zulassen, daB die Arbeiter 
in den noch kampfenden Stadten und die Opfer 
der reaktionaren Vergeltungsschlage gegen die 
Streikenden der letzten Tage in einer Stellung 
der augenscheinlichen Unterlegenheit den 
Schlagen des Feindes preisgegeben werden und 
daB der Feind heute, nachdem die groBen Mas­ 
sen aus dem Kampf gezogen wurden, die proleta­ 
rischen Zeitungen unbestraft zerschlagen kann. 

Selbst wenn es nicht die Absicht hat, weitere 
Initiativen zu ergreifen, so muB das Nationale 
Komitee der Allianz der Arbeit die Massen fra­ 
gen, ob sie den begonnenen Kampf auf diese 
we i ee werden zu Ende gehen lassen. Es muB so­ 
fo:r:t eine Konferenz der Delegierten aller ort­ 
lichen Organisationen der AA einberufen werden, 
um die Lage zu untersuchen und eine neue Welle 
der proletarischen Aktion zu organisieren. 
Ein Proletariat, das sich wie das italieni­ 
sche in diesen leidenschaftlichen Tagen ver­ 
halten hat, ein Proletariat, das verstanden 
hat, was der Sieg der Sklavenhalter bedeuten 
würde (v •• ) und das mit Zorn und ohne Reue 
sein Blut für den Befreiungskampf gibt, ein 
solches Proletariat verdient trotz der Fehler 
derjenigen, die es geführt haben, nicht, daB 
man es der Laschheit und Verworrenheit bezich­ 
tigt. 

Man muB schnell eine redliche Befragung orga­ 
nisieren, damit es sagen kann, mit welchen Mit­ 
teln die weitere Aktion zu führen ist. Das Na­ 
tionale Komitee der AA muB auf unseren Vor­ 
schlag einer Konferenz aller seiner ortlichen 
Organisationen antworten, und diese ortlichen 
Organisationen müssen das Nationale Komitee 
drangen, damit dieser Vorschlag angenommen 
wird, denn die Tatsache, daB sie groBmütige 
und zur Verteidigung wie zum Siege entschlos­ 
sene Massen vertreten, berechtigt sie dazu. 

Die rote Fahne des Klassenkampfes wurde und 
wird niemals eingezogen! 

Arbeiter Italiens, aufrechtbleiben, immer auf­ 
recht in einem gnadenlosen Krieg gegen die 
Reaktion und die bürgerliche Ordnung! 

Es lebe der Kommunismus! 

(Fortsetzung in der nachsten Nummer) 

ANMERKUNGEN: 

(1) Nach Kriegsende hatten s lch zunâchst Giovanni 
G i ol i tt i und Francesco Saver i o Ni tti gegense i t i g 
als Regierungsführer abgelëst. Beide gehër­ 
ten den Liberalen an, waren aber zugleich 
Rivalen als Regierungsanwarter. Beide wurden 
von den Sozial isten abwechselnd hofiert und 
"bekâmpf t'", ln der Jahreswende 1921/22 ge­ 
noB Nitti eine grëBere Popularitat in der 
Sozialistischen Partei, obwohl er Vertreter 
der lnteressen der groBen Kriegsindustrie 
war (der ANSALTO und der mit ihr li ierten 
Finanzgruppe der Banca di Sconto), die sich 
in· Konkurrenz mit der auf den Frieden "um­ 
gestellten" Stahl industrie (Ilva und Banca 
Commerciale) befand, deren Wortführer Gio- 
1 itti war. Giolitti wurde in dieser Phase 
auch vom Vatikan ungern gesehen, der durch 
die Volkspartei im Februar 1922 ein Veto 
gegen eine Giolitti-Regierung aussprach. 

(2) Am 28. Juli 1919 trat in Amsterdam ein in­ 
ternationaler Gewerkschaftskon~reB zusamme~ 
zu dem die Gewerkschaften des revolutiona­ 
ren RuBlands nicht eingeladen worden waren. 
Der KongreB, der ganz von den westeuro­ 
paischen Gewerkschaftsverbanden beschickt 
oder zumindestens von ihnen beherrscht war, 
gründete einen lnternationalen Gewerkschaft~ 
bund, 1GB, der sich auf den Boden der poli­ 
tischen Neutralitat und des Volkerbundes 
stellte, mit anderen Worten gegen den Klas­ 
senkampf und an die Sei te der vom Vëlker­ 
bund reprasentierten Weltpolizei der Bour­ 
geoisie gegen den Bolschewismus und die 
Kommunistische Internationale. 
Die Rote Gewerkschaftsinternationale, RGI, 
die von der Komintern im Jahre 1920 gebil­ 
det wurde, um die Arbeiter auf dem Boden 
des Klassenkampfes international zusammen­ 
zufassen, organisierte neben den russischen 
Gewerkschaften auch oppositionelle Gewerk­ 
schaften Frankreichs, Hollands, der 
Tschechoslowakei, der USA, Englands,Deutsm 
lands und Chinas gegen die Amsterdamer Ge­ 
werkschaftsinternationale. 

(3) Um der eigenen Initiative einen "feierl iJ 
chen" und "offiziellen" Charakter zu ver­ 
leihen, organisierte die Eisenbahnergewerk­ 
schaft am 8. Februar ein Parteientreffen, 
zu dem auch die KPI eingeladen wurde. Aus 
Gründen, die im Text erklart werden, nahm 
die KP nicht daran teil. Hingegen beteilig­ 
ten sich die PSI (Sozialistische Partei), 
die republ ikanische Partei und die Anarchi­ 
stische Union. Das sehr verschwommene Kom­ 
muniqué, das nach dem Treffen verëffentlicht 
wurde, brachte absolut nichts Neues. 

(4) Der nationale GewerkschaftsausschuB der KP 
hatte in einem Brief vom 11, Februar die 
CGL gefragt, ob sie, da die vorgesehene Ver­ 
samml ung "zu einer effektiven Vereinbarung 
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für die gemeinsame Aktion aller einer Ge­ 
werkschaftszentrale angeschlossenen Organi­ 
sationen fübren soll, es nicht für angemes­ 
sen" hie l t, "eine sehr breite Vertretung 
auf der Grundlage der jeweiligen Starke der 
fraktionen, die es in der CGL gibt, zu er­ 
nennen und einzuladen". lm Falle einer posi­ 
tiven Antwort mëchte er auch "für die Minder­ 
heit, die unserem AusscbuB folgt und die 
sich auf der Tagung des Nationalrates in 
Verona auf der Grundlage unserer Antrage 
bebauptet bat", Delegierte ernennen dürfen. 
Die CGL antwortete, daB nach der Satzung 
kein politisches Komitee das Recht hatte, 
Vertreter in der CGL zu ernennen und daB 
das Gesuch daher nicht akzeptiert werden 
kënnte! 

(4a) Die im Text bisher nicht vorgekommene UIL 
(Unione ltaliana del Lavoro, bzw. ltalieni­ 
sche Arbeitsunion) war ein 1918 entstande­ 
ner Zentralverband. Sie wurde von ehemali­ 
gen revolutionaren Syndikalisten, die sich 
in Kriegsanhanger verwandelt hatten, und 
von Führern der republ ikanischen Arbeits­ 
kammern der Romagna gegründet. Die USI war, 
wie bereits erklart, der anarchistische 
Verband. 

(5) ln einem Bericht an die Komintern von Juni 
1922 "über die Taktik der Partei und die 
Frage der Einheitsfront" bemerkte die KPI, 
daB in I ta I i en "âer Plan einer 'besseren 
Regierung' sich als DEFATISTISCHE PROPA­ 
GANDA UNTER DEN MASSEN NIED?RSCHLAGT, 
weil er als Mittel zur Abschaffung àes 
Faschismus und der Reaktion dargestellt 
wi.râ , WOBEI DAS PROLETARIAT DAZU A UFGE­ 
FORDERT WIRD, AUF JEDEN AKTIVEN WIDER­ 
STAND zu VERZICHTEN. Wir balten es zwar 
für nützlich, daB àieser Schritt effektiv 
vollzogen wird, vor allem, um dem Proleta­ 
riat diese letzte Illusion zu nehmen und 
den EinfluB der Sozialdemokraten. zu li­ 
quidieren; aber die gebotene Taktik ist 
die unserer Unabhangigkeit und unserer 
standigen Opposition zu diesem Plan. " 
ln der Tat hat die KPI diese Taktik in 
dieser ganzen Phase ununterbrochen und 
rigiros verfolgt, in dieser Phase, in der 
einerseits eine tatsachlich von der Ar­ 
beiterklasse gebildete Einheitsfront nach 
und nach entstand, aber andererseits ver­ 
sucht wurde, diese Einheitsfront vor 
den Karren von dreckigen parlamentarischen 
Manëvern zu spannen, was das Proletariat 
materiell und moralisch entwaffente. 

(6) Die "Arditi del Popolo" wurden im Jahre 
1921 ais überparteilicher Wehrverband 9egen 
die Sturmbrigaden des italienischen Faschi~ 
mus gebildet, um die Legalitat des politi­ 
schen Lebens - auch gegenüber den revolu­ 
tionaren Kommunisten ! - wiederherzustel le~ 
Die naheren Umstande ihrer Entstehung und 
ihres Wirkens sowie die Gründe, die die 
italienische KP bestimmten, sich und ihre 
eigenen militarischen Verbande nicht in die 
"Arditi" zu integrieren - trotz des von der 
Komintern erhobenen Vorwurfs des "Sektierer 
tums" - sind ausführlich behandelt im 2. 
Teil dieser Arbeit (KP Nr. 23), vgl. auch 
den Abschnitt "Der Karnp f der Kommunistischen 
Partei für die militarische Organisierung 

(7) 
( 8) 

(9) 

( 10) 

der Massen" im 1. Tei 1, l'<P· Nr. 22. 
Siehe Anmerkung (1) 
ln der Auffassung der Krl sollte diese 
al lgemeine Aktion nicht al lein einen ôko­ 
nomischen und gewerkschaftlichen Charak­ 
ter h~ben. Sie sollte eine Manifestation 
der Macht sein, um die AnmaBungen des 
Feindes zurechtzuweisen, und zugleich den 
Massen Selbstvertrauen einzuflëBen. Seit 
langem forderte sie die AA auf, sich 
nicht allein auf ProteJte gegen die ver­ 
einten Angriffe der Fas~histen und der 
Or dnunqs kr â f t e zu be schrânken. Sa konnte 
man in "L'Ordine Nuovo" vom 5. Juni lesen: 
"Die AA, die CGL und die PSI empfanden 
nicht die Notwendigkeic, dem Proletariat 
eine Losung zu geben (~ .• ). Doch gibt es 
für das Proletariat eine einzige Mëgl ich­ 
keit: den bewaffneten Kampf; eine einzige 
Haltung: die Haltung einer Armee auf dem 
Schlachtfeld; eine ein~ige Rettung: die 
Einheitsfront. Die Ereignisse zeigen auf 
klare, offensichtliche., genaue Weise, wel­ 
che Taktik anzuwenden Jst. Alle Arbeiter 
müssen bereit sein, auf den ersten Ruf zu 
antworten. Diesen Weg :zeigt die KP den 
Arbeitern, bevor es zu spâ t ist ." 
Selbstverstandl ich sollte die Einladung 
an die Parteien vom National rat der CGL 
ausgehen und nicht von politischen Grup- 
pen oder Fraktionen. ~m übrigen hatte die 
KPI es nicht abgelehn~, mft Delegationen 
der PSI, der Republ ikanischen Partei und 
der Anarchisten zusam111enzutreffen, aber al­ 
lein um Fragen zu behdndeln, die mit der 
Moglichkei t einer gem,énsamen Aktion des or­ 
ganisierten Proletari~ts zu tun hatten. Sol­ 
che Treffen hatten in Mai stattgefunden und 
wiederholten sich auf rein technischer Ebene 
im Ju l l , Wie man s l ebt , stellte die KPI sol­ 
chen Treffen keine prinzipiell und absolut 
ablehnende Haltung e~tgegen, obwohl sie die 
Mëglichkeit, dadurch irgendein ernsthaftes 
Ergebnis zu erreichen, mindestens skeptisch 
betrachtete (und in der Tat trugen seiche 
Treffen keinerlei Früchte). ln dem bereits 
zitierten Bericht f[~ das Exekutivkomitee 
der Komintern steht. daB die Partei jedoch 
"eine Reibe von Punk.~en als BEDINGUNG FUR 
EINE VEREINBARUNG stëllte, um den anderen 
Parteien die Moglich~eit zu nehmen, daB sie 
eine Propaganda und eine Aktion entfalten, 
die das Proletariat von der direkten unà 
bewaffneten Aktion ~nd im Falle eines Sie­ 
ges von der Erricht~ng der proletarischen 
Macht als Ergebnis ailes Kampfes ablenken 
(o,o)o Für EIN BÜNDNIS müssen Vorbedingun­ 
gen erfüllt werden, und diese kann man 
nicht andern, um das Bündnis selbst zu er­ 
môql i. chen. Im Pe l Le eines Bruches erklart 
sich die KPI immer, bedingungslos, für den 
national en Streik U:Jl'lter Führun g der AA und 
setzt ihre Kampagne in dieser Richtung 
fort". Dies war die Mindestvoraussetzung, 
um sich nicht zum ~omplizen eines weiteren 
Verrats zu macben - alles andere als Sek- 
tierertum! 
Wir geben diesen Aotrag, der sich von dem­ 
jenigen vom 22. Juoi unterscheidet, voll- 
standig wieder, unter anderem weil er zwei 
Kernpunkte unserer Polemik sowohl gegen die 
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rechten Führer der CGL als auch gegen Ser­ 
rati und seine Maximal isten (die sich den 
Rechten beugten) enthalt: die Notwendig­ 
keit eines offenen Bruches mrt der gelben 
Amsterdamer Internationale und die ebenso 
notwendige Kündigung des Bündnispaktes zwi­ 
schen PSI und CGL. ln diesem Zusammenhang 
ist darauf hinzuweisen, daB die PSI - unter 
anderem, was diese zwei Fragen anging - seit 
Livorno bewiesen hatte, keinerlei Absicht 
zu haben, in Reih und Gl ied mit der Kommu­ 
nistischen Internationale zu marschieren. 
Wie wir mehrmals ausführten, konnte daher 
die bloBe Trennung von den parlamentari­ 
schen und gewerkschaftlichen Rechten im 
Gegensatz zum Zeitpunkt des Kongresses von 
Livorno nicht mehr als MaBstab für die 
Ernsthaftigkeit der "kommunistischen Gesin­ 
nung" von Serrati & Co. angesehen werden. 

(11) lm Juni war die Erweiterte Exekutive der 
Komintern in Moskau zusammengekommen und 
hatte die Losung der "Arbeiterregierung" 
ausgegeben. ln Antwort auf die Bitte der 
KPI um Klarstellung wurde verdeutlicht, 
daB es sich um ein "Synonym für Diktatur 
des Proletariats" handelte, das zu benutzen 
sei, um breite Arbeitermassen an die Partei 
zu ziehen, in etwa wie die Bolschewiki zwi­ 
schen dem April und dem Juli 1917 die Lo­ 
sung "Al le Macht den Sowjets" ausgegeben 
hatten. Die italienische Partei auBerte 
schwere Vorbehalte gegen diese Deutung, 
führte jedoch die Richtl inien der Weltor­ 
ganisation diszipl iniert durch. So schloB 
das Manifest der KPI an die Arbeiter lta- 
1 i ens vom 2. Jul i mit den Worten ab: "Ge­ 
gen die bürgerliche Offensive - mit dem 
nationalen Generalstreik! Gegen die weiBen 
Banden - mit den selben Mitteln der be­ 
waffneten Organisation und Aktion wie sie! 
Gegen die Falle der bürgerlichen Kollabo­ 
ration - für die Regierung der Arbeiter 
und Bauern ! " 

(12) lm Laufe der Feierl ichkeiten zum Jahrestag 
des italienischen Kriegsbeitritts war es 
am 24. Mai im romischen Volksviertel San 
Lorenzo zu heftigen Abwehrkampfen von Pro­ 
letariern und Armen gegen faschistische De­ 
monstranten gekommen. Die Polizei eilte den 
Faschisten zur Hilfe und schoB in die Menge 
(2 Tote, 50 Verwundete). 
Die AA rief zwar zunachst zum Streik auf, 
unterbrach ihn aber am 26.5 unter dem Vor­ 
wand, die Regierung hatte die "Zusicherung" 
gegeben, die Verantwortl ichen zu ermitteln 
und zu verhaften. 

(13) Am 10. Juli schickte das Zentralkomitee 
der KP einen Brief an das Nationale Komi­ 
tee der AA. Dieser Brief enthielt einen 
sehr klaren Vorschlag, die Delegierten 
der ortlichen Komitees der AA aus allen 
Gebieten Italiens, in denen der Kampf ge­ 
gen die Reaktion zu jenem Zeitpunkt brann­ 
te, zusammenzurufen, um den BeschluB zu 
fassen, alle Krafte der Arbeiterklasse 
auf den Plan zu rufen. Der Vorschlag sei 

,mit auBerster Dringlichkeit zu behandeln, 
um sofort eine Entscheidung zu treffen. 
Die KP sei sicher, ihr Appell werde mit 
Entschlossenheit aufgenommen werden. Und 
sie grüBte die Genossen mit dem Ausruf: 

( 14) 

( 1 5) 

"Es lebe die proletar ische Einhei tsfront 
und die allgemeine Aktion der Massen gegen 
die ueekt ion"; Eine Antwort auf den Appell 
ist niemals eingetroffen. 
Alle spateren Fehler der Kommunistischen 
Internationale, die von der politischen 
Einheitsfront in die Unterstützung von 
und selbst in die Beteiligung an vermeint­ 
lichen Arbeiterregierungen abglitt, wurden 
von einer Reihe von entgegengesetzten 
Wunschvorstel lungen getragen. Einerseits 
die Vorstellung, welche die rechten Stro­ 
mungen in der KI und selbst in der KPI 
teilten, derzufolge eine Regierung mit 
Beteiligung der Sozialdemokraten immerhin 
der Arbeiterklassebessere allgemeine und 
und somit auch pol itische Lebensbedingun­ 
gen gesichert Hatte; andererseits die 
ebenso extreme Vorstellung, daB eine Re­ 
gierungskoalition der Sozialdemokratie 
mit rein bürgerl ichen Parteien, selbst 
wenn sie dazu dienen sollte, die Sozial­ 
demokratie zu entlarven und den Mythos 
der stufenweisen Machteroberung und der 
friedlichen Reform des Kapitalismus zu 
zerschlagen, einen groBen Schaden für das 
Proletariat ·bedeuten würde und daB man 
sich ihr deshalb entgegenstellen und sie 
nach Moglichkeit verhindern müBte. Auf 
dieser Grundlage hat man schlieBlich glau­ 
ben konnen, daB die rein verbale Unnach­ 
giebigkeit der Maximal isten gegenüber der 
Perspektive einer Regierungskoalition 
eus Liberalen, Volkspartei und Sozialde­ 
mokraten Ausdruck einer grundsatzlichen 
Unnachgiebigkeit ware. Und man sah sich 
daher berechtigt, den x-maligen Einigungs- 
versuch zwischen KPI und einer von den 
Rechten um Turati gesauberten PSI zu star­ 
ten,Aber selbst wenn man aile prinzipiellen 
Uberlegungen beiseite laBt, so war dieser 
Versuch schon aus praktischen Gründen ver­ 
fehlt, wie die KPI in ihrer Korrespondenz 
mit der Exekutive der KI, auf der Sitzung 
der Exekutive vom Juni 1922 und auf dem IV. 
WeltkongreB zeigte. Die "Unnachgiebigkeit" 
der Maximal isten war fiktiv, und selbst 
wenn es zur Spaltung der PSI kommen sollte, 
was im Oktober 1922 tatsachlich geschah, 
so hatte es die PSI als Ganzes (und mit 
Recht) abgelehnt, sich mit der KPI zu ver­ 
einigen. Die ganze Sysiphusarbeit der Mos­ 
kauer Delegierten, um diese Fusion zu er­ 
moglichen, war daher von vornherein zum 
Scheitern verurteilt und, was noch schl im­ 
mer war, sie lahmte, desorientierte und 
demoral isierte eine Partei, die eines 
Maximums an Unterstützung für ihren einsa­ 
men Kampf gegen den Faschismus bedurfte 
(einsam infolge von materiellen Bedingun­ 
gen und nicht aus Reinheitsfimmel). 
Zu dem Zeitpunkt des Streiks, ·der nicht im 
luftleeren Raum zu bestimmen war, sondern 
mit einem hervorstechenden Ereignis des 
Kampfes gegen den Faschismus und den Staat, 
von denen es im Laufe der vorhergehenden 
Monate einige Beispiele gegeben hatte,. 
zusammenfallen muBte, schrieb die KP an 
anderer Stel le: "Wir waren nicht dagegen" 
( d, h. gegen den gewa hl ten Ze i tpunk t) , "weil 
er verfrüht gewesen ware, sondern weil 
er zu spët: war ". 
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DIE INFLATION ODER 
DIE FLUCHT NAC.H VORN 

DES KAPITALS 
WAS VERSTEHT MAN UNTER INFLATION? 

Um dieses allgemeine Phanomen des heutigen 
Kapitalismus mit Hilfe der marxistischen Wert­ 
lehre auf ihren Begriff zu bringen, muB man 
sich vor al lem genau klarmachen, was man unter 
"Inflation" zu verstehen hat. Die bekannte bür­ 
gerl iche Definition, die Inflation als perma­ 
nente Steigerung des Preisausdrucks der Waren 
beschreibt, ist vëllig unbrauchbar. Sie über­ 
sieht, daB Preiserhëhungen (z.B. Preiserhëhun­ 
gen bei Lebensmitteln durch Marktmacht) und 
Inflation (Verschlechterung des Werts der 
Geldware) grundsatzl ich zwei verschiedene Din­ 
ge sind, die nicht miteinander vermischt wer­ 
den dürfen. Erhëht sich der Preisausdruck der 
Waren, so ist auf den ersten Bl ick überhaupt 
nicht feststellbar, welche Seite der Gleichung 
sich geandert hat. Es ist nicht einsichtig, ob 
die Ware teurer oder die Geldware wertloser 
geworden i st. 

Die Verwendung des popularen lnflationsbegriffs 
schafft deshalb von Anfang an keine Klarheit 
über zentrale Unterscheidungen. Hier f~llt 
namlich vëllig unter den Tisch, daB im Preis­ 
ausdruck der Waren drei Ursachen ihren Aus­ 
druck finden. Zwei tendieren dazu, den Preis 
zu erhëhen; eine, ihn zu senken: 

1, Die Steigerung des Preisausdrucks der Waren 
durch Preiserhëhungen (Teuerung), die den 
Wert der Geldware unberührt lassen. 

2. Die Steigerung des Preisausdrucks der Waren 
durch Verminderung des Werts der Geldware 
(Inflation). - Warum nur dieser Vorgang 
korrekt als Inflation bezeichnet werden 
kann, wird spater gezeigt. 

3. Die Erniedrigung des Preisausdrucks der Wa­ 
ren durch Verminderung des Warenwerts in­ 
folge der Entwicklung der Produktivitat der 
Arbe i t. 

Dies soll ein Beispiel illustrieren: 
Wenn die lnflationsstatistiker feststellen, 
daB die Ware X 5000 Wahrungseinheiten und 10 
Jahre spater dieselbe Ware X 6000 Wahrungsein­ 
heiten kostet, so ist zunachst nicht festzu­ 
stellen, ob sich die Ware oder der MaBstab, mit 
dem sie gemessen wi rd, namlich die Geldware 
verandert hat, Es ist sowohl mëglich, da~ der 
Wert des MaBstabs Geldware gefallen, ais auch 
daf3 der Preis der Ware gestiegen l s t . lm er­ 
sten Fa! 1 müBte der Preis der Ware in einer 
groBeren Menge entwerteter Wahrung ausge­ 
drückt werden. 

Das Problem wird ,noch etwas kompl izierter, 
wenn die Entwicklung der Produktivitat berück­ 
sichtigt wird. Dabei gilt bekanntlich laut 
Marx folgende Beziehung: "Der Wert der Waren 
steht im umgekehrten Verhaltnis zur Produktiv­ 
kraft der Arbe l t ;!' (Kapital 1, S.338) Denn 
durch die Entwicklung der Produktivkrafte kann 
eine Ware mit gleichem Gebrauchswert in kürze­ 
rer Zeit hergestellt werden und hat folgl ich 
einen geringeren Tauschwert, da sie weniger 
Arbeitszeit verbrauchte. Sollten in unserem 
Beispiel die lnflationsstatistiker feststel­ 
len, daB sich der Preisausdruck der Ware X 
nicht geandert hat, so müBten sie schluBfol­ 
gern, daB keine Inflation stattgefunden hat.' 
Und solchen Unsinn kann man in der Tat haufig 
lesen. 

Bei Kenntnis der marxistischen Werttheorie ist 
dagegen ganz klar, daB sehr wohl Inflation 
stattgefunden haben kann. Durch die Entwicklung 
der Produktivitat wi rd der Wert der Ware X 
fallen, gleichzeitig kann sich jedoch der 
Wert der Geldware mit dem Ergebnis verringern, 
daB der Preisausdruck unverandert bleibt. 

Und in der Tat ist es gerade der zentrale 
Punkt jeder heutigen Inflation, daB durchweg 
trotz standiger Steigerung der Produktivitat 
die Preise ebenso bestandig steigen. Bevor al­ 
lerdings auf diese "permanente Inflation" na­ 
her eingegangen werden kann, ist es notwendig, 
die Grundelemente der marxistischen Geldtheo­ 
rie sich klar zu machen. 

DIE GELDTHEORIE BEI MARX 
Geld ist eine Notwendigkeit der kapital isti­ 
schen Produktionsweise. Ohne Geld kënnen die 
produzierten Waren nicht zirkulieren. Eine 
sozial istische/kommunistische Gesel lschaft, 
eben die Gemeinschaft der assoziierten Produ­ 
zenten, die Produkte und nicht Waren für den 
unmittelbaren gesel lschaftlichen Bedarf pro­ 
duziert, benëtigt dagegen kein Geld, da es 
keinen Markt gibt, auf dem der in den Waren 
steckende Wert realisiert werden muB. Es 
gibt hier eben keine Warenproduktion. Jeder 
produziert und jeder erhalt vielmehr das, 
was er benotigt, weil jeder unmittelbar ge­ 
sellschaftlich notwendige Arbeit leistet. 

Bei der kapital istischen Produktionsweise je­ 
doch wi rd Arbe i t "pri vat" verausgabt. Ob die 
so verausgabte Arbeit auch gesel lschaftlich 
notwendig war, erweist sich erst, wenn die 
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Ware sich auf dem Markt bewahrt und ihren Ab­ 
nehmer findet. Nur durch den Verkauf auf dem 
Markt kann der in der Ware steckende Wert re­ 
al isiert werden. Dies geschieht, indem sie 
gegen einen aquivalenten Wert getauscht wird. 
Ein al lgemeines Aquivalent, das gegen aile 
Waren austauschbar ist, ist deshalb notwen­ 
dig für das Funktionieren der kapitalisti­ 
schen Produktionsweise. Das allgemeine Aqui­ 
valent, namlich die Geldware, hat nun mehre­ 
re Funktionen zu erfüllen: 

1. MASS DER WERTE BZW. MASSTAB DER PREISE 

Erst das Vorhandensein einer Geldware ermëg- 
1 icht es, den Wert der Waren durch einen Preis 
sichtbar zu machen, Der Wert ist den Waren 
nicht auBerlich ansehbar. Deswegen muB jede 
Ware mit einem Preisausdruck versehen werden. 
Dazu ist ein MaB des Wertes notwendig. Wenn 
ich z.B. weiB, daB die Ware X 5000 Geldein­ 
heiten (Mark, Dollar, Franc, Pfund usw., der 
Name ist unwichtig) wert ist, so bin ich kei­ 
neswegs schlauer, dadas WertmaB nicht defi­ 
niert ist. Wert kann nun nur durch Wert, 
durch einen anderen Werttrager, durch eine 
andere Ware definiert werden. Eine andere 
Ware muB her, und zwar eine,die gegen alle an­ 
deren austauschbar ist: das Gold. 

Der Ausdruck, daB die Ware X 5000 Gramm Gold 
kostet, besagt, daB beide WertgrëBen gleich 
sind, da zu ihrer Herstellung gleiche Mengen 
gesel lschaftlich notwendiger Arbeitszeit er­ 
forderl ich sind. Die allgemeine Geldware Gold 
spielt hier bereits eine doppeite Rolle: Zum 
einen versieht es die Ware mit einem Preisaus­ 
druck und zum anderen definiert es das Wert­ 
maB. 

Dazu Marx: "Als MaB der Werte und als MaBstab 
der Preise verrichtet das Geld zwei ganz ver­ 
scbi edene Funk tionen. MaB der Werte i st Œ als 
d i e gesellschaftlicbe Inkarnation der menscb­ 
lichen Arbeit, MaBstab der Preise als ein fest­ 
gesetztes Metallgewicht. Als WertmaB dient es 
dazu, die Werte der bunt verscbiedenen Waren 
in Preise zu verwanàeln, in vorgestellte Gold­ 
quanta; als MaBstab der Preise miBt es diese 
Goldquanta." (Kap. 1 /113) 

ll rn ais "MaB der Werte" - so die Uberschrift 
über den ersten Abschnitt des 3. Kapitels im 
ersten Band des "Kapitals" - zu dienen, 
braucht theoretisch überhaupt kein Gold pro­ 
duzi ert worden zu se in , Man braucht nur zu 
wissen, wieviel die Produktion einer Gewichts­ 
einheit Gold kostet und schon kann der Wert 
einer unbegrenzten Masse von Waren gemessen 
werden: "Da der Ausdruck der Warenwerte in 
Gold ideell ist, ist zu dieser Operation aucb 
nur vorgestelltes oder ideelles Gold anwend­ 
bar." (Marx) 

2. GELD ALS ZIRKULATIONSMITTEL 

Damit sich in der kapitalistischen G'esell­ 
schaft der Tausch der Waren auf dem Markte 
nun tatsachlich vollziehen kann, muB Geld vor­ 
handen sein, um als Zirkulationsmittel zu 
funktionieren. Hierzu reicht ideelles Geld 
nun keineswegs aus, Die Menge der benëtigten 
Geldmittel hangt von der Warenmenge und der 

Umlaufgeschwindigkeit des Geldes ab. Marx ent­ 
wickel.t da für' folgende Gesamtformel: "Betrach­ 
ten wir nun die Gesamtsumme des in einem gege­ 
benen Zeitabschnitt umlaufenden Geldes, so ist 
sie, bei gegebner Umlaufgeschwindigkeit der 
Zirkulations- und Zahlungsmittel gleich der 
Summe der zu realisierenden Warenpreise plus 
der Summe der falligen Zahlungen, minus der 
sich ausgleichenden Zahlungen, minus endlich 
der Anzahl Umlaufe, worin dasselbe Geld­ 
stück abwecbselnd bald als Zirkulations-, 
bald als Zahlungsmi ttel funktioniert." (Kap i­ 
tel 1/153) 

Für die Zirkulation benëtigt man reales Geld: 
"um als Geld zu funktionieren, muB das Gold 
natürlich an irgendeinem Punkt in den Waren­ 
markt eintreten. Dieser Punkt liegt an seiner 
Produktionsquelle, wo es sicb als unmittelba­ 
res Arbeitsprodukt mit andrem Arbeitsprodukt 
von demselben Wert austauscht. " ( Kap. 1 / 123) 

Die weiteren Funktionen des Geldes, die Marx 
untersucht, die aber hier nicht wiedergegeben 
zu werden brauchen, sind im übrigen die Aufga­ 
ben der Schatzbi ldung bzw, des Weltgeldes. 

Festzuhalten ist also, daB Geld Ware und als 
solche Werttrager ist. Geld reprasentiert da­ 
gegen nicht unmittelbar Arbeitszeit. Marx 
selbst hat diese Auffassung klar zurückgewie- ' 
sen: "Die Fr age, warum das Geld ni chi: unmi t­ 
telbar die Arbeitszeit selbst reprasentiert, 
so daB z.B. eine Papiernote x Arbeitsstunden 
vorstellt, kommt ganz einfacb auf die Frage 
hinaus, warum auf Grundlage der Warenproduk­ 
tion die Arbeitsprodukte sicb als Waren dar­ 
stellen müssen, denn die Darstellung der Wa­ 
re schlieBt ibre Verdoppelung in Ware und 
Geldware ein." (Kapital 1/109 Anm. 50) 

3. GELD ALS ZAHLUNGSMITTEL UND DAMIT BASIS 
DES KREDITS 

Mit der Weiterentwicklung der Warenproduktion 
konnen Kauf und Bezahlung der Ware zeitlich 
getrennt werden. Mit dieser Veranderung der 
Tauschbeziehungen erhalt auch das Geld eine 
andere Bestimmung, es wird Zahlungsmittel. 

"Mit der Entwicklung der Warenzirkulation 
entwickeln si ch jedoch Verbal tnisse, wodurcb 
die VerauBerung der Ware von der Realisierung 
ihres Preises zeitlich getrennt wird. Es ge­ 
nügt, die einfachsten dieser Verbaltnisse 
bier anzudeuten. Die eine Warenart erheischt 
langere, die andere kürzere Zeitdauer zu ib­ 
rer Produktion. Die Produktion verscbiedner 
Waren ist an verscbiedne Jabreszeiten ge­ 
knüpft. Die eine ware wird auf ihrem Markt­ 
platz geboren, die andre muB zu entferntem 
Markt reisen. Der eine Warenbesitzer kann da­ 
her als Verkaufer auftreten, bevor der andre 
als Kaufer. Bei steter Widerkebr derselben 
Transaktionen unter denselben Personen regeln 
sich die Verkaufsbedingungen der Waren nacb 
ihren Produktionsbedingungen." (Kap.1/149) 

Aber erst zum Zeitpunkt der Zahlung fungiert 
das Geld tatsachlich ais Zahlungsmittel, vor­ 
her ist es nur ideelles Kaufmittel (ais 
Geldversprechen des Kaufers), bewirkt aber 
als solches den Verkauf der Ware, Solange 
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sich die verschiedenen Forderungen der Produ­ 
zenten gegenein~nder ausgleichen, braucht das 
Geld auch als Zahlungsmittel ni.cht tatsach- 
1 ich vorhanden zu sein, denn es funktioniert 
nur ideell als Rechengeld oder MaB der Werte. 

Das Zahlungsmittel ist andererseits Ausgangs­ 
punkt des Kredits, denn das jetzt entstehende 
Verhaltnis von Glaubiger und Schuldner ist 
die Basis des Kreditgeldes. Anstelle des Gel­ 
des ais Zahlungs- und Kaufmittel tritt das 
Schuldzertifikat (z.B. der Wechsel), das sei­ 
nerseits wieder ais Zahlungsmittel dient. Die 
Warenbesitzer werden von Kaufern und Verkau­ 
fern zu Schuldnern und Glaubigern, es wird ge­ 
kauft ohne zu verkaufen, das Aquivalent also 
ist nicht der gesellschaftl iche Garant des 
Werts, sondern die private Garantie des Kau­ 
fers, eben z.B. der Wechsel. 

Dieser Wechsel wird selbst Geld, er kann bis 
zum Tage seiner Einlosung zirkulieren und ais 
Geld fungieren, Er, der im Grunde nur Anwei­ 
sung ist auf zukünftige Produktion, kann so­ 
gar absolut an Stelle des Geldes zirkulieren, 
als Bodensatz, soweit sich Forderungen und 
Schulden aufrechnen und damit ausgleichen. 
Der Kredit wird dem Kapitalisten in zwei For­ 
men gewahrt, Mit dem kommerziellen Kredit ge­ 
wahren sich die Kapitalisten untereinander 
mit Hilfe des Wechsels Kredit. Der Wechsel 
selbst reprasentiert in der Regel Warenkapital, 
also Wert, Er vermittelt den Warentausch und 
bleibt daher innerhalb der Grenzen, die durch 
die Produktion, durch die Pre'issumme der Wa­ 
ren, und zwar der bereits vorhandenen, der in 
der Vergangenheit produzierten, selbst gesetzt 
sind, Weiter hangt der Umfang dieses kommer­ 
ziel len Kredits und der Verdrangung des Gel des 
durch ihn von der Phase des Konjunkturzyklus 
und dem Verhaltnis von Produktion und Konsum­ 
tion usw. ab; eine Grenze also, die durch die 
Entwicklung des Kapitalverhaltnisses selbst ge­ 
setzt ist. Diese Grenzen nun hilft der eigent­ 
liche Geld- oder Bankierskredit zu sprengen, 

Jetzt wird der Bankier zum Mittler zwischen 
Verleiher und Borger. Die periodischen Frei­ 
setzungen von Geldkapital im Reproduktionspro­ 
zeB des Kapitals erlauben es ihm, selbst als 
Sammler und Verleiher von Kapital aufzutreten. 
Der Geldkredit macht das Kapital endgültig un­ 
abhangig von der Masse des zirkul ierenden Gel­ 
des, d.h. Geldes in seiner ursprünglichen Be­ 
stimmung und Beschrankung durch seinen imma­ 
nenten Warencharakter, indem er neues Geld 
schafft und damit gleichzeitig die im Geld als 
Geld angelegte Verselbstandigung gegenüber der 
Ware - und hier auch bereits gegen die Geld­ 
ware (Gold) selbst - vorantreibt. Der eigent­ 
liche Bankkredit beruht zwar auf den Reserve­ 
fonds, die im ReproduktionsprozeB des Kapitals 
notwendig entstehen, aber indem er sich vom 
produktiven Kapital, das sein Ausgangspunkt 
ist, befreit und im Bankierskredit verselbstan­ 
digt- erqânz t durch die Ersparnisse al 1er anderen 
Klassen -, überspringt er auch die in seiner 

,Herkunft als Schatz oder Reservefonds angeleg­ 
ten okonomischen Grenzen, 

Aus dieser knappen Charakteristik des Kredits 
gi lt es demnach vor al lem festzuhalten, daB 

wir es hier von der Entstehung her mit zwei 
Grundformen des Kredits zu tun haben: 

a) der kommerzielle Kredit, hervorgegangen 
aus der zeitlichen Trennung zwischen 
Verkauf und Kauf, den beiden Seiten des 
Austàuschprozesses der Ware, damit aus 
der Funktion des Gel des ais Zahlungsmittel, 
dessen Rep r âs en t ant der Wechsel ist; 

b) der Bankkredit, hervorgegangen aus der 
periodischen Brachlegung und Freisetzung 
von Geldkapital im ZirkulationsprozeB des 
Kapitals - also entstanden aus dem Schatz - 
dessen Reprasentant die Banknote ist. 

Mit der Moglichkeit der Diskontierung der 
Wechsel bei den Banken - die Banken kaufen 
die Wechsel bei' Abzug der Zinsen - verschwim­ 
men allerdings die Grenzen zwischen kommer­ 
ziellem und Bankierskredit. 

Wichtig und charakteristisch für den Bankiers­ 
kredit ist nun, daB die Banken keineswegs 
"überschüssige" oder "freie" Gelder ausleihen. 
Sie leihen vielmehr Zahlungsversprechungen 
aus, die dem Bankkunden ais Sichtguthaben 
gutgeschrieben werden. Sie leihen nun bei wei­ 
tem mehr aus, als sie durch Einlagen verwal­ 
ten. Sie "schëpfen" also Giralgeld. Verein­ 
facht laBt sich dieser GeldschopfungsprozeB 
folgendermaBen darstellen: 

Erh~lt eine Bank eine Einzahlung von z.B, 
1000 DM, dann braucht sie nicht die gesamte 
Geldmenge als Reserve für die Gutschrift zu 
halten, denn dies entsprache einer Deckung 
von 100%. Für den normalen Bankverkehr ge­ 
nügt z.B. eine Deckung von 10%, also 100 DM. 
Die restlichen 900 DM, die der Bank durch 
die Einlage zugeflossen sind, konnen als 
Kredit vergeben werden. Wenn der Kreditneh­ 
mer die Gutschrift für eine Uberweisung an 
eine andere Bank\€rwendet, dann kann diese 
Bank die zugeflossenen 900 DM, unter Berück­ 
sichtigung von einer Reserve von 10% (90 DM) 
wiederum als Kredit in Hëhe von 810 DM ver­ 
leihen usw. Die Moglichkeit der Gi ralgeld­ 
schopfung der Banken liegt darin begründet, 
daB die Einzahlungen und Auszahlungen sich 
in etwa ausgleichen und zur Funktionsfahig­ 
keit der Banken eine moglichst klein gehalte­ 
ne Bargeldreserve genügt. 

Eine weitere Kreditschopfungsmëgl ichkeit be­ 
steht darin, daB sich die Banken untereinan­ 
der Guthaben in gleicher Hohe einrichten. 
Durch verschiedene technische Prozesse schaf­ 
fen die Banken also Geld-und durchaus reales 
Geld, sofern es für jcdes Kauf- und Zahlungs­ 
geschaft des Landes verwendet werden kann. 
Sie schopfen Papiergeld, weil seine Zirkula­ 
tion letztlich von der guten Verwaltung und 
der Zahlungsfahigkeit der Banken abhangt 
und nicht von dem eigentlichen Wert des al 1- 
gemeinen Aquivalents, Es reprasentiert 
staatl iches Papiergeld, wei l in al len en t­ 
wickelten Landern samtliche bedeutenden De­ 
positenbanken durch ein eigenes System mit 
der Notenbank verbunden sind, das gewahrlei­ 
stet, daR das Buchgeld durch Banknoten der 
Notenbank gedeckt ist. lm Zuge der Entwick­ 
lungen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs sind 
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noch nicht einmal diese Papierzeichen notwen­ 
dig. Al les ist hier im wesentl ichen elne Sache 
von Bewegungen verschiedener Konten, auf de­ 
nen nur noch entsprechende Summen verbucht 
werden. 

Das Entscheidende an diesem ganzen Hokuspokus 
ist natürlich, daB in ihm die Mëglichkeit der 
Bank erscheint, quasi aus dem Nichts Geld zu 
produzieren und so den Schein zu erwecken, als 
habe sich im "modernen" Kapitalismus die Zir­ 
kulation endgültig von der Produktion gelëst 
und ihre ëkonornische Basis, wie sie im kommer­ 
ziellen Kredit noch deutl ich hervortritt, nun­ 
mehr verlassen. Als sei es nun nicht mehr der 
ReproduktionsprozeB des Kapitals, der den Bank­ 
kredit hervorbringe, sondern vielmehr umgekehrt 
das Bankkapital, das aus eigener Machtvollkom­ 
menheit Kapital in die Welt setzt. Die Kapita- 
1 isten werden allerdings auch hier von der 
Wirklichkeit permanent eines Besseren belehrt. 
Sie haben es zwar verstanden, die Geldware als 
allgemeines Warenaquivalent scheinbar durch 
ihre raffinierte Kontenmagie überflüssig zu 
machen; sie müssen aber immer wieder von 
neuem feststellen, daB zwischen der Ware und 
dem Geld ein ehernes funktionales Verhaltnis 
besteht, worin das Geld der Vermittler des Wa­ 
rentauschs ist, wofür es aber letztlich nur 
als eigener Wertausdruck funktionieren kann. 

GOLD, PAPIERGELD UND DER BEGRIFF 
"INFLATION" 
Die Produktionskosten der allgemeinen Geldware 
Gold sind im eigentl ichen überflüssige Kosten 
(faux frais) der kàpitalistischen Produktions­ 
weiseo Denn das Gold ist nur notwendig zur 
Zi rkulation der Waren. Es hat sonst keinen Ge­ 
brauchswert - mit Ausnahme des Goldes für 
Schmuck, industrielle Zwecke usw. ln einer so­ 
zial istischen Gesellschaft, die direkt für die 
Bedürfnisse der assoziierten Mitglieder produ­ 
ziert, ist eine Goldproduktion deshalb sinn­ 
los. Heute hat man sich daran gewëhnt, die La­ 
gerung von Milliarden-Werten in Gold in den 
Tresoren der Zentralbanken als normal zu emp­ 
finden, Die ungeheure Verschwendung gesell­ 
schaftlicher Arbeit, die darin zum Ausdruck 
kommt, wird erst wieder deutlich, wenn die 
Ware Gold durch eine andere Ware ersetzt wi rd. 
Man stelle sich vor, die Banken würden Milliar­ 
den ungenutzter Gebrauchsgegenstande oder Le­ 
bensmittel in ihren Kellern lagern. Diese Ver­ 
schwendung, für jeden augenscheinlich, bedarf 
keines weiteren Kommentars. 

Es lage durchaus im lnteresse des Kapitals, 
einen Weg zu finden, die Produktionskosten der 
allgemeinen Geldware entscheidend zu reduzie­ 
ren. Dies ist jedoch eine theoretische Unmëg­ 
lichkeit, da ein allgemeines Aquivalent mit 
Wert absolute Notwendigkeit der kapitalisti­ 
schen Produktionsweise ist. Deshalb sind auch 
alle Versuche eines "Kunstgoldes" - wie etwa 
aktuell die Sonderziehungsrechte (SZR) - in 
der Praxis nicht zu realisieren. Man kann zwar 
das Gold durch Papierzettel reprasentieren 
lassen. Ohne das Gold im Rücken sind·diese 
Papierzettel aber soviel wert, wie es kostet, 
diese zu drucken. Die Gesamtsumme der umlau- 

fenden Papiernoten kann nie mehr reprasentie­ 
ren als die Goldsumme,für die sie ausgegeben 
wird. Wird aber mehr Geld gedruckt als Gold 
im Gegenwert.vorhanden, so "überschreitet es 
sein MaB". Dazu Marx: "Uberschreitet aber 
das Papier sein MaB, d.h. die Quantitat von 
Goldmünze gleicher Denomination, welche zir­ 
kulieren konnte, so stellt es, von der Gefahr 
allgemeiner Diskreditierung abgesehen, inner­ 
halb der Warenwelt dennoch nur die durch ihre 
immanenten Gesetze bestimmte, also auch allein 
reprèisent.i erbe re Goldquanti tat vor. " Und we i - 
ter: "Nur insofern das Papiergeld Goldquanta 
reprasentiert, die, wie· alle anderen Waren­ 
quanta, auch Wertquanta, ist es Wertzeichen." 
(Kap.1/142) 

Wie 1aBt sich nun der Begriff "Inflation" auf 
der Basis der marxistischen Geldtheorie genau 
bestimmen? Dazu kënnen wir jetzt sagen: 

1. Wenn bei reiner Goldwahrung unter der Be­ 
dingung konstanter Produktionskosten des Gol­ 
des die Preise steigen, so ist dies nur mëg­ 
lich, wenn die Werte der Waren steigen. Dies 
ist begrifflich exakt als "Teuerung" zu be­ 
zeichnen, 
2. Bleiben die Warenwerte gleich, so ist den­ 
noch eine Erhëhung des Preisausdrucks mëglich, 
wenn die Produktionskosten für die Geldware 
Gold sinken, Ein solcher Vorgang muB korrekt 
a l s "Wertminderung" einer bestimmten Ware be­ 
zeichnet werden. 

Folglich kann logischerweise, solange die 
reine Go l dwâh r unq existiert, nicht von "In­ 
flation" gesprochen werden. Inflation ist bei 
reiner Goldwahrung eine theoreitsche Unmëg- 
1 ichkeit. Die Bezeichnung "Goldinflation" ist 
genauso inhaltlslos wie etwa "Eiseninflation". 
ln analogen Vorgdngen früherer Zeiten beruhte 
also die Preissteigerung durchgangig auf einer 
Wertminderung des Goldes; sei es, daB es mas­ 
senhafter auftrat bzw. mit weniger Arbeitsauf­ 
wand hergestellt werden konnte; oder sei es, 
daB durch Münzfalschung der Goldwert von 
Staatswegen vermindert wurde. 

Wird nun Papiergeld auf Goldbasis eingeführt, 
so andert sich für das oben Gesagte so lange 
nichts, wie die Papierzeichen auch tatsachl ich 
Gold im Besitz der gelddruckenden Stelle re­ 
prasentieren. Der Name des Papierscheins und 
seine jeweilige Aufgl iederung sind für die 
Wertbestimmung vol 1 ig belanglos. Das Papier­ 
zeichen selbst ist soviel wert, wie es kostet, 
es zu drucken. Werttrager bleibt nach wie vor 
das Gold selbst. Das Papierzeichen ist nur 
ein Anspruchstitel auf eine entsprechende 
Goldmenge. 
Sobald al lerdings Geldzeichen ohne entspre­ 
chenden Gegenwert ausgegeben werden, haben 
wir einen ProzeB, der korrekt durch den Be­ 
griff "Inflation" gekennzeichnet l s t . Infla­ 
tion bedeutet dabei, daB jede Gewichtseinheit 
Gold durch eine grüBere, "aufgeblasenere" 
Menge Geldzeichen reprasentiert wird. Der 
Begriff "lnfaltion" hat demnach nur für die 
Papierwahrung einen Sinn. 
So wie der Begriff "Goldinfaltion" unsinnig 
ist, so ist es auch der Begriff "Preis des 
Goldes". Wenn Gold das WertmaB der Preise 
l s t , so bedeutet "Preis des Goldes" Gold 

.1 
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durch Gold zu messen. Dies ist so unsinnig wie 
Eisen durch Eisen zu messen. Was man logischer­ 
weise nur messen kann, ist der Goldgehalt der 
Wahrungseinheit. Der Ausdruck 1 Unze Gold 
gleich 35 US Dollar bedeutet in Wirklichkeit: 
ein Dollar vertritt 1/35 einer Unze Gold. 

Gelaufige Einwande, die behaupten, der Kapita- 
1 ismus brauche nach Marx keine werttragende 
Geldware, es genüge die reine Fiktion des. Pa­ 
pier- oder noch besser des Buchgeldes, und 
Marx habe sich einfach zu sehr an dem Faktum 
der Goldwahrung zu seiner Zeit orientiert, zei­ 
gen nur ihre lgnoranz. Marx war kein Theoreti­ 
ker des Kapitalismus seiner Zeit, sondern sei­ 
ne Theorie behandelt die immanenten Gesetze 
des Kapitalismus im allgemeinen. Darüber hin­ 
aus beweisen solche Behauptungen hëchstens, 
daB man die entsprechenden Passagen über das 
Geld im "Kapital" nicht gelesen oder nicht 
verstanden hat. Am Ende reduzièrt man die vie­ 
len Funktionen des Geldes einfach auf die Funk­ 
tion des Zirkulationsmittels und übersieht 
die Funktion des Geldes als Mittel zur Auf­ 
schatzung, a 1 s "Inkarnation gesellschaftlicber 
Arbeit" (Kap.1/151) und "gesellscbaftlicber 
Materiatur des Reicbtums" (Kap.1/157). Waren 
kënnen im gewissen Umfang si cher auch durch 
wertlose Zeichen zi rkul iert werden. Als "In­ 
karnation gesellscbaftlicber Arbei t" muB die. 
allgemeine Geldware aber Wert besitzen oder 
Wert reprâsent l eren. Das Konzept ei nes "funk­ 
tiona len Geldes" ist nicht mit der marxisti­ 
schen Geldtheorie in Einklang zu bringen, 
weil ein solches Geld nicht alle Funktionen 
von Geld im Kapitalismus erfüllen kann. Dies 
ist auch der Punkt, der die Durchsetzung des 
"Papiergoldes" SZR (Sonderziehungsrechte des 
lnternationalen Wahrungsfonds) ·a1s vollgülti­ 
gen Ersatz des Goldes letztlich unmëglich 
macht. Den SZR fehlen eben zentrale Geldfunk­ 
tionen. Gangige Einwande übersehen auch, daB 
jede kapitalistische Produktionsweise die 
Verdoppelung der Ware auf dem Markt gegen 
Geldware erfordert. Auf dem Markt wird Wert 
gegen Wert getauscht. Dies ist unmëglich, wenn 
die Geldware selbst keinen Wert besitzt. 

Deut}ich werden die falschen Eindrücke in die 
kapitalistische Bewegung z.B. an den jüngsten 
"Goldnotierungen". Wie kommt der unterschied- 
1 iche Preisausdruck in Gold und Papierwahrung 
zustande7 Abgesehen von Einflüssen derSpeku­ 
lation gilt dabei folgendes: Wenn die Pro­ 
duktionskosten für die Geldware Gold sich rela­ 
tiv wenig andern, die Produktionskosten für 
alle anderen Waren durch die ungeheure Entwick­ 
lung der Produktivkrafte in den letzten Jahr~ 
zehnten enorm sinken, so ergibt sich logischer­ 
weise, daB sich für jede Gewichtseinheit Gold 
immer mehr andere Waren kaufen lassen. Was 
den Laien als Wertsteigerung des Goldes er­ 
scheint, ist in Wirklichkeit eine Minderung 
des Warenwerts aller übrigen Waren. Tragen die 
Waren trotz ihrer permanenten Wertminderung 
laufend hohere Preisausdrücke, so beweist 
dies, daB der Wert der Papierwahrung laufend 
gesunken sein muB. Hier handelt es sich nicht 
ùm "Irnaç l nâre Rechnungen", sondern um den 
Kern der permanenten Inflation im gegenwarti­ 
gen Kapitalismus. 

INFLATION UND DIE KRISENSTEUERUNG IM 
MONOPOLKAPITALISMUS 

Bisher ist der Ausdruck "lnfaltion" nur auf 
seinen Begriff gebracht worden. Es wurde ge­ 
zeigt, daB erst bei Papiergeldwahrung Infla­ 
tion theoretisch und praktisch moglich ist. 
Das Vorhandensein einer Papiergeldwahrung ist 
aber allein noch keine Erklarung dafür, warum 
heute permanente Inflation stattfindet. Die 
Hauptursache hierfür ist in der Krisen-Ver­ 
hinderungspolitik des Staates in Zusammenar­ 
beit mit den Zentralbanken zu suchen, um die 
Realisierungsprobleme der Monopole durch 
Geldschëpfung zu meistern. Dies geschieht 
hauptsachlich durch Expansion oder Kontraktion 
der Masse der Zirkulationsmittel (Gelduml~uf) 
und Ersatzkaufe des Staates tür die sich kein 
"normaler" kapital istischer Kaufer findet. 

Weiter oben wurde gezeigt, daB eine Warenmen­ 
ge zu ihrer Zirkulation eine adaquate Masse 
Zirkulationsmittel erfordert. Wird diese Men­ 
ge künstlich durch die Zentralbank verringert, 
so gerat die Zirkulation ins Stocken. Wird 
sie erhoht, so kann sie besonders leicht funk­ 
tionieren. 

DaB es in den letzten Jahrzehnten in den füh­ 
renden kapitalistischen Staaten gelungen ist, 
schwere Wirtschaftskrisen zu vermeiden, ist 
unbestreitbar. Der Keynesianismus wurde zur, 
Wunderwaffe der bürgerlichen okonomie. Uber 
die Erfolge der Krisensteuerung redet jeder; 
daB mit der Krisenverhinderung auch ihre "po­ 
sitiven" Folgen unterdrückt werden, bleibt un­ 
erwahnt. Funktion der Krise ist es, einen aus 
dem Gleichgewicht geratenen Kapital ismus wie­ 
der ins Gleichgewicht zu bringen - durch Ver­ 
nichtung gesellschaftlich nicht notwendiger 
Produktionen, durch Reduzierung des Preises 
der Ware Arbeitskraft usw. 

Um im Gleichgewicht zu sein, müssen im Kapita­ 
lismus ~tliche Bedingungen erfüllt sein. Die 
Proportionen zwischen den Abteilungen 1 (Pro­ 
duktionsmittel industrie) und 11 (Konsumgüter­ 
industrie) müssen stimmen, vor al lem aber müs­ 
sen Profitrate und Mehrwertmasse hoch genug 
sein, um die Verwertung der angehauften Kapi­ 
tale zu garantieren. lm Verlauf seiner Akkumu­ 
lation erreicht das Kapital jedoch stets 
einen Punkt, ab dem diese Bedingungen nicht 
mehr gegeben sind. Die Akkumulation kommt ins 
Stocken, der eigentl iche Zweck der kapitali­ 
stischen Produktionsweise - die Jagd nach dem 
Mehrwert - erweist sich als zunehmend schwie­ 
r i ger. "Überproduktion von Kapi tal beiBt nie 
etwas anderes als Uberproduktion von Produk­ 
tionsmitteln - Arbeits- und Lebensmitteln-, 
die als Kapital fungieren konnen, das heiBt 
zur Ausbeutung der Arbeit zu einem gegebenen 
Exploitationsgrad angewandt werden konnen; in­ 
dem das Fallen dieses Exploitationsgrades 
unter einen gegebenen Punkt Storungen und 
Stockungen des kapitalistiscben Produktions­ 
prozesses, Krisen, Zerstorungen von Kapital 
bervorruft." (Kap.111/266) Und Uberproduktion 
von Kapital ist nichts anderes als Ube rakku­ 
mulation. Die ungenügende Verwertung infol- 
ge dieser Uberakkumulation besagt, daB das 
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Kapital rascher wachst als der aus einer gege­ 
benen Bevolkerung auspreBbare Mehrwert, daB 
die Verwertungsbasis, und damit die Mehrwert­ 
masse im Verhaltnis zum angehauften Kapital 
zu klein geworden ist. Wir haben also in der 
Krise unbeschaftigtes, profitloses Kapital 
einerseits und eine stets anwachsende Reserve­ 
armee andererseits nicht - wie oft behauptet - 
deshalb, weil zu viel an Mehrwert produziert 
wurde, sondern weil im Verhaltnis zu der ak­ 
kumul ierten Kapitalmasse zu wenig an Mehrwert 
vorhanden ist. Die Arbeiter werden freigesetzt, 
nicht, weil sie durch die Maschinen verdrangt 
werden, sondern weil bei einer gewissen Hëhe 
der Kapitalakkumulation der Profit zu klein 
wi rd, es sich daher nicht lohnt und der Profit 
dafür auch nicht ausreicht, die erforderlichen 
Maschinen usw. anzuschaffen. Nicht am mangeln­ 
den subjektiven Willen der Kapitalisten geht 
die Akkumulation zu Ende oder gerat ins Stok­ 
ken, sondern an der objektiven Unmoglichkeit: 
Der Mehrwert reicht quantitativ nicht aus, 
um die Akkumulation im erforderlichen Umfang 
fo rtzusetzen. 

Dieses wesentliche Moment der kapitalistischen 
Akkumulation muB gerade deshalb so hervorge­ 
hoben werden, weil allzu haufig die kapitali­ 
stische Entwicklung zur Krise al lein an der 
Anarchie des Marktes, eben der Konkurrenz, 
festgemacht wird, der man durch vermehrte 
"Planung" und "lnvestitionslenkung" entgegen­ 
steuern konnte. Die Krisen- und letztlich 
auch Zusammenbruchtendenz des Kapitalismus 
entsteht aber eben nicht aus der Anarchie der 
Produktion, aus der Konkurrenz, sondern ist 
Ergebnis der Uberakkumulation des Kapitals, 
wobei die sich stets verscharfende Konkurrenz 
die Folge der Uberakkumulation ist, 

Dieser "natürliche" ProzeB der kapitalistischen 
Akkumulation zur Uberakkumulation zerstort also 
jedes Gleichgewicht und der Kapitalismus wOrde 
sehr schnell zusammenbrechen, wenn nicht ge­ 
çen l ëu f l çe Tendenzen die "Katastrophe" verhin­ 
dern würden. Und es ist gerade die Krise, die 
mit ihrer Entwertung von Kapitalien - also 
einem gesellschaftlichen UmverteilungsprozeB - 
das Gleichgewicht vorübergehend wiederher­ 
stellt. Nach.diesem Desaster von Kapitalver­ 
nichtung und verscharfter Ausbeutung ist dann 
die Mehrwertmasse im Verhaltnis zum angehauf­ 
ten Kapital wieder groB genug, um eine Verwer­ 
tung zu si che rn. 

lm Gleichgewicht ist also stets die Tendenz 
zum Ungleichgewicht und im Ungleichgewicht be­ 
reits die Tendenz zum Gleichgewicht angelegt. 
Das heiBt aber keineswegs, daB der Kapitalis­ 
mus so bis in alle Zeiten weitermachen kann, 
wie die "frohe Botschaft" der Bourgeoisie im­ 
mer verkündet. lm Gegenteil: Mit fortschrei­ 
tender Entwicklung des Kapitals, also mit zu­ 
nehmender Akkumulation und GroBe des bereits 
vorhandenen Kapitals verscharfen sich immer 
mehr die Krisensymptome. Dies wurde durch die 
gewaltige Zerstërung von Kapital im 2, Welt­ 
krieg und die sich daran anschlieBende Phase 
vermeintlich unaufhaltsamer Wachstumssprünge 
scheinbar widerlegt. Nach der jüngsten Welt­ 
wi rtschaftskrise sind allerdings auch die 

eifrigsten Verkünder eines krisenfreien 
Kapltalismus kuriert und nicht mehr in der 
Lage, diese eherne Tatsache des Kapitalismus 
ais vergangen abzutun, 

Krisensteuerung bedeutet nun, daB die Pro­ 
duk t i on aufrechte rha l ten wi rd, i ndem "no rma- 
1 e rwe i se" unve rkâuf l iche Waren trotzdem ver­ 
kauft werden. Dies ist keine echte Krisen­ 
losung, sondern besser eine Stabilisierung 
des Ungleichgewichts. Da nicht genügend Geld 
vorhanden ist, um aile Waren zu kaufen, muB 
der Kapital ist Geldersatz oder Zahlungsver­ 
sprechen, die selbst wertlos sind, akzeptie­ 
ren, Oder die Zentralbank muB in Zusammenar­ 
beit mit den Geschaftsbanken mehr Geld in die 
Zirkulation werfen, Das Prinzip der Geld­ 
schopfung wurde oben erklart. Den verschiede­ 
nen Techniken ist gemeinsam, daB Wertzeichen 
ohne Gegenwert entstehen, Die Folge ist die 
Inflation, 

Dies darf nicht zu dem falschen SchluB fUh­ 
ren, daB schon die Erhohung der Masse der 
Zirkulationsmittel al lein inflationare Ten­ 
denzen auslost. Solange zusatzliche Zirkula­ 
tionsmittel durch Gegenwert gedeckt sind, 
kann nièht von inflationaren Folgen die Re­ 
de sein. Marx macht mehrfach deutlich, daB 
zur Zirkulation einer bestimmten Warenmenge 
eine adaquate Geldmenge erforderlich ist, 
Ausdrücklich aber warnt er vor dem beliebten 
UmkehrschluB, daB die Preise der Waren durch 
die Masse des Geldmaterials bestimmt sind. 

Dazu Marx: "Die für den ZirkulationsprozeB 
der Warenwelt erheischte Masse von Zirkula­ 
tionsmi tteln ( i s t) berei ts durch die Preis­ 
summe der Waren bestimmt." (Kap,1/131) Und 
we i ter: "Ob der Preiswechsel der waren wirk­ 
liche Wertwechsel widers~iegelt oder bloBe 
Schwankungen der Marktpreise, die Wirkung 
auf die Masse der Zirkulationsmittel bleibt 
dieselbe." (Kap.1/132) 

Umgekehrt ist aber die Kontraktion der Zir­ 
kulationsmittel keineswegs Voraussetzung 
für Preissenkungen, wie haufig behauptet 
wird. Dazu wieder Marx: "Die Illusion, daB 
umgekehrt die Warenpreise durch die Masse 
der Zirkulationsmittel und letztre ihrer­ 
seits durch die Masse des in einem Lande be­ 
findlichen Geldmaterials bestimmt werden, 
wurzelt bei ihren ursprünglichen Vertretern 
in der abgeschmackten Hypothese, daB Waren 
ohne Preis und Geld ohne Wert in den Zirku­ 
lationsprozeB eingehn, wo sich dann ein 
aliquoter Teil des Warenbreis mit einem ali­ 
quoten Teil des Metallbergs austausche. " 
(Kap. 1 /137) 

Und über Vanderl int spottet Marx: "Vanderlint, 
der die Warenpreise durch die Masse des in 
einem Land befindlichen Goldes und Silbers 
bestimmt wahnt, fragt sich, warum die indi­ 
schen Waren so wohlfeil? Antwort: Weil die 
Inder das Geld vergraben." 

Die Namen wechseln, aber.heutebehauptet die 
Bourgeoisie nichts anderes. lm Kampf gegen 
die Keynesianer mit ihrer Betonung auf Staats­ 
intervention zwecks Krisenmanagement pochen 

1 J 
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die Monetaristen hartnackig auf Jhre simplen 
Rezepte der Kontrolle der Geldmenge. Für sie 
bringt alle Staatsintervention nur Unruhe in 
die sonst automatisch zum Gleichgewicht ten­ 
dierende Wirtschaft. Halte man die Zirkula­ 
tionsmenge nur genügend groB zum Warenumfang, 
so ergebe sich alles Ubrige praktisch wie 
von selbst. 

DAS INFLATIONSARGUMENT "MONOPOLMACHT" 

Monopolmacht bedeutet, daB es einem Einzel­ 
kapital gelingt, seine Waren zu Preisen über 
ihren Werten - genauer: über ihrem Produk­ 
tionspreis - zu verkaufen. Die Folge ist, daB 
es einen Extraprofit realisiert, denn beim 
Produktionspreis real isieren alle Kapitalien 
den Durchschnittsprofit. Dieser Extraprofit 
kann nur ein angeeigneter sein, d.h. er muB 
zu Lasten eines anderen Kapitals gehen, Es 
findet so eine Umverteilung der Mehrwertmasse 
zwischen den Kapitalien statt. Nach wie vor 
gi lt aber, daB Preis- und Wertsumme einer Pro­ 
duktionsperiode identisch sind. Produzieren 
nun die Monopole eine groBe Warenmenge und 
stellen die lnflationsstatistiker für diesen 
Sektor Preissteigerungen fest, so kann man 
allenfalls von Teuerung, nicht aber von Infla­ 
tion sprechen, denn der Wert der Geldware 
bleibt unbernhrt. Hier zeigt sich wieder, wie 
wichtig die Unterscheidung von Preissteigerung 
/Teuerung und Inflation ist. DaB diese Erkennt­ 
nis mit dem bürgerl ichen lnflationsbegriff 
nicht mëglich ist, ist schon oben ausgeführt 
worden. 
Solange es dem Monopol also gelingt, sich 
einen Extraprofit von einem anderen Kapital 
anzueignen, kann dies keine inflationaren Fol­ 
gen haben. Dies gelingt ihm um so leichter, je 
geringer der Monopolisierungsgrad einer Gesell­ 
schaft i st. 

Anders stellt sich das Problem zu einem Zeit­ 
punkt, an dem der MonopolisierungsprozéB so­ 
weit fortgeschritten ist, daB das Monopol zum 
bestimmenden gesellschaftlichen Moment wird. 
1st die Masse des Mehrwerts, den man sich von 
einem anderen Kapital aneignen kann, erschëpft, 
so bedeutet eine Preiserhëhung, die dennoch 
stattfindet, daB zuviel Waren mit einem zu ho­ 
hen Preis auf den Markt kommen, als dort ver­ 
kauft werden kënnen. Dies führt unweigerlich 
zur Krise, und die Krise sorgt dafür, daB die 
Preise den Werten wieder angepaBt und das ka­ 
pitalistische Gleichgewicht wiederhergestellt 
wi rd. 

Verhindert der Staat nun die Krise durch eine 
lnflationspolitik, so besteht prinzipiel 1 die 
Mëgl ichkeit, daB die Warenmenge zu einer Preis­ 
summe verkauft wird, die über ihrer Wertsumme 
1 iegt. 

ln diesem Sinne kann Monopolmacht, bei hohem 
Monopol isierungsgrad der Gesellschaft, in Kom­ 
bination mit der Krisen-Verhinderungspolitik 
des Staates infaltionare Folgen haben. Der Mo­ 
nopolpreis bewirkt zunachst begrifflich eine 
Preissteigerung/Teuerung, die erst durch die 
Krisen-Verhinderungspolitik des Staates in In­ 
flation umschlagt. Jede Ware kann mit einem 

Preis versehen werden, der über ihrem Wert 
(Produktionspreis) liegt. lm Kapital ismus der 
freien Konkurrenz sorgt die Konkurrenz dafür, 
daB dieses nicht oder nur als Ausnahme gesche­ 
hen kann. lm Monopolkapital ismus ist es mogl l ch , 
daB die gesamte Warensumme einer Produktions­ 
periode mit Preisen versehen werden, die über 
der Wertsumme 1 iegen. Preis- und Wertsumme sind 
jetzt nicht mehr identisch. Ein Teil der Waren 
ist nur noch dann absetzbar, wenn sie gegen 
noch nicht produzierten Wert getauscht werden, 
in anderen Worten, nicht gegen Geld, sondern 
gegen Zahlungsversprechen. Monopol-Profite be­ 
deuten nicht nur einen angeeigneten Mehrwert 
auf Kosten der ührigen Kapitalien, sondern sie 
bedeuten gleichzeitig einen permanenten 
Druck, die Preissumme aller Waren über die 
Wertsumme zu erhëhen. Die Waren kënnen dann 
nur noch gegen Zahlungsversprechen, vermittelt 
durch die Kreditgeldschëpfung, verkauft wer­ 
den. Die positive Folge davon ist, daB die 
Mehrwertproduktion nicht ins Stocken gerat. 
Die negative Folge davon ist, daB sich das 
Problem von Jahr zu Jahr verscharft: da ein 
immer grëBerer Teil des Einkommens der neuen 
Produktionsperiode zur Bezahlung der Schulden 
aus der alten Periode verwandt werden muB, 
bleibt ein immer kleiner werdender Tei 1 der , 
Einkommen zum Kauf der Waren dieser neuen Pe­ 
riode übrig, Mit anderen Worten: soll der Ab­ 
satz nicht stocken, so muB erneut, und zwar in 
grëBerem Umfang, die Kreditgeldschopfung in 
Bewegung gesetzt werden. Dies ist eben der 
Kern jeder positiven staatlichen Kulturpolitik, 
die, um Krisen zu verhindern, versuchen muB, 
daB sonst unverkaufl iche Waren gegen einen · 
noch nicht erzeugten Wert getauscht werden. 
Hier liegt zugleich die Ursache für die per­ 
manente Aufblahung des Geldumlaufs bzw. die 
permanente Inflation. 

Dieser ProzeB bedeutet für die Monopole, daB 
sie trotz überdurchschnittl icher Profitraten 
unter chronischem Bargeldmangel leiden, der 
tendenziell zunimmt, und zwar um so mehr, je 
grëBer die Monopole sind. Und dies ist nichts 
anderes, als der konkrete Ausdruck für die frü­ 
her ausgeführte fundamentale Tatsache der ka­ 
pitalistischen Akkumulation, daB es naml ich 
immer schwieriger, wenn nicht sogar unmëgli­ 
cher wird, die nëtige Mehrwertmasse zu _erwirt­ 
schaften, um das schon riesig angehaufte 
Kapital zu verwerten. 

Es muB hier jedoch vor der falschen SchluB­ 
folgerunn gewarnt werden, daB Monopolisierung 
notwendig und immer zu Preiserhëhungen und In­ 
flation führt. Preiszusammenbrüche sind nicht 
nur theoretisch mëgl ich, sondern werden auch 
tatsachlich eintreten in einer noch vor uns 
liegenden Phase. Die von einem der scharfsten 
Kritiker des keynesianischen Krisenmanage­ 
ments - F.A. Hayek - seit 40 Jahren hartnackig 
vertretene These, der Keynesianismus werde 
Ober die Inflation auf die Dauer eine schwere 
Wirtschaftskrise verursachen, zeigt, daB hell­ 
sichtige Vertreter der Bourgeoisie durchaus 
begreifen, wohin dieser vermeintliche Sieg 
über die kapital istische Krise führen wird - 
namlich in die wirtschaftliche Katastrophe. 

Eine nur aus Monopolen bestehende Gesell- 



52 1 nfl at ion 

schaft ist eine theoretische wie praktische 
Unmëglichkeit. Der MonoplisierungsprozeB hat 
objektive Grenzen: 

1. Da der Monopolprofit ein angeeigneter Ex­ 
traprofit vom Nicht-Monopol-Sektor ist, liegt 
die objektive Grenze der Summe der Monopol­ 
Profite in der Summe der Mehrwertmasse. ln der 
kapitalistischen Wirklichkeit liegt die Grenze 
jedoch niedriger. Das nichtmonopolistische Ein­ 
zelkapital wird schon dann die Produktion ein­ 
stellen, wenn die erzielte Profitrate nicht 
mehr über den Durchschnittszins hinauskommt. 
Die Monopole müssen aber am Erhalt der Nicht­ 
Monopole interessiert sein, da es sonst kei­ 
nen anzueignenden Mehrwert mehr gibt. Daraus 
erklart sich unter anderem auch das relativ 
hartnackige Fortbestehen einer mittelstandi­ 
schen Zulieferindustrie, so wie die allerdings 
eher hilflosen Versuche des Staates, den weite­ 
ren MonopolisierungsprozeB zu kontrollieren. 

2. Schon oben war gezeigt worden, daB die Mo­ 
nopolisierungsgrenze unterlaufen werden kann, 
indem der Staat durch lnflationspolitik den 
Absatz der Waren zu Monopolpreisen sichert. 
Aber auch dies hat seine objektive Grenze. Die 
lnflationsrate kann nicht unbegrenzt erhëht 
werden, ohne die kapital istische Zirkulation 
zu geführden, Zu welchen Hortungserscheinungen 
zu hohe lnfaltionsraten führen, kann gerade 
seit der letzten Weltwirtschaftskrise haufig 
beobachtet werden. Hier liegt der Grund, warum 
auch das Kapital ein lnteresse hat, daB die ln­ 
flationsrate "normal" bleibt. Hinzu kommt 
auch, daB die Monopole immer grëBere Summen 
von ausstehenden Forderungen haben, an deren 
Entwertung sie kein lnteresse haben kënnen. 

Die lnflationspolitik des kapitalistischen 
Staates hebt also die objektiven Grenzen des 
Monopols keineswegs auf, sondern verschiebt 
sie nur. 

Aus 1. und 2. ergibt sich, daB nicht alle Mono­ 
pole permanent alle Monopolprofite wieder zum 
Monopolprofit verwerten kënnen. Dies ist eine 
theo ret i sche Unmëgl i chke i t. 

Sobald das Monopol an seine objektiven Grenzen 
stëBt, bleibt nur noch eine Quelle für einen 
Extramehrwert übrig: die Profitmasse der ande­ 
ren Monopole. Zum gegenwartigen Zeitpunkt kann 
man nur in den USA davon sprechen, daB die 
Monopole auf ihre internen Grenzen stoBen. Oh­ 
ne Zweifel weisen die übrigen entwickelten ka­ 
pitalistischen Staaten einen niedrigeren Mono­ 
polislerungsprozeB auf. 1st der Monopolisie­ 
rungsprozeB seit dem 2. Weltkrieg auf dem Welt­ 
markt erst einmal weltweit abgeschlossen, so 
kënnen Monopole nur noch auf Kosten anderer 
Monopole einen Extramehrwert erzielen. Zu die­ 
sem Zeitpunkt muB ein unerbittlicher Konkur­ 
renzkampf zwischen den Monopolen und entspre­ 
chend auch zwischen den Staaten mit Preiszusam­ 
menbrüchen, Krisen und entsprechenden Folgen 
losbrechen. Dies erklart, warum eine friedli­ 
che Zusammenarbeit zwischen den Multinationa­ 
len Konzernen, ein aktuelles "Generalkartell" 
b211, ei n "Ultraimperial ismus", auch heute un­ 
mëgl ich ist. 

Für das Proletariat hat diese Tendenz einer 

si ch vers châ rfenden internat i ona 1 en Konku r renz 
einschneidende Konsequenzen. Je mehr slch das 
Produktivitatsniveau zwischen den entwickelten 
kapitalistischen Staaten ausgleicht, um so 
grëBer wird die Bedeutung der Lëhne zur Erzie­ 
lung absoluter Vorteile auf·dem Weltmarkt. ln 
Zukunft wird deshalb die Lohnentwicklung bei 
den Hauptkonkurrenten einen immer wichtigeren 
Platz einnehmen. Je geringer andererseits die 
Mëglichkeiten werden, durch unterschiedliche 
Lohn- und Produktivitatsentwicklungen absolu­ 
te Vorteile auf dem Weltmarkt zu erzielen, um 
so mehr Druck wird auf die Steigerung der ln­ 
tensitat der Arbeit ausgeübt werden. Und das 
ist schon nicht mehr Zukunftsmusik, sondern 
rauhe Wirklichkeit. 

PERMANENTE I NFL.ATI ON- ALS GESTEUERTE 
ERSATZKRISE 

Inflation ist begriffl iche Reduzierung des 
Werts der Papierwahrung. lhre Ursache liegt 
in den Akkumulationsgesetzen der kapital isti­ 
schen Produktionweise. 1hr Auslëser ist die 
Krisen-Verhinderungspolitik des Staates. lr­ 
flation heiBt unter diesen Bedingungen nicht 
nur Entwertung des Geldes, sondern mit der 
Inflation geht ein Umverteilungs- und Entwer­ 
tungsprozeB Hand in Hand, der "normalerweise" 
- d.h, ohne Anti-Krisen-Politik des Staates - 
nur in der Krise auftritt. Die Inflation hat' 
also teilweise gleiche Funktionen wie die 
Krise, nur mit dem Vorteil, daB sie steuerbar 
bzw. leichter zu steuern ist ais die klassi­ 
sche Uberakkumulationskrise. GroBe Depressio­ 
nen, mi li tante Klassenkampfe, die bis zum 
Sturz der kapital istischen Produktionsweise 
führen konnen, werden so vordergründig ver- 
mieden. · 

Die Inflation führt zu einem Umverteilungs­ 
und EntwertungsprozeB, bei dem die Warenbe­ 
sitzer - 'd i h , die Besitzer von "Sachwerten" - 
prinzipiell im Vorteil sind, da sie ihre Wa­ 
renwerte in hëheren Geldpreisen ausdrücken 
kënnen. Für die USA ist es mëglich, datenmas­ 
sig nachzuweisen, daB dies den Monopolen eher 
gelingt als den Nicht-Monopolen. Schwache, 
nicht akkumulationsfahige Kapital ien werden 
tendenziell aus dem Markt geworfen wie in der 
"normalen" Krise. Al lerdings wi rd der Zusam­ 
menbruch des Produktionsprozesses bislang 
verhindert. 

Die Besitzer der Ware Arbeitskraft kënnen un­ 
gleich schwieriger den Wert ihrer Ware in hë­ 
heren Preisen ausdrücken, denn dazu müssen 
erst Lohnerhëhungen erkampft werden. Die In­ 
flation hat auch hier die gleiche Funktion 
wie die Krise: den Preis der Ware Arbeitskraft 
zu drücken. 

Aber die groBen Kapitalien sind~nicht nur 
lnflations-Gewinnler wie es haufig scheint. 
Die Krisenverhinderungspolitik erfordert es, 
daB die Monopole immer mehr Waren nicht ge­ 
gen Geld, sondern gegen Zahlungsversprechen 
verkaufen müssen. Dies bedeutet eine wachsen­ 
de private Verschuldung in allen entwickelten 
kapitalistischen Staaten. Werden diese AuBen­ 
stande jeweils in entwerteter Wahrung be- 
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zahl t, so ist klar, daB auch die Monopole 
Wertverluste hinnehmen müssen. 

Hinzu kommt die allgemeine Schwièrigkiet, daB 
dem GeDdzeichen rein JuBerlich sein Wert nicht 
anzusehen ist. Erst wenn z.B. der Dollar von 
1978 eijn sichtbar anderes Zeichen ware als der 
"konstante Dollar von 1958" - er wi rd zur Auf­ 
stel lung inflationsberichtigter Statistiken 
ve rwende t -, ware es für den Warenbesitzer 
ein leichtes, seine Waren mit einem neuen 
Preisausdruck zu versehen, 

Ein welterer positiver Aspekt der permanenten 
Inflation für das Kapital ist, daB die Produk­ 
tion von mehr Wert angeregt wird. 

Wie wir gesehen haben, wird Arbeit im Kapita- 
1 ismus nicht unmittelbar gesellschaftlich ver­ 
ausgabt, sondern privat. Um als gesellschaft- 
1 iche Arbeit anerkannt zu werden, um also in 
die Wertbildung einzugehen, muB sich die Ware 
auf de~ Markt bewahren, d.h. gegen einen·aqui­ 
valenten Wert getauscht werden. Findet die Wa­ 
re keinen Gegenwert, so wird sie durch die 
Krise entwertet und geht nicht in die Wertbil­ 
dung ein. Sie war gesellschaftlich eben nicht 
notwendig. 

Durch die Krisen-Verhinderungspol l t l k, des 
Staates, durch Geldschopfung, durch Kredit 
wird es nun moglich, diese Ware zu z-i rku l l e­ 
ren, obwohl noch ï"mmer kein Gegenwert vorhan­ 
den ist. Die Ware wird getauscht gegen ein 
Zahlungsversprechen. Es geht jetzt mehr Wert 
in die Wertbildung ein, als es ohne die lnfla­ 
tionspolitik des Staates der Fall gewesen 
ware. 

Dies ist die Basis für den Versuch bürgerli­ 
cher Okonomen nach den Anzeichen zunehmender 
Realisierungsschwierigkeiten seit den 60er 
Jahren, durch "leichte" Inflation ein stetes 
Wirtschaftswachstum zu erreichen. Dies ist 
langfristig jedoch unmoglich, da Zahlungsver­ 
sprechen spater eingelost werden müssen. Die 
Folge ist, daB in der nachsten Produktions­ 
periode die Mittel nicht zur Zirkulation der 
Waren zur Verfügung stehen, die zur Einlosung 
der Zahlungsversprechen aus der früheren Pro­ 
duktionsperiode benotigt werden. Folgl ich muB 
der Staat erneut an der lnflationsschraube dre­ 
hen, wenn er verhindern will, daB die Produk­ 
tion zusammenbricht. 

Die Verknappung der 1.1L iquidi t ât " beim Bürger 
steht die Verringerung der Liquiditat der Kon­ 
zerne gegenüber. Dort wird das Verhaltnis 
von flüssigen Mitteln zu laufenden Verpflich­ 
tungen tendenziel I immer ungünstiger. Offen­ 
sichtl ich gelingt es den Monopolen immer weni­ 
ger, ihre Waren gegen Bargeld loszuschlagen. 
Deshalb müssen sie wachsende Zahlungsverspre­ 
chen "in Kauf nehmen". 

Diese Tatsachen machen ebenso deutlich, daB 
die Krisen-Verhinderungspolitik die Probleme 
nicht wirklich lost, sondern kumulativ auf­ 
schiebt. Eine "stabile" lnflationsrate ist 
ebenso unmoglich, wie die Verhinderung groBe­ 
re~ Konjunkturausschlage, 

KEINE ALTERNATIVE ZUR PERMANENTEN 
INFLATION 

Bisher ist nur über das Problem der Krisenver­ 
hinderung gesprochen worden. Umgekehrt laBt 
sich natürlich auch eine ·"überschaumende Kon­ 
junktu~1 durch Verknappung der Zirkulationsmit­ 
tel bremsen. Weiter oben ist erlautert worden, 
daB zur Zirkulation einer bestimmten Warenmen­ 
ge eine adaquate Menge Geld notwendig ist. Wird 
diese Geldsumme künstl ich verringert, so gerat 
die Zirkulation ins Stocken. Eine Zirkulation 
der gesamten Warenmasse ist nur noch moglich, 
wenn die Preissumme unter die Wertsumme fallt. 
Diese Methode der Konjunktursteuerung ist je­ 
doch ein zweischn~idiges Schwert. Einerseits 
laBt sich so eine Kontraktion der Preissumme 
erreichen, andererseits stellen die Kapitali­ 
sten tendenziell die Produktion ein, da niemand 
gerne Waren unter ihrem Wert verkauft. Dies ist 
die Basis für das vielfach in der bürgerl ichen 
Presse verwandte Argument, daB zuviel "Bremsen" 
in eine Rezession umschlagen kann. 

Auch diese Technik dient dazu, die Krise kon­ 
trollierbar zu halten. Unsinnig an dieser Poli­ 
tik ist aber generell, daB alle Kapital ien 
einer Branche davon betroffen sind. Nach der 
Logik der kapital istischen Krise sollen davon 
aber besonders die schwachen, weil relativ un­ 
produktiven Kapital ien in allen Branchen ge­ 
troffen werden. 

Es gehort nicht viel Weisheit dazu,um vorauszu­ 
sagen, daB der Staat in Zukunft versuchen wird, 
die Konjunkturpol itik so zu strukturieren, 
daB die schwachen Kapital ien aller Branchen da­ 
von starker getroffen werden als die Starken. 
Ein solcher Weg wird seit einiger Zeit in den 
USA z.B. so anvisiert: Kredlt ist grundsatz- 
1 i ch re i ch l i ch vo rhanden, j edoch zu "exot i schen" 
Zinssatzen. Die Folge ist, daB nur die produk­ 
tiven Kapitalien solche Zinssatze bezahlen kon­ 
nen. Die weniger produktiven bleiben auf der 
Strecke, 

Eine Konjunktursteuerung durch Kontraktion der 
Zirkulationsmittel ist zwar auch bei reiner 
Goldwahrung mogl ich. Der Staat braucht nur an 
der Steuerschraube zu drehen. Umgekehrt kann 
er aber nicht bel iebig Gold in die Zirkulation 
werden, da seine Goldvorrate begrenzt sind. So­ 
bald seine Vorrate erschopft sind, sind auch 
seine Moglichkeiten der Krisenverhinderung zu 
Ende. Die Mogl ichkeit des "Keynesianismus", al­ 
so die permanente Papiergeldi~flation, müssen 
ihm als Wunderwaffe erscheinen, 

Die Einsicht, daB es Inflation begrifflich nur 
bei Papierwahrung geben kann, hat nun einige 
Leute auf die fixe ldee gebracht, daB Problem 
Inflation durch Rückkehr zum reinen Goldstan­ 
dard zu "Jësen". Hier machte sich vor al lem 
der franzosische Okonom Jacques Ruëff einen 
Namen. Dieser Position liegt der lrrtum zu 
Grunde, daB sie die Erscheinungsform für die 
Urseche halten, Diese Ansicht gleitht jeman­ 
dem, der versucht, Deichbrüche zu verhindern, 
indem er zum "reinen Küs tens t ande r d" ohne 
Deiche zurückkehrt. Deichbrüche sind nun 
nicht mehr moglich, aber niemand wird ernst- 
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haft behaupten wollen, daB damit auch die Pro­ 
bleme der Sturmflut gelëst seien, Eine Rück~ 
kehr zum reinen Goldstandard würde natürlich 
lnflationen verhindern. Als Preis für den 
stabilen Geldwert handelte man sich aber pumpt 
schwere Krisen ein. Ein solches Pladoyer isi 
nur als selbstmërderisch zu bezeichnen. Wo 
stünde die franzosische Bourgeoisie heute, 
wenn der Staat nach dem Mai 1968 nicht an der 
lnflationsschraube hatte drehen konnen? 

Die Mehrheit der bürgerl ichen ij<onomen denkt 
hier anders. Die Inflation gi lt auch hier als 
"unfein", aber sie wird doch der Alternative 
Krise vorgezogen. Aus dem Di lemma permanente 
Inflation oder Krise gibt es im heutigen Mo­ 
nopolkapitalismus aber keinen Ausweg. 

Andererseits ist klar, daB die vielfaltigen 
Veranderungen, durch die sich dieser Monopol­ 
kapitalismus vom Kapitalismus zu Lebzeiten 
Marx' unterscheidet, das Wertgesetz keines­ 
wegs auBer Kraft gesetzt hat, Vielmehr kann 
die heutige permanente Inflation nur auf sei­ 
ner Grundlage verstanden werden. Dann wird 
auch klar, daB von einer permanenten Infla­ 
tion frühestens seit dem 1. Weltkrieg, ge­ 
nauer seit der Uberwindung der Weltwirt­ 
schaftskrise von 1929-32 gesprochen werden 
kann. Seit diesem Zeitpunkt setzen sich in 
der Tat Kreditschëpfung und Staatsintervention 
immer starker durch, wahrend man andererseits 
offen zu einem Geldsystem ohne Golddeckung, 
vielmehr mit staatlichem Zwangskurs über­ 
geht, 

DAS INFLATIONSARGUMENT "VERTEILUNGS­ 
KAMPF ZWISCHEN KAPITAL UND ARBEIT" 

Nachdem wi r somit die grundsatzlichen Ursachen 
der heutigen Inflation herausgearbeitet haben, 
müssen wir uns zum SchluB noch mit der groBen 
Lüge des Kapitals beschaftigen. 

Der Verteilungskampf zwischen Lohnarbeit und 
Kapital wird heute durchweg zum zentralen ln­ 
flationsargument. Marx hat sich schon in 
"Lohn, Preis und Profit" gegen die se Auffas­ 
sung einer "Lohn-Prei.s-Spirale" gewandt. Lohn­ 
erhëhungen kënnen allein zur Folge haben, daB 
das Wertprodukt eines Arbeitstages neu zwi­ 
schen Kapital und Arbeit aufgetei lt wird. 
"Eine allgemeine Lohnsteigerung würde daher 
auf eine Senkung der allgemeinen Profitrate 
hinauslaufen, ohne jedoch die f'lerte zu beein­ 
flussen." (MEW 16/140) 

Arbeitslohn und Mehrwert stehen eben in einem 
umgekehrt proportionalen Verhaltnis. Aber: Da 
das Gesetz des tendenziellen Falles der Profit­ 
rate wirkt, kann sich die Profitrate verrin­ 
gern, obwohl der Arbeitslohn nicht steigt und 
folglich auch die Mehrwertrate nicht kleiner 
wird. Die Mehrwertrate hat umgekehrt die Ten­ 
denz, mit der Entwicklung des Kapitalismus, 
mit der Steigerung der Arbeitsproduktivitat 
sich zu erhëhen. Demnach gilt: Die Profitrate 
fallt, nicht weil der Arbeiter weniger, son­ 
dern mehr.ausgebeutet wi rd. Verteuern sich 
die Lebensmittel oder vermindert sich der 
Wert des Geldes, so steigt der Wert der Ar- 

beitskraft, und der Arbeiter muB um die Stei­ 
gerung seines Arbeitslohnes kampfen. Sinkt der 
Wert der Arbeftskraft, so muB er der Herabset­ 
zung des Arbeitslohnes widerstreben. Denn das 
ware "bl9B ein Versuch, sich einen gewissen An­ 
teil an der Vermehrung der Produktivkraft sei­ 
ner eigenen Arbeit zu sichern und seine frühe­ 
re relative Stellung auf der gesellschaftlichen 
Stufenleiter zu behaupten." (ebd., S.142) 

Zum Wert der Ware Arbeitskraft sind noch eini­ 
ge knappi.Bemerkungen notwendig, Es muB fest­ 
gehalten werden, daB die Theorie vom Minimum 
des Arbeitslohnes eine rein bürgerliche Be­ 
handlungsweise des Problems darstellt, die 
bis zu den Physiokraten zurückreicht. "Das 
Minimum des Salars bildet •.• die Achse der 
physiokratischen Lfihre", und auch si e nahmen 
schon irrigerweise an, "daB sie dies Minimum 
als eine unveranderliche GroBe auffaBten, die 
bei ihnen ganz von der Natur bestimmt ist, 
nicht von der historischen Entwicklungsstufe, 
die selbst eine Bewegungen unterworfene GroBe 
ist ••• " ("Theo ri en über den Mehrwert" 1 /13) 

Der Wert der Ware Arbeitskraft bestimmt sich 
aus dem Arbeitsquantum, das notig ist, die Le­ 
bensmittel zu produzieren, die der Arbeiter 
zum Unterhalt und zur Reproduktion der Ar­ 
beitskraft braucht. Aber: "Allein es gibt ge­ 
wisse eigentümliche Merkmale, die den Wert der 
Arbeitskraft ••. vor dem Wert aller anderen 
Waren auszeichnen. Der Wert der Arbeitskraft 
wird aus zwei Elementen gebildet - einem rein 
physischen und einem historischen oder gesell­ 
schaftlichen." (MEW 16/147) Der Wert der no t> 
wendigen Lebensmittel bildet nur die unterste 
Grenze des Werts der Arbeitskraft, AuBerdem 
wi rd der Wert der Ar be i tskraft dur ch den "tra-· 
ditÙmellen Lebensstandard" (ebd. 148) be- 
st immt, der sich im betreffenden Land heraus­ 
gebi Jdet ha t , 
Worin besteht das Maximum des Werts der Ar­ 
beitskraft? Es kann ebensowenig bestirrvnt wer­ 
den wie das Minimum der Mehrwertrate, Der Ka­ 
pitalist strebt stets nach einem Maximum an 
Profit, d,h,, er ist bemüht, den Arbeitslohn 
auf das physische Minimum zu reduzieren und 
den Arbeitstag zum physischen Maximum 
auszudehnen. Die Fixierung der faktischen Hë­ 
he des Arbeitslohnes und der faktischen Lange 
des Arbe i tstages "erfolgt nur durch das un­ 
aufhorliche Ringen zwischen Kapital und Ar­ 
beit •. , Die Frage lost sich auf in der Frage 
nach dem Krafteverhal tnis der Kampfenden." 
(ebd., 149) 

Der Kampf der Arbeiterklasse für hëheren Ar­ 
beitslohn und kürzeren Arbeitstag ist also 
durch die direkte ëkonomische Notwendigkeit 
diktiert, die sich unmittelbar aus der allge­ 
meinen Tendenz des Kapitals ergibt, den Ar­ 
beitslohn permanent relativ herabzudrücken. 
ln dieser Richtung wirkt das Gesetz der kapi­ 
talistischen Akkumulation, 

Allerdings: Marx betrachtete den tagtaglichen 
Kampf der Arbeiterklasse um die Verbesserung 
ihrer ëkonomischen Lage als eine wichtige, 
aber nicht als die Hauptrichtung des Kampfes 
gegen den Kapitalismus, Denn er betont, daB 
die Arbei terk lasse hier nur "gegen Wirkungen 
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kampft, nicbt aber gegen die Ursachen dieser 
Wirkungeno,o Sie sollte begreifen, daB das ge­ 
genwartige System bei all dem Elend, das es 
über sie verhangt, zugleicb scbwanger geht 
mit den materiellen Bedingungen und den ge­ 
sellscbaftlicben Formen, die für eine okonomi­ 
sche Umgestaltung der Gesellscbaft notwendig 
ei.nâ ;" (ebd, 152) 

Das ist die wissenschaftliche Begründung dafür, 
warum die konservative Losung 'Ein gerechter 
Tagelohn für eln gerechtes Tagewerk!' durch 
die revolutionare Losung 'Nieder mit dem Lohn­ 
system!' ersetzt werden muB, 

Resümee: Der Antagonismus zwischen Bourgeoisie 
und Lohnarbeiter ist durch den Grundwider­ 
spruch des Kapitalismus verursacht. Es ist 
eine Tatsache, "daB im MaBe wi e Kapital akku­ 
muliert, die Lage des Arbeiters, welcbes immer 
seine Zablung, boch oder niedrig, sich ver­ 
schlechtern muB." (Kap,1/675) Zugleich ent­ 
wickelt sich "mit der Akkumulation des Kapi­ 
tals der Klassenkampf und daher das Selbstge­ 
fübl der Arbeiter." (ebd. 683) 

Zwischen Kapital und Arbeit besteh~ also ein 
Verhaltnis gleicher, wenn auch antagonisti­ 
scher Rechte, weswegen allein die Gewalt ent­ 
scheidet, wer sich durchsetzt, Man kann aller­ 
dings seine Rechtsposition zeitweise die do­ 
minierende werden lassen, wenn man den Gegner 
auBer Gefecht setzt. Nach der verheerendsten 
Niederlage des internationalen Proletariats 

ist es dem Kapital gelungen, die Kampfmëgl ich­ 
keit der Arbeiterklasse weitgehendst auszu­ 
schalten, Zum ewigen Bestand dieses Klassen­ 
kampfes von oben gehërt unter anderem das 
standig wiederholte Marchen der Lohn-Preis­ 
Spirale. Es soll zu nichts anderem dienen, 
als die Arbeiter zu einem "freiwilligen" Lohn­ 
abbau zu animieren bzw. sich mit diesem ab­ 
zufinden. 

Erhëht der Kapitalist seine Preise über den 
Wert der Waren, genauer über ihren Produk­ 
tionspreis, so muB er sich diesen Wertteil 
entweder von einem anderen Kapital aneignen, 
oder seine Ware wi rd tendenziell unverkauf- 
1 ich. Für die Preissumme einer Produktions­ 
periode gilt, daB sie mit der Wertsumme iden­ 
tisch ist. Werden die Preise erhëht, so ist 
kein entsprechender Gegenwert in der gleichen 
Periode produziert worden, um sie zu tauschen" 
Die Waren bleiben unverkauflich, und es kommt 
zur Krise. Die Waren werden entwertet und das 
kapitalistische Gleichgewicht wiederherge­ 
stel I t, 

Verhindert der Staat nun die Krise durch eine 
lnflationspolitik, so ist prinzipiell die Mëg­ 
lichkeit gegeben, daB die Warensumme zu Prei­ 
sen über ihren Werten verkauft werden. Die Ur­ 
sache dafür ist aber nicht der Lohnkampf der 
Arbeiter, sondern die Krisen-Verhinderungspoli­ 
tik des Staates, welche in Wirklichkeit die 
Krise, die schlieBlich noch gewaltiger ausbre­ 
chen wird, nur hinausschiebt, 
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